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Vorwort 

 
Am 1. Januar 2005 trat die neue Gefahrstoffverordnung in Kraft. In der Folge einer geänder-
ten Konzeption enthält diese neue Regelungen und Verfahrensweisen sowie unbestimmte 
Rechtsbegriffe, die einer Erläuterung bedurften.  
 
Um beim Vollzug der Gefahrstoffverordnung eine einheitliche Vorgehensweise der staatli-
chen Arbeitsschutzbehörden und der Präventionsdienste der Unfallversicherungsträger zu 
gewährleisten, hatten die Länder gemeinsam mit den Unfallversicherungsträgern einen Fra-
ge-/Antwort-Katalog erarbeitet, der im Dezember 2005 als LV 45 „Leitlinien zur Gefahrstoff-
verordnung“ erschien. Dieser Katalog enthält Antworten auf Auslegungsfragen der Verord-
nung.  
 
Nachdem nun seit mehr als 3 Jahren praktische Erfahrungen bei der Umsetzung des neuen 
Gefahrstoffrechts vorliegen, wurde es notwendig, die Erkenntnisse der Aufsichtsbehörden 
für eine Überarbeitung der LV 45 zu nutzen und diese zugleich an die Entwicklungen des 
technischen Regelwerkes anzupassen.  
 
Die Aktualisierungen sind in der vorliegenden Neufassung durch seitliche Markierungen 
bzw. durch den Begriff „neue Frage“ gekennzeichnet, so dass sie sofort erkannt werden 
können. 
 
Der überarbeitete Frage-/Antwort-Katalog richtet sich in erster Linie an die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter der staatlichen Arbeitsschutzbehörden. Er ist abgestimmt mit den Unfallver-
sicherungsträgern und dient einer Umsetzung der Aufsichts- und Beratungstätigkeit beider 
Aufsichtsdienste nach einheitlichen Kriterien. Unterschiedliche Anforderungen an die Be-
triebe können so vermieden werden. Es handelt sich um ein exemplarisches Beispiel prakti-
scher Kooperation zwischen staatlichen Arbeitsschutzbehörden und Unfallversicherungs-
trägern. Letztere prüfen im Einzelnen, welche Teile aus dem Katalog sie entsprechend den 
Bedürfnissen der jeweiligen Mitgliedsunternehmen in ihr eigenes Informationsangebot zur 
Veröffentlichung aufnehmen, denn nicht alle Inhalte der neuen LV 45 sind für alle Branchen 
und für alle Tätigkeiten gleichermaßen von Bedeutung. 
 
Die Fragen und Antworten sind darüber hinaus eine Informationsquelle für diejenigen, die 
vor Ort für die Umsetzung der Gefahrstoffstoffverordnung zuständig sind. 
 
Potsdam/Wiesbaden im September 2008 
 

 

  
Ernst-Friedrich Pernack  

Vorsitzender des Länderausschusses für 
Arbeitsschutz und Sicherheitstechnik 
 

Marianne Weg 

Koordinatorin für das Fachthema „Stofflicher 
Gefahrenschutz“ des Länderausschusses für 
Arbeitsschutz und Sicherheitstechnik 
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A ANWENDUNGSBEREICH, BEGRIFFSBESTIMMUNGEN, ALLGEMEINES  

A 1 ANWENDUNGSBEREICH 

A 1.1 (ehem. 1.1.1)  

§ 1 Abs. 3 Satz 2 

Was sind „andere Personen“ im 
Sinne dieses Satzes? 

Die Vorschriften der GefStoffV dienen nicht nur dazu, den-
jenigen Beschäftigten, der selbst die Tätigkeit mit einem 
Gefahrstoff durchführt, vor diesem Gefahrstoff zu schützen, 
sondern auch andere Beschäftigte oder Personen. Diese 
„anderen Personen“ sind Dritte, die z.B. aufgrund eines 
Auftrags oder einer Dienstleistung infolge der genannten 
Tätigkeit Gefahrstoffen ausgesetzt sein können (z.B. ein 
Auftragnehmer, dessen Beschäftigte, aber auch Unbeteilig-
te, z.B. Besucher und Kunden).  

A 1.2 (ehem. 1.1.2)  

§ 1 Abs. 3 

Fallen ehrenamtlich Tätige, z.B. 
Angehörige der freiwilligen Feu-
erwehren, in den Geltungsbereich 
der GefStoffV?  

§ 3 Abs. 5 

Fallen ehrenamtlich Tätige unter 
die den Beschäftigten gleichge-
stellten „sonstigen Personen“? 

Die GefStoffV gilt nach § 1 Abs. 1 u.a. „zum Schutz der 
Beschäftigten und anderer Personen vor Gefährdungen 
ihrer Gesundheit und Sicherheit durch Gefahrstoffe“. Eh-
renamtlich Tätige sind mindestens dem Kreis der „anderen 
Personen“ zuzuordnen, so dass die hierauf gerichteten 
Vorschriften auch für ehrenamtlich Tätige gelten. Sie sind 
aber auch nach § 3 Abs. 5 Satz 2 den Beschäftigten gleich-
gestellt. Dort heißt es: „Den Beschäftigten stehen [...] sons-
tige Personen, [...], die Tätigkeiten mit Gefahrstoffen durch-
führen, gleich“. Somit gelten für die ehrenamtlich Tätigen 
ausdrücklich auch die Bestimmungen des Dritten bis 
Sechsten Abschnitts zum Schutz der Beschäftigten.  

Die Ermächtigungsgrundlage im ChemG bezieht sich nicht 
auf Arbeitnehmer, sondern auf Beschäftigte. Eine Ein-
schränkung der „sonstigen Personen, [...], die Tätigkeiten 
mit Gefahrstoffen durchführen“ (§ 3 Abs. 5 Satz 2), auf Ar-
beitnehmer ist nicht ableitbar. 

A 1.3 (ehem. 1.1.3) 

§ 1 Abs. 4 

Schließt der Geltungsbereich 
auch die Beförderung außerhalb 
eines Betriebes ein? 

Ja.  

A 1.4 (ehem. 1.1.4) 

Welche Paragraphen der Verord-
nung sind für Unternehmer ohne 
Beschäftigte relevant? 

Für Unternehmer ohne Beschäftigte gelten nach § 3 Abs. 5 
GefStoffV alle Regeln der VO. Beispielhaft s. hierzu auch 
Frage J 1.1 zu Anforderungen bei Asbestarbeiten. 
Regelungen, die Pflichten in Bezug auf Beschäftigte enthal-
ten, sind in diesen Fällen nicht einschlägig. (s. a. A 1.2 zu 
den Beschäftigten gleichgestellte Personen). 

Weitere Ausführungen s. a. Nr. 1 Abs. 4 TRGS 400. 
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A 1.5 (ehem. 1.1.5) 

Abgrenzung zum Geltungsbereich 
des Arbeitsstättenrechts: 

Fallen z.B.  

1. Schwimmmeister in Hallenbä-
dern (Tätigkeit Aufsicht, ohne 
Bedienung der Chlorungsanla-
ge, trotzdem Belastung durch 
Ausdünstung von Stickstoff-
Chlor-Verbindungen aus dem 
Badewasser) 

2. Kassenarbeitsplätze an Tank-
stellen 

3. Verkauf von Gefahrstoffen 

4. Beschäftigte, die 

a. auf Betriebsgelände 

b. außerhalb des Betriebsge-
ländes 

verkehrsbedingtem Staub und/ 
oder DME ausgesetzt sind und 

o z.B. als Kraftfahrer bei ihrer 
Tätigkeit diesen Gefahrstof-
fen auch erzeugen  

oder  

o z.B. als Verkehrspolizisten 
mit ihrer Tätigkeit nicht zu 
deren Entstehung beitragen 

grundsätzlich unter die Gefahr-
stoffverordnung? 

Generell ist zu berücksichtigen, dass verschiedene Tätig-
keitsbereiche von Beschäftigten in Bezug auf die Anwend-
barkeit der GefStoffV differenziert zu bewerten sind.  

Zu 1. und 2. 
Schwimmmeister und Tankstellenkassierer führen in den 
genannten Fällen keine Tätigkeit mit Gefahrstoffen durch, 
da sie die betreffenden Gefahrstoffe nicht verwenden und 
ihre Aufsichts- bzw. Verkaufstätigkeiten auch nicht ursäch-
lich für die Freisetzung von Gefahrstoffen sind (§ 7 Abs. 1). 
Auf diese Beschäftigten bzw. ihre Tätigkeiten sind daher die 
Bestimmungen der GefStoffV (z.B. Regelungen zu Grenz-
werten oder zur arbeitsmedizinischen Vorsorge) nicht un-
mittelbar anzuwenden, es gelten die Regelungen des Ar-
beitsstättenrechts und ggf. des Mutterschutzrechts (Mu-
SchArbV). 

Schwimmmeister und Tankstellenkassierer sind aber mög-
licherweise in Folge von Tätigkeiten anderer Beschäftigter 
mit Gefahrstoffen (Bedienpersonal der Chlorungsanlage, 
Tankwart) diesen Gefahrstoffen ausgesetzt, so dass ihre 
Gesundheit als unmittelbare Folge dieser Tätigkeiten ge-
fährdet werden könnte. Die Gefährdungsbeurteilung und 
Gestaltung der Schutzmaßnahmen in Bezug auf diese ur-
sächlichen Tätigkeiten muss daher auch die Gefährdung 
anderer Beschäftigter einbeziehen. Hier sind insbesondere 
auch die Regelungen zu Betriebsstörungen zu beachten.  

Zu 3. 
Anders ist die Situation bei Verkaufspersonal, das unmittel-
bar mit (wenn auch verpackten) Gefahrstoffen Tätigkeiten 
durchführt. Hier gilt die GefStoffV, ggf. kann es sich um 
Tätigkeiten mit geringer Gefährdung handeln (s. Abschnitt 
E 4). 

Zu 4. 
a) Bei Gefahrstoffbelastungen, die durch den Verkehr auf 
dem Betriebsgelände entstehen, ist grundsätzlich die 
GefStoffV heranzuziehen (z. B. auf Bauhöfen). Konkret sind 
diejenigen Tätigkeiten zu beurteilen, durch die die Gefahr-
stoffe entstehen bzw. freigesetzt werden, wie das Betreiben 
von Kraftfahrzeugen. Bei der Beurteilung und der Festle-
gung von z. B. technischen Schutzmaßnahmen ist nicht nur 
die Gefahrstoffbelastung der Beschäftigten zu berücksichti-
gen, die diese Tätigkeit ausüben, sondern auch die Belas-
tung anderer Beschäftigter (s. a. Ausführungen zu Ziffern 1 
und 2 dieser Frage). 

b) Außerhalb eines Betriebsgeländes können verkehrsbe-
dingte Gefahrstoffbelastungen im Regelfall nicht mehr 
hauptsächlich einer betrieblichen Tätigkeit zugeordnet wer-
den. Zum Arbeitsschutz ist hier nach Arbeitsschutzgesetz 
zu verfahren (s. a. A 1.7); im Übrigen ist das Immissions-
schutzrecht einschlägig. 
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A 1.6 (Neue Frage) 

Nach § 1 Abs. 3 GefStoffV darf 
auch die Gesundheit und Sicher-
heit anderer Beschäftigter oder 
Personen als unmittelbare Folge 
von Tätigkeiten mit Gefahrstoffen 
nicht gefährdet werden. 

Ist damit die GefStoffV einschlä-
gig und vorrangig (lex specialis), 
wenn Bürobeschäftigte durch Ma-
lerarbeiten im Gebäude Gefahr-
stoffen ausgesetzt sind?  

Gibt es einen zusätzlichen bzw. 
vorrangigen Schutzanspruch nach 
dem Arbeitsstättenrecht, wonach 
Außenluftqualität statt Einhaltung 
des AGW zu gewährleisten wäre?  

Die Gefährdungsbeurteilung des Malerbetriebs nach 
GefStoffV muss alle potenziell Gefährdeten einbeziehen, 
also auch die Beschäftigten des Betriebs, in dem die Arbei-
ten durchgeführt werden. Dabei greift auch die Abstim-
mungspflicht nach § 17 GefStoffV. 

Für die Auswahl der Schutzmaßnahmen werden die Stoff-
eigenschaften sowie Dauer und Intensität der möglichen 
Exposition von Bedeutung sein. Zu beachten sind auf jeden 
Fall die Maßnahmen nach § 8 Abs. 2 GefStoffV (s. insbe-
sondere Satz 1 Nr. 3, „Begrenzung der Anzahl der Beschäf-
tigten, die Gefahrstoffen ausgesetzt sind“ und Nr. 4 „Be-
grenzung der Dauer und des Ausmaßes der Exposition“); 
ein Verzicht auf diese Maßnahmen unter Verweis auf die 
Einhaltung eines AGW wäre nicht zulässig. Aus der An-
wendung des Gefahrstoffrechts ergibt sich daher für die 
Bürobeschäftigten auch kein verringertes Schutzniveau im 
Vergleich zum Arbeitsstättenrecht. 

A 1.7 (ehem. 1.1.6) 

Abgrenzung des Geltungsbe-
reichs 

Nach welcher Rechtsgrundlage 
könnte für einen Polizisten, der an 
einer stark befahrenen Straße 
arbeitet, PSA gefordert werden? 

Die Gefahrstoffverordnung und Arbeitsstättenverordnung 
finden in diesem Fall keine Anwendung (s. A 1.5). Der Ar-
beitgeber hat nach § 3 ArbSchG und den allgemeinen 
Grundsätzen des § 4 ArbSchG die erforderlichen Maßnah-
men einzuleiten, wobei die Bereitstellung von Atemschutz 
nachrangig ist gegenüber organisatorischen Maßnahmen 
(z.B. Regelungen zur Arbeitszeit). 

A 1.8 (ehem. 1.1.7) 

§ 4 Nr. 13 Buchstabe a 

Tätigkeiten mit fruchtschädigen-
den (Re) Stoffen 

Wie ist die Zusammensetzung der 
Belegschaft hinsichtlich Ge-
schlecht und Alter bei der Gefähr-
dungsbeurteilung zu fruchtschädi-
genden (Re) Stoffen zu würdigen? 
Muss der Arbeitgeber die Exposi-
tion gegenüber solchen Stoffen 
unabhängig vom Geschlecht und 
Alter seiner Beschäftigten mini-
mieren, auch wenn im Betrieb nur 
Männer arbeiten? In welchem 
Umfang gelten bei solchen Stof-
fen überhaupt die Pflichten der 
Gefahrstoffverordnung? 

Fruchtschädigende (Re) Stoffe sind eine Untergruppe der 
fortpflanzungsgefährdenden Stoffe; sie gehören damit zu 
den gefährlichen Stoffen nach § 3a Abs. 1 Nr. 13 ChemG 
und in der Folge auch zu den Gefahrstoffen nach § 3 Abs. 1 
GefStoffV. Eine spezifische Einschränkung hinsichtlich der 
Geltung der Pflichten der Gefahrstoffverordnung für diese 
Stoffe enthält die Verordnung nicht, sie bestehen also im 
Grundsatz ebenso wie für alle anderen Gefahrstoffe. 

Entsprechend sind Re-Stoffe regelhaft in die Gefährdungs-
beurteilung und bei der Festlegung technischer und organi-
satorischer Schutzmaßnahmen einzubeziehen. Bei der 
Festlegung individueller Schutzmaßnahmen (z.B. Atem-
schutz) kann die individuelle Gefährdung des jeweiligen 
Beschäftigten berücksichtigt werden. 

Ergänzende Hinweise: 

• Für den Schutz werdender und stillender Mütter gelten 
die Anforderungen der Verordnung zum Schutze der 
Mütter am Arbeitsplatz (MuSchArbV) mit den dortigen 
Regelungen zur Beurteilung der Arbeitsbedingungen 

• Eine Festlegung, im Unternehmen nur Männer einzu-
stellen, um Kosten für Arbeitsschutzmaßnahmen zu 
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sparen, dürfte nicht mit dem Allgemeinen Gleichbe-
handlungsgesetz (AGG) vereinbar sein. 

• Eine eventuelle gesonderte Behandlung von (Re) Stof-
fen dürfte in der Praxis keine Rolle spielen, da Re-Stoffe 
i.d.R. auch andere Gefährlichkeitsmerkmale aufweisen. 

A 2 BEGRIFFSBESTIMMUNGEN 

Eine Vielzahl von Begriffen aus der Gefahrstoffverordnung und technischen Regeln ist im „Beg-
riffsglossar zu den Regelwerken der BetrSichV und der GefStoffV“ (im Folgenden: „Begriffs-
glossar“) erläutert. Dieses Begriffsglossar löst für den Gefahrstoffbereich die TRGS 101 ab. Es 
ist auf der Internetseite der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin veröffentlicht 
und kann von dort heruntergeladen werden. 

A 2.1 (ehem. 1.2.1) 

§ 3 Abs. 3 „Tätigkeit“ 
Ist die „Tätigkeit“ eine erweiterte 
Definition für den „Umgang“? 

Wie ist dort der Passus zu verste-
hen: "oder verwendet werden sol-
len"? 

Der Begriff „Tätigkeit“ umfasst den früheren Begriff „Um-
gang“, geht aber darüber hinaus, z. B. durch Einbeziehung 
von Bedien- und Überwachungstätigkeiten. 

Der Passus "oder verwendet werden sollen" soll Maßnah-
men im Vorfeld des Verwendens erfassen, z.B. im Rahmen 
der Einführung einer neuen Chemikalie oder der Aufstel-
lung neuer Verarbeitungsmaschinen. Diese vorbereitenden 
Arbeiten stellen dann schon eine Tätigkeit i. S. d. § 3 Abs. 3 
GefStoffV dar. 

A 2.2 (ehem. 1.2.2) 

§ 3 Abs. 5 

Wie ist der Auftraggeber unter 
Berücksichtigung von § 17 Abs. 1 
und 3 sowie § 18 Abs. 2 definiert? 
Es werden unterschiedliche Be-
züge hergestellt (Koordinations-
funktion bei Fremdfirmen, Heim-
arbeit). 

Die Definition des Auftraggebers ist im jeweiligen Kontext 
zu sehen. Bei § 17 Abs. 1 GefStoffV handelt es sich um 
denjenigen, der durch eine Fremdfirma im eigenen Betrieb 
Aufgaben erledigen lässt. In § 3 Abs. 5 und § 18 Abs. 2 
GefStoffV ist Auftraggeber derjenige, für den die Heimarbeit 
getätigt wird. 

A 2.3 (Neue Frage) 

§ 3 Abs. 5 

Wer hat die Funktion des Arbeit-
gebers in Bezug auf die den Be-
schäftigten gleichgestellten „sons-
tigen Personen“ (z.B. ehrenamt-
lich Tätige)? 

1) Praktikanten 

Bei Praktikanten ist stark zu differenzieren. Es gibt 
"Schnupperpraktika", Schulpraktika, Pflichtpraktika im 
Rahmen einer Hochschulausbildung, Praktika nach Ab-
schluss einer Berufsausbildung oder eines Studiums und 
anderes mehr. Die Gesamtrechtslage hängt von der Art des 
Praktikums ab. 

Soweit es sich um ein Praktikum handelt, dem ein Ver-
tragsverhältnis zwischen dem Praktikanten und dem Prakti-
kumsbetrieb schriftlich oder auf Grund mündlicher Abrede 
zu Grunde liegt (siehe hierzu § 26 Berufsbildungsgesetz; 
http://www.gesetze-im-internet.de/bbig_2005/__26.html), ist 
der Arbeitgeber des Praktikumsbetriebs Arbeitgeber im 
Sinne der GefStoffV und damit in der Pflicht (siehe hierzu 
auch § 2 ArbSchG: "die zu ihrer Berufsbildung Beschäftig-



LEITLINIEN ZUR GEFAHRSTOFFVERORDNUNG SEITE 7 
  

 

ten" sind nicht ausschließlich Auszubildende). 
Sofern es sich zum Beispiel aber um ein Schulprakti-
kum (also ein Praktikum lediglich zum Kennenlernen des 
Berufslebens) handelt, sind die Verhältnisse eventuell et-
was schwieriger. Derartige Praktikanten unterfallen nicht 
dem § 2 ArbSchG. Sie sind aber "Beschäftigte" nach dem 
weiter formulierten § 3 Abs. 5 der GefStoffV. In diesen Fäl-
len kommen auch Pflichten für den Schulträger in Betracht. 
Gleichwohl sind wir aber der Auffassung, dass auch 
in solchen Fällen der Arbeitgeber des Praktikumsbetriebs 
primärer Ansprechpartner für den Ländervollzug im Hinblick 
auf die GefStoffV ist. Im Falle von Schulpraktika greift auch 
§ 22 des Jugendarbeitsschutzgesetzes, wonach Jugendli-
che keine gefährlichen Arbeiten durchführen dürfen, bei 
denen sie schädlichen Einwirkungen von Gefahrstoffen 
oder von biologischen Arbeitsstoffen ausgesetzt sind. 

2) Freiwillige Feuerwehr 

 Ehrenamtlich Tätige bei der "Freiwilligen Feuerwehr" üben 
die den einzelnen Gemeinden als "Pflichtaufgaben zuge-
wiesene" Aufgabe der Gefahrenabwehr aus - zum Nutzen 
der Gemeinden. Dabei arbeiten sie ggf. mit den Berufsfeu-
erwehren zusammen und sind in ein entsprechendes 
"kommunales Gesamtsystem" eingebunden. Zu diesem 
Aufgabenkreis zählen (hier am Beispiel NRW erklärt) ge-
mäß § 1 Absatz 1 des Feuerschutzhilfeleistungsgesetzes 
NRW (kurz: FSHG-NRW) die Bekämpfung von Schaden-
feuer, die Hilfe bei Unglücksfällen sowie bei solchen öffent-
lichen Notständen, die durch Naturereignisse, Explosionen 
oder ähnliche Vorkommnisse verursacht werden.  Aufgrund 
der hoheitlichen Verpflichtung der jeweiligen Gemeinden 
(bzw. Kreise) zur Brandabwehr und zur Unterhaltung der 
Feuerwehren nach dem FSHG obliegt es aus hiesiger 
Sicht den jeweiligen Gemeinden (Kreisen) dafür Sorge zu 
tragen, dass die Vorgaben des staatlichen Arbeitsschut-
zes auch im Hinblick auf ehrenamtlich tätige freiwillige Feu-
erwehrleute eingehalten werden. 

A 2.4 (ehem. 1.2.3) 

§ 3 Abs. 5  

Fallen ehrenamtlich Tätige unter 
die den Beschäftigten gleichge-
stellten „sonstigen Personen“? 

Ja, siehe hierzu A 1.2 
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A 2.5 (Neue Frage) 

§ 3 Abs. 5 

Gehört zu den „sonstigen Perso-
nen“, die Tätigkeiten mit Gefahr-
stoffen durchführen und den Be-
schäftigten gleichgestellt sind, 
auch der Arbeitgeber, der die 
gleichen Tätigkeiten wie seine 
Beschäftigten durchführt oder ein 
mit Gefahrstoffen tätiger Unter-
nehmer ohne Beschäftigte? 

Nein, s. a. Begriffsglossar zu „Beschäftigte“. 

Mitarbeitende Arbeitgeber, Unternehmer ohne Beschäftigte 
und Selbstständige zählen nicht zu den „sonstigen Perso-
nen“.  

 

A 2.6 (ehem. 1.2.4) 

Wie ist der Begriff „Fachkunde“ 
definiert?  

Fachkundig im Sinne der GefStoffV ist, wer über spezielle 
Kenntnisse und Fähigkeiten in Bezug auf das betreffende 
Fachgebiet verfügt, die er auf Grund seiner fachlichen Aus-
bildung oder Erfahrung erworben hat und die den Betref-
fenden für die jeweilige Aufgabe qualifizieren. 
Die inhaltlichen Anforderungen sind je nach Bezug unter-
schiedlich; spezifische Erläuterungen zur Fachkunde sind 
im Technischen Regelwerk an folgenden Stellen zu finden: 

• Fachkunde nach § 7 Abs. 7 (Gefährdungsbeurtei-
lung): 
in der TRGS 400 (Nr. 3.1) und im Begriffsglossar;  

• Fachkunde nach § 9 Abs. 6 (Messungen): 
in der TRGS 402;   

• Fachkunde nach Anhang III Nr. 5.4.4 Abs. 4 (Bega-
sungen): in der TRGS 512. 

Eine Prüfung zum Nachweis der Fachkunde ist im Unter-
schied zur Sachkunde nicht vorgeschrieben. 
Davon unabhängig sind die Vorschriften zur Qualifikation 
von Betriebsärzten und Fachkräften für Arbeitssicherheit 
nach ASiG/UVVen. 

A 2.7 (ehem. 1.2.6) 

Welcher zeitliche und räumliche 
Bezug gilt für die „Hintergrundbe-
lastung“ (siehe Begriffsglossar zu 
„ausgesetzt sein“), wie wird diese 
bestimmt? 

Bezugsgröße ist nicht die Luftqualität in Reinluftgebieten, 
sondern die Umgebungsluft, soweit sie nicht durch die E-
missionen des betrachteten Arbeitsplatzes belastet ist. Ggf.
können Daten von Gebieten mit ähnlicher Immissionssitua-
tion zum Vergleich herangezogen werden. Auch Innenräu-
me kommen grundsätzlich als Maßstab in Betracht.  
Die Dauer der Belastung ist bei der Beurteilung zu berück-
sichtigen; kurzzeitige Belastungsspitzen sind nicht zwangs-
läufig als Überschreiten der Hintergrundbelastung zu be-
werten. Gefragt ist auch hier die fachkundige, verantwortli-
che Bewertung durch den Arbeitgeber, für den eine Beg-
riffsbestimmung im Technischen Regelwerk hilfreich wäre. 

A 2.8 (ehem. 1.2.7) 

§ 18 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 

Was ist unter "gemeinwohlver-
träglicher Abfallbeseitigung" zu 
verstehen? 

Hier ist die Definition des Abfallrechts heranzuziehen (§ 10 
Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz). 
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A 3 TECHNISCHES REGELWERK  
In den Technischen Regeln für Gefahrstoffe (TRGS) werden Bezüge auf Vorschriften der 
GefStoffV seitlich mit einem Balken gekennzeichnet. Mit der aktuellen GefStoffV sind die Bezü-
ge bei nicht aktualisierten TRGS nicht mehr gegeben. 

A 1.3 (ehem. 1.3.1) 

Wie ist das bestehende (alte) 
Technische Regelwerk auszule-
gen? Kann es verbindlich heran-
gezogen werden? Wann ist mit 
überarbeiteten TRGS zu rech-
nen? 
 

Die Überarbeitung des Technischen Regelwerks wird län-
gere Zeit in Anspruch nehmen, da in vielfacher Hinsicht 
Konkretisierungen der Verordnung und Anpassungen erfor-
derlich sind. In der Übergangszeit sollen die bestehenden 
TRGS zunächst weiter Orientierung bieten. In diesem Zu-
sammenhang können fachliche Hinweise zu den bestehen-
den TRGS im Lichte der neuen Verordnung Hilfestellung 
bieten, eine verordnungskonforme Anwendung der beste-
henden TRGS zu erleichtern. 
Im Bundesarbeitsblatt Heft 1/2005 wurde Folgendes be-
kannt gemacht: 

Gefahrstoffe 

Bekanntmachung des BMWA vom 31. Dezember 
2004 - IIIb3-35122 

zur Anwendung der TRGS vor dem Hintergrund der 
neuen Gefahrstoffverordnung  

Die Gefahrstoffverordnung ist am 1.1.2005 in einer 
grundlegenden Neufassung in Kraft getreten. Es wird 
darauf hingewiesen, dass die Verordnung keine Über-
gangsbestimmungen für das technische Regelwerk 
(TRGS) enthält, da diesem nach § 8 Abs. 1 der Ver-
ordnung zukünftig eine andere rechtliche Bedeutung 
zukommt. Der neu zu berufende Ausschuss für Ge-
fahrstoffe hat die Aufgabe festzustellen, welche der 
bisherigen TRGS - ggf. nach redaktioneller Anpassung 
- auch nach der neuen Verordnung weiter gelten kön-
nen und welche einer inhaltlichen Überarbeitung be-
dürfen. Die bisherigen technischen Regeln können je-
doch auch künftig als Auslegungs- und Anwendungs-
hilfe für die neue Verordnung herangezogen werden. 
Dabei ist jedoch zu beachten, dass die noch nicht ü-
berarbeiteten Technischen Regeln nicht im Wider-
spruch zu der neuen Verordnung stehen dürfen. Dies 
ist beispielsweise bei den bisherigen Festlegungen zur 
Auslöseschwelle oder zu den TRK-Werten gegeben. In 
solchen Fällen sind die entsprechenden Festlegungen 
im technischen Regelwerk als gegenstandslos zu be-
trachten. 

A 3.2 (ehem. 1.3.2) 

§ 8 Abs. 1 Satz 3 
Erhalten Schriften (z.B. Regel-
werk der Unfallversicherungsträ-
ger), auf die in einer TRGS ver-
wiesen wird, dadurch auch den 
Status der Vermutungswirkung? 

Bei TRGS, die auf der Grundlage der bis zum 31. 12. 2004 
geltenden GefStoffV verabschiedet wurden, nicht. 

Für etwaige Verweise in neuen TRGS wird die Entschei-
dung im AGS getroffen. 



LEITLINIEN ZUR GEFAHRSTOFFVERORDNUNG SEITE 10 
  

 

A 4 VOLLZUGSTÄTIGKEIT  

A 4.1 (ehem. 1.4.1) 

Welche Möglichkeiten bietet die 
GefStoffV, wenn die Vollzugsbe-
hörde Zweifel an der Richtigkeit 
der Gefährdungsbeurteilung hat? 

1. Ermittlung der in der Gefährdungsbeurteilung zugrunde 
gelegten Tatsachen: Informationsanspruch, § 19 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 1 GefStoffV, 

2. Verpflichtung des Herstellers/Verwenders zur Ermittlung 
der tatsächlichen Gefahrenlage, § 20 Abs. 4 Satz 2 Nr. 
2 GefStoffV. 

A 4.2 (Neue Frage) 

§ 11 Abs. 4 

Luftrückführung 

Müssen die Länder/die Unfallver-
sicherungsträger auf Antrag Aner-
kennungsverfahren durchführen?  

Nein. 
Grundsätzlich dürfen sie dies, eine Verpflichtung (bzw. ein 
Anspruch eines Antragstellers) besteht jedoch nicht. 
Von den Unfallversicherungsträgern anerkannte Verfahren 
und Geräte finden sich im BGIA-Handbuch. 

Zuständigkeiten 

A 4.3 (Neue Frage) 

§ 6  

Sicherheitsdatenblatt 

a) Wenn ein deutscher Hersteller 
seine Produkte (mit Sicherheits-
datenblatt) ins EU-Ausland liefert, 
müssen die deutschen Behörden 
dann bei der Überwachung zum 
Sicherheitsdatenblatt auch die 
von nationalen Besonderheiten 
abhängigen Angaben (Grenzwer-
te) prüfen?  

b) Nach Art. 31 REACH-VO (auf 
den § 6 GefStoffV Bezug nimmt) 
muss das SDB in einer Amtsspra-
che des Mitgliedsstaates vorge-
legt werden, in dem der Stoff oder 
die Zubereitung in Verkehr ge-
bracht werden soll. Müssen die 
hiesigen Behörden dann auch 
SDB prüfen (können), die nicht in 
deutscher Sprache abgefasst 
sind? 

a) Ja 

b) Ja 
 

Die Bestimmungen zum Sicherheitsdatenblatt sind inzwi-
schen kein eigener Regelungsgegenstand der GefStoffV 
mehr, sondern Bestandteil einer direkt geltenden EG-
Verordnung (REACH-VO). Obwohl die inhaltlichen Anfor-
derungen an das Sicherheitsdatenblatt kaum verändert 
wurden, ergibt sich durch den veränderten Bezugsrah-
men ein anderer Aufgabenzuschnitt auch für die Behör-
den. Die in der REACH-VO an die „Lieferanten“ adres-
sierten Pflichten bei der Gestaltung des Sicherheitsda-
tenblattes sind je nach Sitzland des Abnehmers unter-
schiedlich. Da für die Aufsicht  jeweils die Behörden im 
Sitzland des Normadressaten (also des Lieferanten) zu-
ständig sind, müssen diese sich nach der Logik der 
REACH-VO ggf. auch mit Mängeln auseinandersetzen, 
die z.B. mit Sprache oder Grenzwerten im Sitzland des 
Abnehmers in Bezug stehen.    

In der Praxis ist davon auszugehen, dass entsprechende 
Fälle im Wesentlichen auf Grund von Beanstandungen 
aus den anderen Mitgliedsstaaten auftreten. Dabei wird 
eine Zusammenarbeit mit den dortigen Behörden – unter 
Einbeziehung der BAuA - hilfreich und notwendig sein.
Zur Zusammenarbeit siehe auch Art. 122 REACH-VO. 

Schwierigkeiten im Aufsichtsalltag bei der Umsetzung 
dieser  Regelungen sollten in das REACH-Forum (Gre-
mium für den Austausch der Aufsichtsbehörden der Mit-
gliedstaaten) eingebracht werden, um langfristig auf eu-
ropäischer Ebene praktikable Abläufe zu entwickeln. 
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A 4.4 (ehem. 1.4.3) 

Muss, kann oder soll den Unfall-
versicherungsträgern die Gefähr-
dungsbeurteilung der Betriebe zur 
Verfügung gestellt werden? 

Die Gefährdungsbeurteilung ist vom Arbeitgeber dem Un-
fallversicherungsträger nach UVV „Grundsätze der Prä-
vention“ auf Verlangen zugänglich zu machen. 

 

Nach § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 ist den zuständigen Behörden unverzüglich eine Mitteilung über 
jeden Unfall und jede Betriebsstörung zu erstatten, die bei Tätigkeiten mit Gefahrstoffen zu ei-
ner ernsten Gesundheitsschädigung geführt haben, nach Nr. 2 über Krankheits- oder Todesfäl-
le, bei denen konkrete Anhaltspunkte für eine Verursachung durch die Tätigkeit mit Gefahrstof-
fen bestehen. 

A 4.5 (ehem. 1.4.4) 

§ 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 

Was ist eine ernste Gesundheits-
schädigung? Ist eine diesbezügli-
che Mitteilung auch dann erforder-
lich, wenn die Dauer der Arbeits-
unfähigkeit unterhalb der Schwel-
le liegt, ab der eine Meldung an 
den zuständigen Unfallversiche-
rungsträger vorgesehen ist?  

Eine Gesundheitsschädigung wird allgemein als das Her-
vorrufen oder Steigern eines pathologischen Zustands defi-
niert. Wann eine Gesundheitsschädigung als „ernst“ einzu-
stufen ist, ist nicht offiziell definiert. Allgemein kann eine 
Gesundheitsschädigung zumindest dann als „ernst“ ange-
sehen werden, wenn sie eine längerfristige mindestens 
ambulante medizinische Versorgung verlangt. Führt die 
Gefahrstoffexposition zu einer Arbeitsunfähigkeit, ist in je-
dem Fall eine Mitteilung erforderlich. 

A 4.6 (ehem. 1.4.5) 

§ 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2  

Betrifft die Mitteilung nur aner-
kannte Berufskrankheiten-Fälle? 

Nein. „Konkrete Anhaltspunkte“ liegen nicht erst nach Ab-
schluss eines Berufskrankheiten-Verfahrens vor. Vielmehr 
soll die Mitteilung so rechtzeitig erfolgen, dass durch ein 
Eingreifen der Behörde eventuelle weitere Schäden verhin-
dert werden können. 

§ 20 Behördliche Ausnahmen, Anordnungen und Befugnisse 

A 4.7 (ehem. 1.4.6) 

§ 20 Abs. 1 

Ausnahmegenehmigungen zur 
Abwendung einer unverhältnis-
mäßigen Härte bei Vereinbarkeit 
mit Schutz der Beschäftigten: Wo 
liegt die Messlatte für den Schutz 
der Beschäftigten? Z.B. welche 
Exposition ohne Atemschutz ist 
vertretbar? 

Der Arbeitgeber muss in seinem Antrag Angaben zur Ge-
fährdung der betroffenen Beschäftigten und zu der geltend 
gemachten unverhältnismäßigen Härte machen, die der 
genehmigenden Behörde eine Interessenabwägung ermög-
lichen. Ein für alle Einzelfälle verbindlicher Maßstab kann 
nicht genannt werden. Sollten die zuständigen Behörden 
mit zahlreichen, ähnlich gelagerten Einzelfällen konfrontiert 
sein, empfiehlt sich die Erstellung einer zwischen den Län-
dern abgestimmten Entscheidungshilfe. 

A 4.8 (Neue Frage) 

§ 20 Abs. 1 i.V.m. § 18 und 
Anh. IV 

Die Verbote nach § 18 i.V.m. Anh. 
IV gelten auch in Haushalten. Bei 
den Möglichkeiten zur Ausnah-

Nein, für Privatpersonen gibt es keine Ausnahmemöglich-
keit, weil nur Arbeitgeber Anträge stellen können. Gemäß § 
1 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 gilt die Verordnung nur in Haushalten 
bzw. für Privatpersonen, wenn dies ausdrücklich bestimmt 
ist. Dies betrifft z.B. entsprechend § 18 Abs. 1 Satz 4 die 
Herstellungs- und Verwendungsverbote in Anhang IV. Die 
Erteilung von Ausnahmen in § 20 ist hingegen nicht auf 
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meerteilung nach § 20 Abs. 1 
heißt es aber „auf schriftlichen 
Antrag des Arbeitgebers“.  

Können diese Ausnahmen auch 
für Privatpersonen erteilt werden? 

Haushalte ausgeweitet. Auch aus diesem Grund können 
Privatpersonen keine Ausnahmen erteilt werden. 

Zum Spezialfall Installationen auf Asbestzementdächern 
siehe auch J 3.1. 

A 4.9 (ehem. 1.4.7) 

§ 20 Abs. 4 Satz 2 Nr. 2 

Bedeutet die Regelung, dass die 
zuständige Behörde auch anord-
nen kann, dass der Arbeitgeber 
Messungen durchzuführen hat? 

Der Ermächtigungsgrundlage des § 20 Abs. 4 Satz 2 Nr. 2 
GefStoffV zufolge kann die Behörde anordnen, dass der 
Arbeitgeber das Vorliegen und den Umfang eines Gefah-
renzustandes zu ermitteln hat. Damit kann auch die Mes-
sung einer Gefahrstoffkonzentration verbunden sein.  

A 5 MITARBEITERBETEILIGUNG  

A 5.1 (ehem. 1.5.1) 

In welchem Verhältnis stehen 
Betriebsverfassungsgesetz 
(BetrVG), das mehr Einflussmög-
lichkeiten der Mitarbeitervertre-
tung vorsieht, und die Regelungen 
in der GefStoffV zueinander? 

Das BetrVG hat Vorrang und ist zu beachten. Hierdurch 
wird eine angemessene Beteiligung der Mitarbeitervertre-
tungen auch in Zukunft gesichert. Das BetrVG stellt die 
Forderung an den Betriebsrat, „sich dafür einzusetzen, 
dass die Vorschriften über den Arbeitsschutz …. durchge-
führt werden.“( § 89 Abs. 1 Satz 1 BetrVG). Dies ist aber 
nur bei umfassender Einbindung des Betriebsrats möglich, 
wie es auch in § 89 Abs. 2 BetrVG gefordert wird. 

A 5.2 (ehem. 1.5.2) 

§ 11 Abs. 3 Satz 1 

Wie kann die vorgesehene Kon-
sultierung der Beschäftigten bzw. 
der Mitarbeitervertretung konkret 
beschrieben werden? 

Hierfür gelten insbesondere das Betriebsverfassungsgesetz 
und die Personalvertretungsgesetze. 

A 5.3 (ehem. 1.5.3) 

§ 11 Abs. 3 

Warum ist die Konsultierung der 
für den Arbeitsschutz Zuständi-
gen, wie Fachkraft für Arbeitssi-
cherheit/Betriebsarzt, nicht aus-
drücklich vorgesehen? 

Hierfür gelten die allgemeinen Vorschriften des Arbeitssi-
cherheitsgesetzes (s. insb. § 3 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4, § 6 Satz 
1 Nr. 4 ASiG) sowie die Konkretisierungen der entspre-
chenden Unfallverhütungsvorschriften. Danach kann die 
Beteiligung des Betriebsarztes bzw. der Fachkraft für Ar-
beitssicherheit erforderlich sein.  

A 5.4 (ehem. 1.5.4) 

§ 14 

Müssen Beschäftigte über einge-
haltene Messergebnisse (z.B. bei 
Schutzstufe 3) informiert werden? 
Oder nur bei Überschreitung? 

Die aktive Informationspflicht besteht nach § 14 Abs. 4 
Nr. 2 nur bei einer erhöhten Exposition. Die regelmäßigen 
Messergebnisse sind als Expositionsdaten festzuhalten und 
den Beschäftigten nur auf Verlangen vorzulegen, § 14 
Abs. 4 Nr. 3 und 6 GefStoffV. 
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A 5.5 (ehem. 1.5.5) 

Hat der Betriebsrat das Recht auf 
Einsichtnahme in die Messergeb-
nisse? Wie ist das Vorgehen bei 
Betrieben ohne Betriebsrat? 

Ja, nach § 10 Abs. 2 Satz 4 GefStoffV. Sofern kein Be-
triebsrat besteht, haben die Beschäftigten unmittelbar die-
ses Recht. Sie haben dieses persönliche Recht aber auch, 
wenn ein Betriebsrat existiert. 

B GEFAHRSTOFFINFORMATIONEN  

B 1 SICHERHEITSDATENBLATT  

B 1.1 (ehem. 2.1.2) 

§ 6 i. V. m. § 7 Abs. 2 

Kann der Arbeitgeber darauf ver-
trauen, dass die Angaben im Si-
cherheitsdatenblatt richtig sind?  

Die Verantwortung für das Sicherheitsdatenblatt (SDB) liegt 
ausschließlich beim Inverkehrbringer. Der Arbeitgeber hat 
jedoch zumindest die Pflicht einer Plausibilitätsprüfung, da 
erfahrungsgemäß viele SDB fehlerhaft oder unzureichend 
sind. 

B 1.2 (ehem. 2.1.4 ) 

§ 6 Abs. 1 

Wie lange nach dem letzten Ver-
kauf eines Produkts ist der Inver-
kehrbringer verpflichtet, bei An-
frage ein Sicherheitsdatenblatt zu 
liefern? 

Auf Anfrage ist einem beruflichen Verwender immer ein 
SDB zu liefern, es sei denn, das Produkt wird nicht mehr 
produziert oder vertrieben.  

B 1.3 (ehem. 2.1.8)  

§ 6 Abs. 2 

Nach der BMAS-
Bekanntmachung 220 „Sicher-
heitsdatenblatt“ ist die Angabe der 
Einstufung entsprechend EG-
Richtlinien erforderlich. In der 
GefStoffV wird außerdem gefor-
dert, auch auf vom BMAS bekannt 
gegebene CMR-Gefährdungen 
hinzuweisen. 

Gilt das auch für einen Lieferan-
ten aus einem anderen Mitglied-
staat, der ein deutschsprachiges 
Sicherheitsdatenblatt liefert?  

Die Bestimmung gilt unabhängig vom Sitz des ursprüngli-
chen Lieferanten/Herstellers, ebenso wie die Forderung 
nach einem deutschsprachigen SDB (Siehe Anhang II Nr.  
15 und 16 REACH-VO). 

B 1.4 (ehem. 2.1.9) 

§ 6 Abs. 2 

Wenn der Hinweis auf vom BMAS 

Entsprechende Fälle sind über die BAuA, Gruppe 5.4 
(Betreff CLEEN) an die Behörde im Mitgliedstaat des Liefe-
ranten abzugeben. Die Abgabe kann über ICSMS erfolgen 
(„Staffelstabübergabe“); für BAuA-Chemikalien gilt dabei 
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bekannt gegebene CMR-
Gefährdungen nicht im Sicher-
heitsdatenblatt steht, wie soll 
dann eine deutsche Behörde z.B. 
mit einem Lieferanten aus einem 
anderen Mitgliedstaat umgehen? 

die Behördennummer 1269. 
 
 

B 1.5 (ehem. 2.1.10) 

§ 6 

Welche Konsequenzen hat der 
Wegfall der TRK-Werte für die 
Informationen im Sicherheitsda-
tenblatt? 

Die TRK-Werte sind bei Aktualisierung des Sicherheitsda-
tenblattes zu streichen. 

B 1.6 (ehem. 2.1.11)  

§ 6 

Muss die Schutzstufeneinteilung 
vom Hersteller im Sicherheitsda-
tenblatt berücksichtigt werden? 

Nein, eine solche Pflicht besteht nicht. Eine entsprechende 
Angabe wird auch nicht empfohlen. 

B 1.7 (Neue Frage) 

Müssen europäische Grenzwerte 
im Sicherheitsdatenblatt genannt 
werden? 

Nein, es sind die national geltenden Grenzwerte zu nen-
nen. Nach Anh. II Nr. 8.1 REACH-VO müssen sich die ge-
nannten Grenzwerte „auf den Mitgliedsstaat beziehen, in 
dem der Stoff oder die Zubereitung in Verkehr gebracht 
werden soll“. Die Mitgliedstaaten müssen auf Grundlage 
der europäischen Werte eigene Grenzwerte festsetzen. 

C GRUNDBEGRIFFE DER GEFÄHRDUNGSBEURTEILUNG  

C 1 ALLGEMEINES  

C 1.1 (ehem. 3.1.1) 

§ 7 

In welchem Verhältnis steht die 
Gefährdungsbeurteilung nach der 
GefStoffV zur Gefährdungsbeur-
teilung nach dem Arbeitsschutz-
gesetz? 

Ist die Gefährdungsbeurteilung 
nach GefStoffV gleichzusetzen 
mit dem Ex-Schutzdokument nach 
Betriebssicherheitsverordnung? 

Eine Zuordnung der Angaben in der Gefährdungsbeurtei-
lung nach ArbSchG zu einem bestimmten Rechtsbereich ist 
nicht zwingend abzuleiten. Letztlich ist eine integrierte Ge-
fährdungsbeurteilung für alle Gefährdungsbereiche anzu-
streben (s.a. Nr. 1 Abs. 1 TRGS 400). 

Das Ex-Schutzdokument nach § 6 BetrSichV geht in Teilen 
über den Inhalt der Gefährdungsbeurteilung nach GefStoffV 
hinaus (Zoneneinteilung). Ein vollständiges Ex-
Schutzdokument ist als Dokumentation des Ex-Schutz-Teils
der Gefährdungsbeurteilung ausreichend. 

 

C 1.2 (ehem. 3.1.4) 

§ 7 Abs. 6 Satz 5 

Die Gefährdungsbeurteilung ist 

Mit  „maßgebliche Veränderungen“ sind sowohl Änderun-
gen der innerbetrieblichen Situation als auch außerbetrieb-
liche Veränderungen gemeint, die zu einer Änderung des 
Ergebnisses der Gefährdungsbeurteilung führen könnten. 
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bei maßgeblichen Veränderungen 
zu aktualisieren. 

Was sind „maßgebliche Verände-
rungen“? 

Sind damit nur Änderungen der 
innerbetrieblichen Bedingungen 
gemeint oder sind auch maßgeb-
liche Veränderungen (Weiterent-
wicklungen) des Standes der 
Technik zu berücksichtigen? 

Werden solche Veränderungen nicht berücksichtigt, ist die 
Gefährdungsbeurteilung als veraltet anzusehen.  

Neben den in Nr. 3.1 Abs. 3 der TRGS 400 genannten An-
lässen kann z.B. auch die Markteinführung eines ungefähr-
licheren Ersatzstoffes/-verfahrens eine maßgebliche Ver-
änderung sein. 

Es bietet sich an, eine regelmäßige Überprüfung der Aktua-
lität der Gefährdungsbeurteilung in einer innerbetrieblichen 
Regelung festzulegen. 

C 1.3 (ehem. 3.1.5) 

§ 7 

Muss bei Gefährdungen durch 
toxische Eigenschaften zwingend 
eine Schutzstufe zugeordnet wer-
den oder „reicht“ die Auswahl ge-
eigneter Schutzmaßnahmen (un-
abhängig von der Schutzstufe) 
aus? 

Schutzstufen sind hilfreich bei der Auswahl von Schutz-
maßnahmen. Zum Schutz der Beschäftigten und zur Erfül-
lung der Anforderungen der GefStoffV ist eine Zuordnung 
zu einer Schutzstufe jedoch nicht zwingend erforderlich. 
Maßgeblich ist das Ergebnis der Gefährdungsbeurteilung
(s. a. Nr. 6.6 Abs. 1 u. 2 TRGS 400). 

Gefährdungen durch toxische Eigenschaften haben i. d. R. 
bestimmte Schutzmaßnahmen zur Folge (incl. Wirksam-
keitsprüfung), zu denen die Schutzstufen klare Vorgaben 
enthalten.  

C 2 DOKUMENTATION  

C 2.1 (ehem. 3.2.1) 

§ 7 Abs. 6 

Wie muss eine Dokumentation 
der Gefährdungsbeurteilung aus-
sehen?  

Anhand der Dokumentation muss die Entscheidung über 
die getroffenen Maßnahmen nachvollziehbar sein. 
Nähere Angaben enthält Nr. 8 der TRGS 400. 

C 2.2 (ehem. 3.2.2) 

§ 7 Abs. 6 Satz 3 

Was bedeutet „keine detaillierte 
Dokumentation“ im Falle von Tä-
tigkeiten mit geringer Gefähr-
dung? 

Eine vereinfachte Dokumentation sollte das Ergebnis der 
Gefährdungsbeurteilung darstellen und dabei den Hinter-
grund für die Entscheidung „geringe Gefährdung“ doku-
mentieren (verwendete Gefahrstoffe, Hinweise für geringe 
Exposition, Mengenbewertung, allgemeine Beschreibung 
der Arbeitsweise). 

Im Übrigen s. Nr. 8 der TRGS 400, insbesondere Abs. 4. 

C 2.3 (ehem. 3.2.3) 

§ 7 Abs. 6 

Wer entscheidet, wann eine de-
taillierte und wann eine „abge-
speckte“ Version der Gefähr-
dungsbeurteilung vorzulegen ist 
(Arbeitgeber, Unfallversicherungs-
träger)? 

Die Beurteilung der Arbeitsbedingungen liegt in der Ver-
antwortung des Arbeitgebers. Seine Entscheidung ist aber 
durch die Aufsichtsdienste und ggf. auch gerichtlich über-
prüfbar. 

C 2.4 (ehem. 3.2.4) 

§ 7 Abs. 6 

Nein. Die Gefährdungsbeurteilung enthält weitergehende 
Informationen als die Betriebsanweisung (z.B. Aussagen 
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Kann die Betriebsanweisung nach 
§ 14 gleichzeitig auch als Doku-
mentation der Gefährdungs-
beurteilung nach § 7 angesehen 
werden? 

zur Ersatzstoffprüfung und Ermittlung der Expositionshöhe). 
Die Betriebsanweisung gibt bestimmte Ergebnisse und 
Konsequenzen der Gefährdungsbeurteilung wieder (z.B. 
auf den konkreten Arbeitsplatz bezogene Informationen 
und Verhaltensregeln). 
 

C 3 FACHKUNDIGE PERSON 

Nach § 7 Abs. 7 Satz 1 darf die Gefährdungsbeurteilung nur von fachkundigen Personen 
durchgeführt werden. Gemäß § 7 Abs. 7 Satz 3 sind fachkundige Personen „insbesondere der 
Betriebsarzt und die Fachkraft für Arbeitssicherheit“. 

C 3.1 (ehem. 3.3.1) 

§ 7 Abs. 7 i.V.m. Abs. 6 

Gilt die Fachkundevorschrift für 
die Gefährdungsbeurteilung auch 
für die nicht detaillierte Dokumen-
tation, also Tätigkeiten mit gerin-
ger Gefährdung? 

§ 7 Abs. 7 GefStoffV trifft hier keine Differenzierung.  

C 3.2 (ehem. 3.3.2) 

§ 7 Abs. 7 

Wie lässt sich der Begriff „fach-
kundige Personen“ in Bezug auf 
die Erstellung der Gefährdungs-
beurteilung erläutern? 

Zum Begriff „Fachkunde“ siehe A 2.6. 

Fachkundige Personen nach § 7 Abs. 7 müssen die in der 
TRGS 400 Nr. 3.1 genannten Anforderungen erfüllen. 

 

C 3.3 (ehem. 3.3.4) 

Verschiedene Anbieter veranstal-
ten Seminare zur „Einführung in 
die Fachkunde für Gefahrstoffbe-
auftragte“ und weisen dabei auf § 
7 Abs. 7 und § 17 Abs. 1 hin. 
Welche Anforderungen sind an 
Veranstaltungen zu stellen, damit 
eine Fachkunde bei einem Teil-
nehmer angenommen werden 
kann? 

Den „Gefahrstoffbeauftragten“ gibt es in der GefStoffV nicht, 
dementsprechend auch nicht die „Fachkunde für Gefahr-
stoffbeauftragte“.  

 

C 3.4 (ehem. 3.3.5) 

§ 7 Abs. 7 Satz 3 

Warum werden Fachkraft für Ar-
beitssicherheit und Betriebsarzt 
generell als fachkundige Perso-
nen angesehen?  

Der Verordnungsgeber geht davon aus, dass Fachkräfte für 
Arbeitssicherheit und Betriebsärzte aufgrund ihrer besonde-
ren Ausbildung (s. ASiG, BGV A2) die Anforderungen der 
TRGS 400 an die Fachkunde erfüllen. Aufgrund des ASiG
hat der Arbeitgeber diesen Personen die erforderliche Fort-
bildung zu ermöglichen.  
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C 3.5 (ehem. 3.3.7) 

Ergibt sich aus den Regelungen 
ein Erfordernis besserer Informa-
tion und Kommunikation zwischen 
Arbeitgeber, inner- und überbe-
trieblichen Experten bzw. Instituti-
onen? 

Ja. Die Anforderungen an Informationsermittlung und Ge-
fährdungsbeurteilung sind höher als in der bis Ende 2004 
geltenden GefStoffV. Die heutige GefStoffV überträgt dem 
Arbeitgeber viel Freiheit und Verantwortung bei der Bewer-
tung von Gefährdungen durch gefährliche Stoffe. Um dieser 
Verantwortung gerecht zu werden, ist ein intensivierter In-
formationsaustausch erforderlich.  

Des Weiteren ist nach § 13 Abs. 5 innerbetrieblichen und 
betriebsfremden Unfall- und Notfalldiensten Zugang zu den 
Informationen über Notfallmaßnahmen zu geben. 

Auch die nach § 17 geregelte Zusammenarbeit verschiede-
ner Firmen erfordert eine intensive Information und Kommu-
nikation. 

C 4 GEFAHRSTOFFVERZEICHNIS 
Nach § 7 Abs. 8 hat der Arbeitgeber ein Verzeichnis der im Betrieb verwendeten Gefahrstoffe 
zu führen, in dem auf die entsprechenden Sicherheitsdatenblätter verwiesen wird. Ausgenom-
men sind Gefahrstoffe, die bei Tätigkeiten nach § 7 Abs. 9 nur zu einer geringen Gefährdung 
führen. 

C 4.1 (ehem. 3.4.1) 

§ 7 Abs. 8 

Welche Angaben soll das Gefahr-
stoffverzeichnis enthalten?  

Wie soll der Verweis auf die Si-
cherheitsdatenblätter aussehen? 

Siehe hierzu Nr. 4.7 der TRGS 400.  

Auf der Basis der bisherigen TRGS 440 erstellte Gefahr-
stoffverzeichnisse können in dieser Form weiter geführt 
werden und müssen um den genannten Verweis auf die 
Sicherheitsdatenblätter ergänzt werden. Die Sicherheitsda-
tenblätter müssen im Betrieb vorgehalten werden. Die Si-
cherheitsdatenblätter können als Papierkopie oder als e-
lektronisches Dokument z.B. auf einer CD-Rom aufbewahrt 
oder im betrieblichen Intranet vorgehalten werden. Der 
Hinweis auf Internetseiten, auf denen Lieferanten Sicher-
heitsdatenblätter zur Einsicht bereithalten, reicht nicht aus. 

C 4.2 (ehem. 3.4.3)  

§ 7 Abs. 8 

Gibt es bei der Erstellung eines 
Gefahrstoffverzeichnisses zu be-
rücksichtigende Mindestmengen? 
Müssen Kleinstmengen nicht er-
fasst werden? 

Eine Mengenschwelle für die in das Gefahrstoffverzeichnis 
aufzunehmenden Gefahrstoffe nennt die GefStoffV nicht. 
Entscheidend ist die Gefährdung bei der konkreten Tätig-
keit mit einem bestimmten Stoff. Ergibt die Gefährdungsbe-
urteilung für Stoff und Tätigkeit nur eine geringe Gefähr-
dung (s. § 7 Abs. 9), entfällt gemäß § 7 Abs. 8 die Aufnah-
me in das Gefahrstoffverzeichnis. 

Siehe auch Nr. 4.7 Abs. 1 i. V. m. Nr. 6.2 TRGS 400 
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C 5 ZUSAMMENARBEIT VERSCHIEDENER FIRMEN 

C 5.1 Grundsätze 

C 5.1.1 (ehem. 3.5.1.1) 

§ 17 Abs. 2 Satz 4 

Was ist unter Einbeziehung der 
Fremdfirmen in das betriebliche 
System zum Schutz der Gesund-
heit und der Sicherheit der Be-
schäftigten zu verstehen? Wie 
weit sind die Firmen einzubezie-
hen, z.B. in Unterweisung, Tragen 
von PSA, besondere Zutrittsrege-
lungen? 

Im Prinzip sind die Mitarbeiter der Fremdfirmen bei der Ar-
beitsschutzplanung genauso einzubeziehen wie die Be-
schäftigten des Auftraggebers. Sofern die Fremdfirmen die 
gleichen Tätigkeiten verrichten wie die eigenen Beschäftig-
ten, sind die Maßnahmen gleich. Ggf. sind daher auch ge-
meinsame Unterweisungen sinnvoll. Bei unterschiedlichen 
Tätigkeiten, z.B. Reinigungsarbeiten, ist auf Besonderhei-
ten der Tätigkeit zusätzlich einzugehen.  

Die Verantwortung für die Beschäftigten der Fremdfirmen 
verbleibt aber beim jeweiligen Arbeitgeber. Notwendige 
arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersuchungen sind von die-
sem zu veranlassen. 

C 5.1.2 (ehem. 3.5.1.2) 

§ 17 Abs. 2 

Welche Qualifikation benötigt der 
Koordinator, wer kann diese Auf-
gabe wahrnehmen?  

Die GefStoffV fordert keinen Qualifikationsnachweis. Aus 
der Aufgabe lassen sich jedoch gewisse Qualifikations-
merkmale ableiten, die erfüllt sein sollten: Erfahrungen mit 
Tätigkeiten mehrerer Firmen in einem Betrieb, breites tech-
nisches Fachwissen, Kenntnisse auf dem Gebiet der Si-
cherheit und des Gesundheitsschutzes. 

C 5.1.3 (ehem. 3.5.1.3) 

§ 17 Abs. 2 Satz 2 

Muss die Koordinatorbestellung 
schriftlich erfolgen oder wie soll 
man sonst darlegen, dass man 
einen Koordinator bestellt hat? 
(Die Nichtbestellung eines Koor-
dinators ist eine Ordnungswidrig-
keit.) 

Wie schon die Fragestellung deutlich macht, hat eine 
schriftliche Bestellung Vorteile für den Normadressaten. Die 
Bestellung des Koordinators lässt sich aber auch aus Do-
kumenten seiner Tätigkeit gegenüber den beteiligten Fir-
men ableiten. Wenn der Koordinator nicht tätig wird, gilt 
ohnehin: verantwortlicher Adressat der Verordnung bleibt 
der Arbeitgeber – dagegen hilft auch eine schriftliche Be-
stellung nichts; er trägt die Organisationsverantwortung. 

Nach § 17 Abs. 3 wirken alle Arbeitgeber, Auftraggeber und Auftragnehmer bei der Durchfüh-
rung der Gefährdungsbeurteilung zusammen und stimmen sich ab. Die Ergebnisse der gemein-
samen Gefährdungsbeurteilung sind von allen Beteiligten zu dokumentieren. 

C 5.1.4 (ehem. 3.5.1.4) 

§ 17 Abs. 3 
Was bedeutet eine gemeinsame 
Gefährdungsbeurteilung? 

Sie bedeutet, dass die beteiligten Firmen gemeinsam, ent-
lang des zeitlichen Ablaufes der verschiedenen Tätigkeiten, 
mögliche Gefährdungen identifizieren und geeignete Maß-
nahmen festlegen. Dabei sind die in § 17 Abs. 3 genannten 
Gesichtspunkte besonders zu berücksichtigen. 

C 5.1.5 (ehem. 3.5.1.5) 

§ 17 Abs. 3 
Wie kann eine gemeinsame Ge-
fährdungsbeurteilung organisiert 
werden? 
Wer veranlasst das ggf. erforderli-
che Treffen? 

Die Form des Zusammenwirkens und Abstimmens ist nicht 
festgelegt. Sie kann individuell gestaltet werden und obliegt 
der gemeinsamen Entscheidung der Beteiligten. Grund-
sätzlich ist es Aufgabe des Auftraggebers, dafür zu sorgen, 
dass sich die fachkundigen Personen (s. § 7 Abs. 7) der 
beteiligten Fremdfirmen zur Abstimmung der Gefährdungs-
beurteilung zusammenfinden. Nach dem Wortlaut der 
GefStoffV ist nicht vorgeschrieben, dass der Koordinator 
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die gemeinsame Gefährdungsbeurteilung erarbeitet. Er 
wäre allerdings in der Lage, hierfür die Federführung zu 
übernehmen, da die beteiligten Firmen verpflichtet sind, 
dem Koordinator entsprechende sicherheitsrelevante Ba-
sisinformationen zur Verfügung zu stellen. 

C 5.1.6 (ehem. 3.5.1.6) 

§ 17 Abs. 3 Satz 4 

Wie sollte die Dokumentation der 
gemeinsamen Gefährdungsbeur-
teilung aller Beteiligten aussehen? 

Die Forderung „von allen Beteiligten zu dokumentieren“ 
erfordert nicht zwingend ein von allen abgezeichnetes Do-
kument, es würde auch genügen, wenn jeder das gleiche 
Dokument bei seinen Unterlagen hat.  

C 5.1.7 (ehem. 3.5.1.7) 

§ 17 Abs. 3 

Was ist, wenn ein Beteiligter nicht 
„mitmacht“? 

In der Regel bestehen privatrechtliche Verpflichtungen, z.B. 
aus der Auftraggeber/Auftragnehmer-Beziehung. Über die-
sen Weg sollten alle Beteiligten zur Erfüllung der Arbeits-
schutzpflichten beitragen. Im Einzelfall kann eine behördli-
che Anordnung nach § 23 Abs. 1 ChemG i.V.m. § 17 Abs. 3 
GefStoffV bzw. nach § 20 Abs. 4 GefStoffV gegenüber Ar-
beitgebern erforderlich sein. 

C 5.2 Beispiele 

C 5.2.1 (ehem. 3.5.2.1) 

§ 17  
Auf dem Flughafen werden Be-
schäftigte der Flughafengesell-
schaft auf dem Vorfeld (z.B. Ein-
weiser, Gepäckarbeiter) den Ke-
rosinemissionen der Hilfsaggrega-
te von Flugzeugen verschiedener 
Fluggesellschaften ausgesetzt. 
Diese Belastung würde entfallen, 
wenn die Möglichkeit zur Versor-
gung der Flugzeuge mit elektri-
schem Strom über einen entspre-
chenden Elektroanschluss des 
Flughafens genutzt würde. Dies 
wird von den Flughäfen zwar an-
geboten, aber aus Kostengründen 
oft nicht in Anspruch genommen. 
Gilt für dieses Problem die Ge-
fahrstoffverordnung und greift hier 
§ 17 "Zusammenarbeit verschie-
dener Firmen"? 

Ja. Es gelten die Anforderungen der Gefahrstoffverordnung 
und die Fluggesellschaften sind als Fremdfirmen auf dem 
Betriebsgelände der Flughafengesellschaft anzusehen. 

 

C 5.2.2 (Neue Frage) 

§ 17 Abs. 1 und 2 
Baustellen 
Im § 17 ist von „Tätigkeiten … in 
einem Betrieb“ und von „Fremd-
firmen“ die Rede. Wessen „Be-

Für größere Baustellen ergibt sich die Koordinierungspflicht 
primär aus der Baustellenverordnung. Soweit die Bautätig-
keiten im laufenden Betrieb erfolgen, sind Fremdfirmen alle 
nicht dem eigentlichen Betrieb zuzurechnenden Fir-
men/Personen. 
Im Übrigen gilt: 
 § 17 Abs. 1 nimmt Bezug auf den „Arbeitgeber als Auftrag-
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trieb“ ist eine Baustelle, welches 
sind dort die „Fremdfirmen“? Oder 
kann man diese Regelungen auf 
Baustellen gar nicht anwenden? 

geber“, angesprochen wäre danach das Unternehmen, in 
dessen Auftrag das Bauvorhaben durchgeführt wird. Mög-
lich ist eine Übertragung dieser Funktion, wenn die Baulei-
tung durch eine andere Firma wahrgenommen wird. 

Durch § 17 Abs. 4 wird bei Abbruch-, Sanierungs- und Instandhaltungstätigkeiten der Auftrag-
geber bzw. Bauherr in die Ermittlungspflicht mit einbezogen - sofern es um Stoffe des An-
hangs IV (Stoffe mit Herstellungs- und Verwendungsverbot) geht. 

C 5.2.3 (ehem. 3.5.2.2) 
§ 17 Abs. 4 i.V.m. Anh. IV 
In Anhang IV Nr. 6 sind nur was-
serfreies neutrales Bleikarbonat, 
Bleihydrokarbonat und Bleisulfate 
in Verwendung als Farben ge-
nannt. Im Korrosionsschutz und 
beim Verschrotten (Schweiß- und 
Brennarbeiten) sind aber die „un-
löslichen“ Bleioxide das Problem. 
Gibt es eine Chance, diese mit 
unter den § 17 Abs. 4 zu fassen?  

Nein. 

Auch bei Stoffen, die nicht in Anhang IV genannt sind, gilt 
die Ermittlungspflicht des § 7. Dabei sind auch Erkundigun-
gen beim Auftraggeber einzuholen. Im Übrigen ist § 17 
Abs. 1 Satz 2 anzuwenden. Nach den dortigen Bestimmun-
gen kommt dem Auftraggeber sogar eine aktive Informati-
onspflicht zu. 

D INFORMATIONSERMITTLUNG  

D 1 INFORMATIONSQUELLEN  

D 1.1 (ehem. 4.1.1) 
§ 7 Abs. 2 Satz 1 
Wie wird der Begriff „ohne weite-
res zugängliche Quellen“ konkre-
tisiert? 

Dieser Begriff wird in Nr. 4.1 Abs. 6 der TRGS 400 konkreti-
siert. 

D 1.2 (ehem. 4.1.2) 

§ 7 Abs. 2 

Wie wird sichergestellt, dass die 
bei der Gefährdungsbeurteilung 
verwendeten Sicherheitsdaten-
blätter aktuell sind, wie wird der 
Zugang zu aktuellen Ausgaben 
gewährleistet? 

Die grundlegende Verpflichtung zur Lieferung aktueller SDB 
liegt beim Inverkehrbringer der Gefahrstoffe. Unbeschadet 
dessen sollte der Arbeitgeber bei der Verwendung der Daten 
und Informationen aus dem SDB bei der Gefährdungsbeur-
teilung darauf achten, dass die ihm vorliegenden SDB zu-
mindest nicht offensichtlich (z.B. durch Bezugnahme auf ver-
altete Vorschriften) nicht mehr aktuell sind. Im Zweifelsfall ist 
eine Rückfrage beim Lieferanten (Inverkehrbringer) erforder-
lich. 
Viele Firmen bieten ihre Sicherheitsdatenblätter auch im In-
ternet an, so kann die Aktualität schnell überprüft werden. 

D 1.3 (ehem. 4.1.3) 

§ 7 Abs. 2 Satz 4 

Welche Stoffe und Zubereitungen 
sind hier gemeint? Woher soll der 
Arbeitgeber die Informationen zu 
Einstufungen und Gefährdungen 
„beziehen“? 

Die Verpflichtungen zu Lieferung/Bereitstellung von Sicher-
heitsdatenblättern (SDB) sind in Artikel 31 der REACH-VO
geregelt. Ergänzend beinhaltet Artikel 32 der REACH-VO 
Informationspflichten des Lieferanten zu Stoffen/ Zubereitun-
gen, für die kein SDB nach Art. 31 geliefert werden muss. 
Hierauf nimmt § 7 Abs. 2 Satz 3 Bezug. Diese Informations-
pflichten gelten gemäß Artikel 2 Abs. 1 und 6 REACH-VO 
jedoch nicht für alle Gefahrstoffe, z. B. nicht für fertige Arz-
neimittel. Um für die Arbeitgeber das erforderliche umfas-
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sende Informationsrecht sicherzustellen, wurde der Lieferant
in der GefStoffV verpflichtet, die erforderlichen Informationen 
in Art und Umfang entsprechend einem SDB zur Verfügung 
zu stellen. Der Arbeitgeber ist verpflichtet, diese Informatio-
nen einzuholen. 

D 1.4 (ehem. 4.1.4) 

§ 7 Abs. 2 Satz 5 

Wie soll der Arbeitgeber Stoffe/ 
Zubereitungen selbst einstufen, 
wenn der Hersteller diese nicht 
eingestuft hat, weil hierfür keine 
„gesicherte wissenschaftliche Er-
kenntnis“ nach § 5 Abs. 1 Satz 4 
Nr. 2 (z.B. Literaturdaten) vor-
liegt? 

Diese Verpflichtung greift insbesondere bei  

• betriebsintern hergestellten und verwendeten Stoffen und 
Zubereitungen, z.B. bei chemischen Synthesen (wenn 
also Arbeitgeber und Hersteller identisch sind) oder bei  

• der Bearbeitung von Erzeugnissen, aus denen Gefahr-
stoffe freigesetzt werden.  

Hersteller chemischer Produkte sind sowohl als Eigenver-
wender (in ihrer Funktion als Arbeitgeber) als auch Inver-
kehrbringer grundsätzlich verpflichtet, die Eigenschaften der 
von ihnen hergestellten chemischen Produkte ausreichend 
zu ermitteln und diese Ermittlungen den Weiterverarbeitern 
zur Verfügung zu stellen. Dies gilt insbesondere, wenn es 
sich um "gesicherte wissenschaftliche Erkenntnisse" handelt. 
Für die Be- und Verarbeitung von Erzeugnissen gibt es 
branchen- oder tätigkeitsspezifische Hilfestellungen (s. 
TRGS 400, Nr. 5.4). Grundsätzlich ist ein nachvollziehbares 
Vorgehen maßgeblich, die notwendigen Informationen beim 
Inverkehrbringer oder bei anderen ohne weiteres zugängli-
chen Quellen zu beschaffen (s.a. § 7 Abs. 2 GefStoffV). 

D 1.5 (ehem. 4.1.5) 

§ 7 Abs. 2 Satz 5 letzter Halbsatz 

Was ist gemeint mit „zumindest 
aber die von den Stoffen oder 
Zubereitungen ausgehenden Ge-
fährdungen für die Beschäftigten 
zu ermitteln“? 

Der Arbeitgeber hat - auf der Grundlage der von ihm ermittel-
ten Informationen - die von ihm verwendeten oder hergestell-
ten oder bei einer Tätigkeit freigesetzten Stof-
fe/Zubereitungen einzustufen. Falls er die hierfür erforderli-
chen Informationen nicht ermitteln kann, hat er zumindest 
branchen- oder tätigkeitsspezifische Hilfestellungen z.B. der 
Unfallversicherungsträger, Länder oder Verbände zur Beur-
teilung der Gefährdung der Beschäftigten heranzuziehen.  

D 1.6 (ehem. 4.1.6) 

§ 7 Abs. 2 

Ein Arbeitgeber importiert gefähr-
liche Stoffe/Zubereitungen aus 
einem Nicht-EU-Land. Die Anga-
ben zu gefährlichen Stoffeigen-
schaften entsprechen den Vor-
schriften des Exportlandes. Dies  
reicht zur Erfüllung der hiesigen, 
gefahrstoffrechtlichen Anforde-
rungen möglicherweise nicht aus. 

Wie bekommt der Arbeitgeber 
dann die benötigten Informatio-
nen? 

Ist der Arbeitgeber gleichzeitig der Einführer eines Stoffes 
oder einer Zubereitung, ist er damit unmittelbar für die richti-
ge Einstufung, Kennzeichnung und – bei Abgabe an andere 
Abnehmer - das Sicherheitsdatenblatt verantwortlich. Inso-
weit ist er - genauso wie alle anderen Einführer - verpflichtet, 
selbständig Nachforschungen zu den Eigenschaften der 
Produkte vorzunehmen. 
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Nach § 7 Abs. 7 Satz 4 kann der Arbeitgeber eine Gefährdungsbeurteilung übernehmen, die ihm 
der Hersteller oder Inverkehrbringer mitgeliefert hat.  

D 1.7 (ehem. 4.1.7) 

§ 7 Abs. 7 Satz 4 

Wie ist das „Übernehmen“ einer 
mitgelieferten Gefährdungsbeur-
teilung hinsichtlich der Verantwor-
tungslage für die Gefährdungsbe-
urteilung zu interpretieren? 

 

Es liegt in der Verantwortung des Arbeitgebers, zu prüfen, 
ob die bei der mitgelieferten Gefährdungsbeurteilung zu 
Grunde gelegten Voraussetzungen mit den Tätigkeiten und 
Gegebenheiten in seinem Betrieb übereinstimmen, denn nur 
dann kann er die mitgelieferte Gefährdungsbeurteilung ü-
bernehmen. Der Arbeitgeber hat aber auch zu prüfen, ob 
die mitgelieferte Gefährdungsbeurteilung zureichend ist. Ein 
Übernehmen mit Alleinverantwortung des Herstel-
lers/Inverkehrbringers ist nicht im Sinne der Verordnung. 
Übernehmen bedeutet nicht, dass sich der Arbeitgeber un-
besehen auf die Beurteilung verlassen kann. Die Überprü-
fung der Wirksamkeit von Schutzmaßnahmen verbleibt im-
mer beim Arbeitgeber, ggf. hat er fachkundige Personen 
hinzuzuziehen. 
Im Einzelnen s. a. Nr. 5.2 und Anlage 2 der TRGS 400. 

D 1.8 (Neue Frage) 

Muss der Arbeitgeber noch eine 
Gefährdungsbeurteilung durchfüh-
ren, wenn er ein „sicheres“ Expo-
sitionsszenario nach REACH-VO 
mitgeliefert bekommt? 

Die Pflichten zur Gefährdungsbeurteilung nach den Arbeits-
schutzvorschriften und der Gefahrstoffverordnung bestehen
weiter. Der Arbeitgeber darf die im Rahmen von Expositi-
onsszenarien vorgeschlagenen Risikominderungsmaß-
nahmen nicht ungeprüft anwenden. Expositionsszenarien 
können jedoch eine wichtige Hilfe bei der Erfüllung der Ar-
beitgeberpflichten sein, insbesondere wenn sie die Erfüllung 
der Anforderungen an die Qualität mitgelieferter Gefähr-
dungsbeurteilungen ausweisen (siehe Nr. 5.2 und Anlage 2 
der TRGS 400). 

D 1.9 (ehem. 4.1.8) 

§ 7 Abs. 7 Satz 4 

Gilt die Regelung zum „Überneh-
men“ nur für „komplette“ Gefähr-
dungsbeurteilungen oder auch für 
Teile davon, wie z.B. Expositions-
beschreibungen? 

Ja, sie gilt auch für eine teilweise Gefährdungsbeurteilung.
Im Einzelnen siehe Nr. 5.2 und Anlage 2 der TRGS 400. 

 

D 1.10 (ehem. 4.1.9) 

§ 7 Abs. 7 Satz 4 
Haben entsprechende Papiere 
der Unfallversicherungsträger, 
Innungen usw. oder Branchenre-
gelungen die gleiche Stellung wie 
Herstellerangaben? 

Ja, wenn sie den Anforderungen von Nr. 5.2 der TRGS 400
entsprechen. 

 

D 1.11 (ehem. 4.1.10) 

§ 7 Abs. 7 Satz 4 
Wie soll sich der ländereinheitli-
che Vollzug bezüglich der Qualität 
der „übernommenen“ Hersteller-
beurteilung gestalten? 

Aufgabe des Vollzugs ist es, nach Maßgabe von Nr. 5.2 
TRGS 400 zu beurteilen, ob ein Arbeitgeber die Gefähr-
dungsbeurteilung berechtigter Weise übernommen hat, oder 
ob die spezifischen Bedingungen im Betrieb des Arbeitge-
bers der Übernahme entgegenstehen.  
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D 2 WECHSEL- UND KOMBINATIONSWIRKUNGEN  
Gemäß § 7 Abs. 5 Gefahrstoffverordnung sind die mit den Tätigkeiten verbundenen inhalativen, 
dermalen und physikalisch-chemischen Gefährdungen unabhängig voneinander zu beurteilen 
und in der Gefährdungsbeurteilung zusammen zu führen. Treten bei einer Tätigkeit mehrere 
Gefahrstoffe gleichzeitig auf, ist eine mögliche Wechsel- oder Kombinationswirkung der Gefahr-
stoffe mit Einfluss auf die Gesundheit und Sicherheit der Beschäftigten bei der Gefährdungsbe-
urteilung zu berücksichtigen. 

D 2.1 (ehem. 4.2.1) 

§ 7 Abs. 5 

Wie ist mit der Beurteilung der 
Wechsel- oder Kombinationswir-
kungen von Gefahrstoffen zu ver-
fahren? 

Bei der Beurteilung von Wechsel- und Kombinationswir-
kungen wird in der Regel fachliche Beratung oder ein Vor-
gehen nach Konventionen erforderlich sein, wie z. B. nach 
der TRGS 402 Nr. 5.2.1 Abs. 2.  

Einzelne Fälle werden in Nr. 4.3 Abs 4 TRGS 400 benannt.
Für die Kombinationswirkung bei dermaler Aufnahme gibt 
die TRGS 401 Hinweise. 

D 2.2 (ehem. 4.2.2) 

§ 7 Abs. 5 

Bleibt die TRGS 403 erhalten? 

Nein. Die TRGS 403 wurde in die TRGS 402 integriert.  

D 3 STOFFE OHNE GRENZWERT 

D 3.1 (ehem. 4.3.1) 

§ 7 

Wie erfolgt künftig die Beurteilung 
von Arbeitsplätzen, an denen 
Stoffe ohne Grenzwert verwendet 
werden, ggf. auch solche, die frü-
her einen TRK hatten? Was muss 
an Arbeitsplätzen veranlasst wer-
den, an denen mit krebserzeu-
genden Gefahrstoffen umgegan-
gen wird und an denen bislang 
der TRK-Wert eingehalten wurde? 

 

Die Einhaltung des TRK-Wertes allein war in der bis Ende 
2004 geltenden GefStoffV schon nicht ausreichend. Insbe-
sondere § 36 der damaligen Verordnung enthielt ein Sys-
tem von Maßnahmen, die fälschlicherweise immer wieder 
auf die Einhaltung des TRK-Wertes verkürzt wurden. Das 
Gesamtpaket an Maßnahmen der damaligen GefStoffV 
entspricht in weitem Umfang den nach der aktuellen 
GefStoffV 2005 geforderten Maßnahmen. Entfallen ist le-
diglich der TRK-Wert als ein pauschalierter Maßstab zum
Wirksamkeitsnachweis. Damit besteht die gleiche Situation 
wie in den zahlreichen Fällen, in denen schon bisher kein 
Grenzwert vorhanden war oder auch zukünftig nicht vor-
handen sein wird. Die GefStoffV 2005 kennt hier als Hilfe-
stellung für den Arbeitgeber neben dem AGW die Aufstel-
lung von VSK oder von TRGS. Daneben ist es Aufgabe des 
Arbeitgebers, im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung die 
notwendigen Maßnahmen unter Beachtung des Substituti-
ons- und Minimierungsgebotes in eigener Verantwortung 
festzulegen. 

Die neue TRGS 402 enthält Empfehlungen für die Beurtei-
lung von Arbeitsplätzen, an denen Stoffe ohne Grenzwert 
verwendet werden. 
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D 4 BESONDERE STOFFGRUPPEN 

D 4.1 (ehem. 4.4.1) 

§ 3 Abs. 2 

Gelten für Zubereitungen weiter-
hin die stoffspezifischen Konzent-
rationsgrenzen aus § 35 der bis 
Ende 2004 geltenden Verord-
nung? 

Die Konzentrationsgrenzen des § 35 der bis Ende 2004 
gültigen Verordnung wurden unverändert in die TRGS 905 
übernommen (veröffentlicht im Bundesarbeitsblatt Nr. 7,  
Juli 2005). 

D 4.2 (ehem. 4.4.2) 

§ 3 Abs. 2 

Sind Dieselmotoremissionen 
(DME) nach Wegfall von § 35 
Abs. 4 Nr. 4 der bis Ende 2004 
geltenden Verordnung noch ein 
krebserzeugender Gefahrstoff? 

Ja. Die Regelungen zu DME sind in die TRGS 906 aufge-
nommen worden. Die TRGS wurde im Bundesarbeitsblatt 
Nr. 7 (Juli 2005) veröffentlicht. 

 

D 4.3 (ehem. 4.4.3) 

Anhang III Nr. 2 (i. V. m. Anh. V 
Nr. 7 der bis Ende 2004 geltenden 
VO) 

Spezifische Regelungen zu 
Künstlichen Mineralfasern (KMF) 
enthält der Staubanhang nicht; die 
Spezialregelungen des bis Ende 
2004 geltenden Anh. V Nr. 7, die 
eine Differenzierung krebserzeu-
gend K2/K3 entbehrlich machten, 
sind weggefallen. Sind „Alt-KMF“ 
generell als krebserzeugend K2 
zu bewerten, außer beim Beweis 
des Gegenteils? 

Die Einstufung von KMF ist in der TRGS 905 geregelt. Die 
praktische Vorgehensweise wird in der TRGS 521 geregelt, 
deren überarbeitete Fassung im Februar 2008 veröffentlicht 
wurde, s. a. Nr. F 4.1.3). 

 

D 4.4 (ehem. 4.4.4) 

§ 7 Abs. 2 

Hinsichtlich der CMR-Eigenschaf-
ten sind Stoffe z. T. nach EG-
Recht anders eingestuft als nach 
der TRGS 905. Ist für die Gefähr-
dungsbeurteilung weiterhin die 
Einstufung nach der TRGS 905 
maßgeblich? 

 

Ja, dies ist nach EG-Recht auch ausdrücklich zulässig. 
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E WAHL DER SCHUTZSTUFEN UND SCHUTZMAßNAHMEN  

E 1 ABGRENZUNG DER „ GERINGEN GEFÄHRDUNG“  UND SCHUTZSTUFE 1 -  
§ 7 ABS. 9 

Ergibt sich aus der Gefährdungsbeurteilung für bestimmte Tätigkeiten aufgrund  

1. der Arbeitsbedingungen,  

2. einer nur geringen verwendeten Stoffmenge und  

3. einer nach Höhe und Dauer niedrigen Exposition  

insgesamt eine nur geringe Gefährdung der Beschäftigten und  

4. reichen die nach § 8 Abs. 1 bis 8 ergriffenen Maßnahmen zum Schutz der Beschäftigten 
aus, 

so müssen keine weiteren Maßnahmen nach den §§ 9 bis 17 getroffen werden (Schutzstufe 1). 
Satz 1 gilt nicht für Tätigkeiten mit Gefahrstoffen, die  

1. als giftig, sehr giftig oder krebserzeugend, erbgutverändernd oder fruchtbarkeitsgefähr-
dend Kategorie 1 oder 21 eingestuft oder gekennzeichnet sind oder 

2. in einer Bekanntmachung des Bundesministeriums für Wirtschaft und Arbeit nach § 21 
Abs. 4 als krebserzeugend, erbgutverändernd oder fruchtbarkeitsgefährdend Kategorie 
1 oder 2 bezeichnet werden. 

 

E 1.1. (ehem. 5.1.2) 

§ 7 Abs. 9 

Wie ist der Begriff „geringe Ge-
fährdung“ zu konkretisieren, in 
Verbindung mit den Begriffen 

• „Arbeitsbedingungen“, 

• „geringe verwendete Stoff-
menge“, 

• „nach Höhe und Dauer niedri-
ge Exposition“ (auch: Verhält-
nis zum AGW, Situation ohne 
AGW, Abgrenzung zur Hinter-
grundbelastung)? 

 

Eine Konkretisierung erfolgt in Nr. 6.2 der TRGS 400. 

Der Begriff „geringe Gefährdung“ zielt auf Bagatellfälle. 
Bezugsmaßstab ist das System ohne Schutzmaßnahmen. 
Demnach kann keine geringe Gefährdung angenommen 
werden, wenn zum Schutz der Gesundheit der Beschäftig-
ten technische Maßnahmen oder persönliche Schutzaus-
rüstungen notwendig sind. Die Exposition muss (deutlich) 
niedriger als der AGW (sofern vorhanden) sein. Eine Ein-
haltung der Hintergrundbelastung kann nicht generell ge-
fordert werden. Mögliche weitere Anhaltspunkte: Expositi-
onsdauer, Häufigkeit, geringer Hautkontakt (Spritzer). 

Als Beispiele für eine „geringe Gefährdung“ nach dem ge-
nannten Maßstab können genannt werden: 

• Titrationen mit wässrigen Salzlösungen (nicht CMR(f)), 

• Verwendung von Verbraucherprodukten in haushaltsüb-
licher Menge und Häufigkeit wie 

o Verwendung von Klebstoff im Büro, 

o Austausch einzelner Tonerkartuschen, 

o entkalken von Kaffeemaschinen, 

o ausbessern kleiner Lackschäden, 

o nachfüllen von Frostschutzmittel. 

                                            
1 Im Folgenden mit CMR(f) abgekürzt. 
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E 1.2 (ehem. 5.1.1) 

In welchem Verhältnis steht die 
Schutzstufe 1 zu dem Begriff „ge-
ringe Gefährdung“? 

Beiden Begriffen liegen dieselben Bedingungen zugrunde 
(s. einführender Text zu E 1 bezüglich § 7 Abs. 9 
GefStoffV). Generell ist zu beachten, dass gemäß Nr. 6.6 
Abs. 2 der TRGS 400 die Festlegung der „Schutzstufe“ nur 
ein Hilfsinstrument zur Ableitung geeigneter Maßnahmen, 
nicht jedoch das Ergebnis der Gefährdungsbeurteilung ist.  

Nähere Ausführungen zu Tätigkeiten mit geringer Gefähr-
dung s. Nr. 6.2 der TRGS 400. 

E 1.3 (ehem. 5.1.3) 

§ 7 Abs. 9 

Wie kann man feststellen, ob die 
Maßnahmen des § 8 ausreichend 
sind (Schutzstufe 1), wenn keine 
Expositionsmessungen gefordert 
werden (z.B. Frage der Einhaltung 
des Allgemeinen Staubgrenzwer-
tes)? 

Im Vordergrund der Gefährdungsbeurteilung der GefStoffV 
steht nicht mehr die Einhaltung von gemessenen Luft-
grenzwerten, sondern die Festlegung und die Überwa-
chung angemessener Schutzmaßnahmen. An dieser Stelle 
greifen z.B. VSK. Verfährt der Arbeitgeber entsprechend 
dieser VSK, kann er von der Einhaltung der AGW ausge-
hen. 

Auch wenn im Fall der Schutzstufe 1 keine Messpflicht hin-
sichtlich der Einhaltung von AGW besteht, kann zur Ermitt-
lung, ob die Dauer und Höhe der Exposition niedrig ist, eine 
orientierende Messung im konkreten Fall doch ein geeigne-
tes Instrument zur Expositionsermittlung im Rahmen der 
Gefährdungsbeurteilung sein, wenn eine Einschätzung der 
Exposition auf anderem Wege zu unsicher scheint. Eine 
entsprechende Funktion können auch Untersuchungen an 
vergleichbaren Arbeitsplätzen oder Berechnungen über-
nehmen. 

E 1.4 (ehem. 5.1.4) 

§ 7 Abs. 9 

Ist vom Arbeitgeber selbst festzu-
legen, ob eine geringe Gefähr-
dung vorliegt? 

Ja, die Einschätzung liegt in der Verantwortung des Arbeit-
gebers und seiner Gefährdungsbeurteilung. 

E 1.5 (ehem. 5.1.5) 

§ 7 Abs. 9 

Wie ist in Bezug auf die „geringe 
Gefährdung“ die Summation meh-
rerer Bagatellfälle zu bewerten 
(als Einzelfall unkritisch, in der 
Summe relevant)? 

Nach § 7 Abs. 5 GefStoffV ist die Wechsel- oder Kombina-
tionswirkung der Gefahrstoffe in der Gefährdungsbeurtei-
lung zu berücksichtigen. Auch Stoffgemische am Arbeits-
platz sind damit einbezogen. In der Gefährdungsbeurtei-
lung hat eine zusammenfassende Gesamtbeurteilung zu 
erfolgen. Insoweit können mehrere Bagatellfälle durchaus 
in ihrer Wechsel- oder Kombinationswirkung zu einer mehr 
als geringen Gefährdung führen. 

Auch wird ggf. festzustellen sein, dass die Maßnahmen 
nach § 8 nicht ausreichen.  
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E 1.6 (ehem. 5.1.6) 

§ 7 Abs. 9 i.V.m. Abs. 10 

Welcher Unterschied besteht in 
der Praxis zwischen Schutzstufe 1 
und 2, kann dieser objektiv ge-
fasst werden? 

Ja.  

Hinsichtlich der Gefährdung: In Schutzstufe 1 sind „Baga-
tellfälle“ angesiedelt, bei denen mit hoher Wahrscheinlich-
keit eine Gesundheitsgefährdung ausgeschlossen ist. Ab 
Schutzstufe 2 besteht eine Gesundheitsgefährdung. 

Hinsichtlich der Maßnahmen: Schutzstufe 2 beinhaltet zu-
nächst alle Maßnahmen der Schutzstufe 1; darüber hinaus 
sind in Schutzstufe 2 das Substitutionsgebot, die Rangfolge 
der Schutzmaßnahmen, Betriebsanweisung, Unterweisung, 
die Einhaltung des AGW und die Pflicht zur Erstellung einer 
detaillierten Dokumentation zu beachten. 

E 1.7 (ehem. 5.1.7) 

§ 7 Abs. 9, §§ 8 - 11 

Tätigkeiten mit T- und T+-Stoffen 
sind nach der Gefahrstoffverord-
nung immer der Schutzstufe 3 
zuzuordnen. Bei bestimmten Tä-
tigkeiten mit diesen Stoffen kön-
nen aber in der Praxis nur Maß-
nahmen nach § 8 erforderlich 
sein. 

Wie kann dieser Widerspruch 
gelöst werden? 

Dieser (scheinbare) Widerspruch lässt sich durch die Aus-
führungen in Nr. 6.2 Abs. 6 und 6.6 Abs. 2 der TRGS 400 
auflösen. 

Bei Tätigkeiten mit T- und T+-Stoffen sind zwar immer min-
destens Maßnahmen der Schutzstufe 3 in Betracht zu zie-
hen. Welche konkreten Schutzmaßnahmen festzulegen 
sind, ergibt sich aber aus der Gefährdungsbeurteilung. Für 
die Ausgestaltung im Einzelnen ist der Grundsatz der Ver-
hältnismäßigkeit zu berücksichtigen. 

So können z.B. bei Tätigkeiten mit T- und T+-Stoffen in der 
Praxis nur Maßnahmen nach § 8 erforderlich sein, sofern 
die Gefährdungsbeurteilung zeigt, dass die für andere 
Maßnahmen genannten Voraussetzungen nicht gegeben 
sind. Z.B. entfällt bei Stoffen ohne AGW die Überprüfung 
seiner Einhaltung; wenn keine ASI-Arbeiten durchgeführt 
werden, entfallen die diesbezüglichen Regelungen nach § 
11 Abs. 3; wenn keine Luft abgesaugt wird, entfallen Über-
legungen zur Luftrückführung nach § 11 Abs. 4. Tatsächlich 
werden z.B. das Verzehrverbot und die Unterwei-
sung/Betriebsanweisung als über § 8 hinausgehende Maß-
nahmen stets erforderlich sein. 

In jedem Fall ist die Wirksamkeit der getroffenen Schutz-
maßnahmen zu überprüfen. 

Zum Thema „Schutzstufen/Auswahl von Schutzmaßnah-
men“ s. a. Frage C 1.3 

E 1.8 (ehem. 5.1.8) 

§ 7 Abs. 9 i.V.m. § 8 

Kann man aus der Feststellung, 
dass für die Schutzstufe 1 in § 8 
GefStoffV keine Angaben zum 
Gebrauch von PSA enthalten 
sind, schlussfolgern, dass ein 
wichtiges Kriterium zum Übergang 
in die Schutzstufe 2 die Benut-
zung von PSA ist?  

Ergibt die Gefährdungsbeurteilung nach GefStoffV, dass 
PSA zur Verfügung gestellt werden muss, liegt keine gerin-
ge Gefährdung vor. 
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E 2 ZUORDNUNG ANDERER SCHUTZSTUFEN 

E 2.1 (ehem. 5.2.1) 

§ 9 Abs. 12 

Sind aufgrund der Formulierung in 
§ 9 Abs. 12 (Einführung von An-
hang III) z.B. die Regelungen für 
„Staub“ immer mindestens Stufe 2 
und mit Gefährdungsbeurteilung, 
Betriebsanweisung, arbeitsmedi-
zinischer Vorsorge verbunden? 

§ 9 Abs. 12 stellt nur den Bezug zwischen Paragraphenteil 
und Anhang III her. D.h. ab Schutzstufe 2 ist Anhang III zu 
beachten. Beim Vorliegen der Schutzstufe 1 müssen die 
Maßnahmen der §§ 9 bis 17 nicht getroffen werden. Damit 
verliert auch § 9 Abs. 12 seine Bedeutung. Schutzstufe 1 ist 
etwa bei Tätigkeiten mit geringer Staubentwicklung mög-
lich. 

 

E 2.2 (ehem. 5.2.2) 

§ 7 Abs. 9 und 10 i.V.m. § 10 

Schutzstufe 3 soll für die Tätigkei-
ten mit T- bzw. T+-Stoffen gelten. 
Woraus ergibt sich das nach dem 
Wortlaut der Verordnung? 

Aus § 7 Abs. 9 und 10 GefStoffV. Die Schutzstufe 4 gilt 
nach § 11 GefStoffV dann zusätzlich nur für CMR(f)-Stoffe. 

 

E 3 AUSWAHL VON SCHUTZMAßNAHMEN  

E 3.1 (Neue Frage) 

§§ 9, 10 

Unterscheidet sich die Substituti-
onspflicht nach § 9 von der nach 
§ 10? Wenn ja, wo liegt der Un-
terschied? 

Es gibt keinen grundsätzlichen Unterschied. Vielmehr wird 
die im § 9 beschriebene Pflicht zur Substitution im § 10 
aufgegriffen und es werden strengere Anforderungen an 
Schutzmaßnahmen formuliert (geschlossenes System), 
wenn die Substitution technisch nicht möglich ist. 

Die TRGS 600 (im Mai 2008 vom AGS verabschiedet) führt  
hierzu in Nr. 5.3 Näheres aus. 

E 3.2 (ehem. 5.3.1) 

§ 10 Abs. 1:  

Wie ist der Begriff „wenn tech-
nisch nicht möglich“ zu konkreti-
sieren? 
 

Grundsätzlich gilt das Substitutionsgebot. Die Umsetzung 
der Maßnahme ist im Einzelfall davon abhängig zu ma-
chen, ob dies technisch machbar und unter Berücksichti-
gung des Standes der Technik als verhältnismäßig anzu-
sehen ist. Diese Prüfung ist Aufgabe des Arbeitgebers im 
Rahmen der Gefährdungsbeurteilung. Der Abwägungspro-
zess ist in der Dokumentation der Gefährdungsbeurteilung 
darzulegen. 
Die TRGS 600 (im Mai 2008 vom AGS verabschiedet) führt 
hierzu in Nr. 5.1 Näheres aus. 
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E 3.3 (ehem. 5.3.2) 

§ 12 i.V.m. Anh. III Nr. 1 

Wie ist in der Praxis der Bereich 
Explosionsschutz zu betrachten, 
speziell hinsichtlich der Schnitt-
stelle GefStoffV/BetrSichV?  

Die GefStoffV geht hinsichtlich ihrer Regelungen des Exp-
losionsschutzes weit über den Anwendungsbereich der 
BetrSichV hinaus, da sie auch alle explosionsfähigen Ge-
mische betrachtet – die explosionsfähige Atmosphäre der 
BetrSichV ist dagegen nur eine Teilmenge der explosions-
fähigen Gemische. 

Die Beurteilung, ob bei Tätigkeiten mit Stoffen Explosions-
gefahren bestehen, erfolgt über § 7 GefStoffV. Durch Maß-
nahmen nach §§ 8 und 12 i.V.m. mit Anh. III Nr.1 sind mög-
liche Explosionsgefahren zu verhindern bzw. zu minimie-
ren. Für den Fall, dass eine explosionsfähige Atmosphäre 
durch vorgenannte Maßnahmen nicht sicher verhindert 
werden kann, erfolgen die weiteren Maßnahmen nach der 
BetrSichV und den dazugehörenden technischen Regeln 
(vgl. § 3 BetrSichV). 

E 3.4 (ehem. 5.3.3) 

§ 13 

Gelten diese Vorschriften auch 
bei Tätigkeiten in Schutzstufe 1? 

Nein. 

 

E 3.5 (ehem. 5.3.4) 

§ 14 Abs. 1 

Müssen für alle Gefahrstoffe 
schriftliche Betriebsanweisungen 
erstellt werden? 

Eine schriftliche Betriebsanweisung ist nicht gefordert, 
wenn für den Stoff bei der jeweiligen Tätigkeit die Bedin-
gungen nach § 7 Abs. 9 erfüllt sind (Schutzstufe 1), da in 
diesen Fällen auch die Maßnahmen nach § 14 entfallen. 

E 4 BEISPIELE  

E 4.1 (ehem. 5.4.1) 

§ 7 Abs. 9, § 1 Abs. 3 

Kann der Verkauf von Gefahrstof-
fen der Schutzstufe 1 zugeordnet 
werden? Oder gilt hier die Ar-
beitsstättenverordnung? 

 

Der Verkauf von Gefahrstoffen ist eine Tätigkeit im Sinne 
der Gefahrstoffverordnung. Es ist eine Gefährdungsbeurtei-
lung durchzuführen. In vielen Fällen dürften im Einzelhan-
del beim Verkauf fertig verpackter Waren Maßnahmen des 
§ 8 ausreichend sein. Es sind jedoch auch andere Konstel-
lationen denkbar (z.B. bei eigener Abfüllung von Gefahr-
stoffen oder Lagerung und Verkauf entzündlicher Gefahr-
stoffe). Der Verkauf von T/T+-Stoffen ist eine Tätigkeit min-
destens der Schutzstufe 3. Die Maßnahmen richten sich 
nach dem Ergebnis der Gefährdungsbeurteilung. 

Zur Abgrenzung GefStoffV/ArbStättV siehe auch A 1.5 
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E 4.2 (ehem. 5.4.2) 

§ 7 Abs. 9 

Können auch Tätigkeiten mit exp-
losionsgefährlichen oder leicht 
entzündlichen Gefahrstoffen, 
wenn nur eine geringe Gefähr-
dung besteht, der Schutzstufe 1 
zugeordnet werden? 

Die GefStoffV sieht in § 7 Abs. 5 vor, dass die mit den Tä-
tigkeiten verbundenen inhalativen, dermalen und physika-
lisch-chemischen Gefährdungen unabhängig voneinander 
zu bewerten und in der Gefährdungsbeurteilung zusam-
menzuführen sind. 
In Bezug auf die toxischen Eigenschaften legt die GefStoffV 
Schutzstufen fest. Eine besondere Stellung kommt dabei 
dem § 8 zu, der für alle Tätigkeiten mit Gefahrstoffen – un-
abhängig welcher Gefährdungsart – immer anzuwenden ist 
(Grundmaßnahmen). Hinsichtlich der toxischen Gefährdun-
gen sind die Maßnahmen des § 8 deckungsgleich mit der 
Schutzstufe 1. Bezüglich der Brand- und Explosionsgefah-
ren gibt es keine Schutzstufenzuordnung. Gleichwohl gel-
ten immer die Maßnahmen des § 8 als Grundmaßnahmen.  
Besitzt ein Gefahrstoff sowohl gefährliche toxische als auch 
physikalisch-chemische Eigenschaften, sind nach § 7 Abs. 
5 beide Gefährdungsarten unabhängig voneinander zu be-
werten. Eine besondere Betrachtung verdient jedoch die 
Schutzstufe 1: Ergibt die Ermittlung nach § 7 Abs. 3, dass 
eine Brand- und Explosionsgefahr besteht, die Maßnahmen 
nach § 12 erforderlich machen, ist die Tätigkeit nicht der 
Schutzstufe 1 zuzuordnen, da die Maßnahmen des § 8 al-
lein nicht ausreichend sind.  
Die Gefährdungsbeurteilung kann aber auch zum Ergebnis 
haben, dass trotz Verwendung von Stoffen mit gefährlichen 
physikalisch-chemischen Eigenschaften keine Maßnahmen 
nach § 12 bzw. Anhang III Nr. 1 erforderlich sind, da sie 
nicht zu Brand- oder Explosionsgefahren führen (Beispiel: 
Tätigkeit mit einzelner Klebstofftube mit leicht entzündli-
chem Lösungsmittel). Dann können die Grundmaßnahmen 
des § 8 ausreichen, wenn die Gefährdungsbeurteilung be-
züglich der toxischen Gefährdung ergeben hat, dass alle 
Kriterien für die Schutzstufe 1 erfüllt sind. 

In vielen Betrieben wird lediglich mit geringen Mengen von T/T+/CMR(f)-Stoffen gearbeitet. Die 
Ausschlussregelung in § 7 Abs. 9 und 10 (keine Tätigkeiten mit T/T+/CMR(f)-Stoffen) kennt 
keine Mengenschwelle (siehe hierzu auch E 1). 

E 4.3 (ehem. 5.4.3)  

§ 7 

Ist jeweils die Schutzstufe 3 bzw. 
4 zuzuordnen bei 
o Analyselabors mit  

o Schmelzpunktbestimmung 
(Kleinstmengen T- und 
CMR-Stoffe);  

o HPLC (Acrylnitril, Methanol); 
o Umgang mit CSB-Küvetten-

tests (Chromat);  
o kurzzeitigen Holzbearbeitungs-

arbeiten (Harthölzer)? 

Die GefStoffV verlangt keine Festlegung /Zuordnung von 
Schutzstufen. Maßgeblich für die Gestaltung der Schutz-
maßnahmen ist nicht die Zuordnung formaler Schutzstufen, 
sondern die Gefährdungsbeurteilung, die insbesondere 
auch Ausmaß und Dauer der Exposition mit berücksichtigt
(s. a. Nr. 6.6 Abs. 2 TRGS 400.) 
Grundsätzlich sind die Maßnahmen nach den §§ 8, 9, 10 
bzw. 11 zu berücksichtigen. Geringe Mengen und Expositi-
onen können jedoch dazu führen, dass bereits mit Maß-
nahmen der §§ 8 und 9 die Forderungen der §§ 10 und 11 
zur Minimierung der Gefährdung erfüllt sind (s. a. Nr. 6.2 
Abs. 6 TRGS 400).  
Zur Forderung der §§ 10 und 11 hinsichtlich Arbeitsplatz-
messungen siehe Abschnitte G 6 und G 7. 
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Bei der Ausgestaltung der Schutzmaßnahmen sollen im 
Labor die TRGS 526 und bei Holzarbeiten die TRGS 553 
Hilfestellungen geben. 

E 4.4 (ehem. 5.4.4)  

§ 7 
Ist ggf. das gesamte Labor in 
Schutzstufe 3 bzw. 4 einzustufen? 
Oder ist nur die einzelne Tätigkeit 
mit T/T+/CMR(f)-Stoffen der 
Schutzstufe 3 bzw. 4 zuzuord-
nen? 

Die Zuordnung der Schutzstufen erfolgt für die jeweilige 
Tätigkeit, nicht für das gesamte Labor (im Gegensatz z. B. 
zum Gentechnikrecht). Ist eine klare räumliche Abtrennung 
von Tätigkeiten etwa aufgrund der Arbeitsbedingungen 
nicht möglich, sind ggf. weitere Tätigkeiten in diese Zuord-
nung einzubeziehen.  

Entscheidend für die Einleitung geeigneter Schutzmaß-
nahmen ist nicht die Zuordnung formaler Schutzstufen, 
sondern eine tätigkeits- und arbeitsplatzbezogene Gefähr-
dungsbeurteilung. (s. a. Nr. 6.6 Abs. 2 der TRGS 400). Im 
genannten Fall ist dabei die TRGS 526 maßgebend. 

Die Zuordnung der Schutzstufen 1 und 2 ist jeweils mit der Bedingung verknüpft, dass es sich 
nicht um Tätigkeiten mit T/T+ oder CMR(f)-Stoffe handelt. Solche Stoffe können als Bestandtei-
le von Zubereitungen oder Verunreinigungen in Stoffen vorhanden sein oder aus Stoffen freige-
setzt werden, ohne dass sich dies in einer Kennzeichnung als T oder T+ niederschlägt. 

E 4.5 (ehem. 5.4.5) 

§ 7 Abs. 9 und 10 

Erfolgt die Prüfung des Kriteriums 
„keine Tätigkeit mit T/T+ oder 
CMR(f)-Stoffen“ anhand der 
Kennzeichnung der verwendeten 
Stoffe und Zubereitungen oder 
sind die Einstufungen aller Einzel-
komponenten und möglichen 
Freisetzungsprodukte ausschlag-
gebend? 

Beispiele: 

a) Zubereitung (Desinfektionsmit-
tel) mit 15% Formaldehyd (Xn, 
R 20/21/22) 

Komponente: Formaldehyd (T, 
R 23/24/25) 

b) Polyoxymethylen: nicht einge-
stuft 

Freisetzungsprodukt bei Bear-
beitung: Formaldehyd (T, 
R 23/24/25) 

c) Heizöl mit Benzolgehalt 
0,004% (Xn, Carc. Cat. 3)  

freigesetzte Verunreinigung: 
Benzol (T, Carc. Cat. 1) 

Die Schutzstufenzuweisung ist nur ein Verfahrensschritt, 
der bei der Auswahl der erforderlichen Schutzmaßnahmen 
helfen soll. Für die formale Prüfung, ob die Voraussetzun-
gen der Schutzstufen 1 oder 2 gegeben sind (keine T/T+, 
CMR(f)-Stoffe, in Schutzstufe 1 auch Stoffmenge, Expositi-
on, Arbeitsbedingungen), ist zunächst die Kennzeichnung 
der Zubereitung/des Ausgangsstoffes heranzuziehen.  

Bei der weiteren Beurteilung und der Prüfung, ob die Maß-
nahmen nach §§ 8 und 9 ausreichen, ist aber auch der Ge-
halt an T/T+/CMR(f)-Stoffen bzw. die Möglichkeit von deren 
Freisetzung oder Entstehung zu prüfen. Hierbei ist das Si-
cherheitsdatenblatt heranzuziehen, sowie andere Informa-
tionsquellen, die über die Kennzeichnung hinausgehen 
(s.a. Abschnitt D 1 „Informationsquellen“). Ergibt diese Prü-
fung, dass T/T+ oder CMR(f)-Inhaltsstoffe bei der betrach-
teten Tätigkeit freigesetzt werden und zu einer Gefährdung 
führen können, so ist das Kriterium „keine Tätigkeit mit T/T+ 
oder CMR(f)-Stoffen“ nicht erfüllt. In Bezug auf das in der 
Frage angesprochene Heizöl ist diese Freisetzung und Ge-
fährdung z.B. bei der Reinigung eines Heizöltanks gege-
ben, nicht jedoch beim Umpumpen des Heizöls vom Tank-
fahrzeug in den Vorratstank. Entsprechendes gilt für die 
Entstehung von T/T+ oder CMR(f)-Stoffen bei der Tätigkeit 
(z.B. Verbrennungsprozesse, bestimmte Aushärtungspro-
zesse). 
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F AUSGESTALTUNG DER SCHUTZMAßNAHMEN  

F 1 MINIMIERUNGSGEBOT 

F 1.1 (ehem. 6.1.1) 
Anhang III Nr. 3.2.1 Abs. 1 Nr. 6 
Die Verordnung verlangt, dass 
nach Abschluss der Tätigkeiten 
mit Gefahrstoffen andere Tätigkei-
ten ohne Atemschutz nicht durch-
geführt werden dürfen, solange 
der AGW überschritten ist.  
Wie ist hierbei zu verfahren, wenn 
kein AGW existiert? 

Nach Abschluss der Arbeiten sind die gleichen Arbeits-
schutzmaßnahmen (wie z.B. Atemschutz) zu ergreifen wie 
bei den vorher durchgeführten Tätigkeiten selbst, es sei 
denn, dass durch Lüftungsmaßnahmen eine geringere Ex-
position erreicht wurde.  

Die TRGS 507 wird derzeit an die GefStoffV angepasst. 
 

F 1.2 (ehem. 6.1.3) 
§ 8 Abs. 2 
Was ist subjektiv/objektiv das „Mi-
nimum? Kann das z.B. höher als 
der AGW liegen, etwa die gerings-
te technisch erreichbare Expositi-
on? 

Das Wort „Minimum“ beschreibt die niedrigste erreichbare 
Gefährdung. Sie hängt jedoch nicht alleine von der Höhe 
der Exposition im Verhältnis zum AGW ab, sondern auch 
von den sonstigen Arbeitsbedingungen. Sollte die durch 
technische und organisatorische Maßnahmen erreichbare 
Exposition über dem AGW liegen, müssen persönliche 
Schutzmaßnahmen getroffen werden.  
Wenn der AGW mit den Maßnahmen einer Schutzstufe 
nicht eingehalten wird, sind die Maßnahmen der nächst
höheren Schutzstufe notwendig. Eine Beschränkung auf 
Maßnahmen nach § 8 bzw. Zuordnung der Schutzstufe 1 
kommt bei Überschreitung des AGW also keinesfalls in 
Betracht. Vielmehr darf der AGW nur überschritten werden, 
wenn die Gefährdungsbeurteilung alle weiteren technischen 
Möglichkeiten ausschließt und Substitution bzw. geschlos-
sene Systeme nachweislich nicht möglich sind. 
Der Betrieb hat die Maßnahmen fortlaufend an den Stand 
der Technik anzupassen mit dem Ziel, mindestens den 
AGW einzuhalten. 

F 1.3 (ehem. 6.1.5) 
§ 9 Abs. 2 Satz 1, § 10 Abs. 1 
Satz 3 
Muss nach § 9 Abs. 2 Satz 1 und 
§ 10 Abs. 1 Satz 3 gleichermaßen 
die Exposition nach dem Stand 
der Technik minimiert werden? 
Wenn nicht, wo liegt der Unter-
schied? 

Zunächst wird die Beseitigung der Gefährdung gefordert, 
vorrangig durch Substitution. 

Der Stand der Technik wird sowohl durch § 9 als auch 
durch § 10 gefordert. In der Schutzstufe 3 (§ 10) wird je-
doch vorrangig ein geschlossenes System gefordert. Falls 
ein solches jedoch technisch nicht möglich ist, muss die 
Exposition nach dem Stand der Technik verringert werden. 

F 1.4 (Neue Frage) 

§ 10 Abs. 1 
Geschlossenes System 
Welche Anforderungen muss ein 
„geschlossenes System“ erfüllen? 
Welche Beispiele gibt es, mög-
lichst auch außerhalb von Indust-
rieanlagen? 

Hierzu macht die Nr. 6.2 der TRGS 500 Schutzmaßnahmen 
detaillierte Angaben, für Arbeiten im Labor nennt Nr. 5.1.7 
Abs. 2 der TRGS 526 Beispiele. 
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F 1.5 (Neue Frage) 

§ 10 Abs. 1, § 11 Abs. 4 

Geschlossenes System, Luftrück-
führung 

Nach § 11 Abs. 4 Satz 2 gibt es 
Ausnahmen von dem Verbot, ab-
gesaugte Luft bei Tätigkeiten mit 
CMR(f)-Stoffen zurückzuführen. 
Kann bei einer solchen Luftrück-
führung die Forderung nach ei-
nem geschlossenen System gem. 
§ 10 Abs. 1 noch erfüllt sein? Falls 
nein, gilt dann als zusätzliche An-
forderung für die Luftrückführung, 
dass eine andere Lösung ent-
sprechend § 10 Abs. 1 Satz 3 
technisch nicht möglich ist? 

Die Forderung nach einem geschlossenen System steht 
der Option aus § 11 Abs. 4 nicht zwingend entgegen. Auch 
eine abgesaugte Anlage mit Luftrückführung kann "ge-
schlossen" sein, den Abschluss würde dann die (ausrei-
chende) Abluftreinigung darstellen. Hier ist die Einzelfallprü-
fung gefragt. 

F 1.6 (ehem. 6.1.6) 

§ 9 Abs. 2, § 10 Abs. 1 Satz 3 

Bei welcher Exposition sind bei 
Tätigkeiten mit CMR(f)-Stoffen 
Schutzmaßnahmen ausreichend?  

Soweit ein AGW festgelegt ist, kann dieser als Maßstab 
herangezogen werden. Bis auf den 2008 veröffentlichten 
AGW für Trichlormethan gibt es allerdings für CMR(f)-Stoffe 
bisher keine AGW in der TRGS 900. 

Bei Stoffen ohne Grenzwert orientiert sich die Beurteilung, 
ob die technischen und organisatorischen Schutzmaßnah-
men ausreichend sind, am „Stand der Technik“ unter Be-
rücksichtigung des Minimierungsgebotes.  

Darüber hinaus können persönliche Schutzmaßnahmen 
erforderlich sein. 

F 1.7 (ehem. 6.1.7) 

§ 10 Abs. 2 (Schutzstufe 3) 

„Der Arbeitgeber stellt sicher, 
dass die AGW eingehalten wer-
den. [...] Ist die Einhaltung des 
AGW nicht möglich [...], hat der 
Arbeitgeber die Exposition der 
Beschäftigten nach dem Stand 
der Technik so weit wie möglich 
zu verringern und unverzüglich 
zusätzliche Schutzmaßnahmen 
durchzuführen, insbesondere per-
sönliche Schutzausrüstung bereit-
zustellen.“ Welche Maßnahmen 
sind hier konkret zu ergreifen, 
wenn der AGW nicht eingehalten 
werden kann? 

 

Wie die geforderten Maßnahmen zur Minimierung nach 
dem Stand der Technik zu gestalten sind, ist nur anhand 
des konkreten Falles zu entscheiden. Die Rangordnung der 
Schutzmaßnahmen ist zu beachten. Neben persönlicher 
Schutzausrüstung kommt als organisatorische Maßnahme 
regelmäßig auch eine Minimierung der Expositionszeiten in 
Betracht. Beim Einsatz belastender PSA als ständiger 
Maßnahme ist das Erfordernis einer Ausnahmegenehmi-
gung zu beachten; hier gibt es also auch eine behördliche 
Prüfung des Einzelfalls hinsichtlich der Angemessenheit der 
ergriffenen Maßnahmen. 
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F 2 BETRIEBSANWEISUNG UND UNTERWEISUNG 

F 2.1 (ehem. 6.2.1) 

§ 14 Abs. 1 Satz 1 

Wie erfolgt die Verknüpfung zwi-
schen der Gefährdungsbeurtei-
lung und der Betriebsanweisung? 

Die Betriebsanweisung ergibt sich als arbeitsplatzbezogene 
Maßnahme aus der Gefährdungsbeurteilung (s. a. Nr. 2.1
Abs. 6 der TRGS 555). 

F 2.2 (ehem. 6.2.2) 

§ 14 Abs. 1 

Ist das Erstellen von Betriebsan-
weisungen prinzipiell durch die 
Unfallversicherungsträger mög-
lich, da nach § 14 Abs. 1 die Ge-
fährdungsbeurteilung die Grund-
lage hierfür ist? 

Die Betriebsanweisung ist arbeitsplatzbezogen durch den 
Arbeitgeber zu erstellen. Vorschläge von „außen“ können 
hierzu eine Hilfe bieten (s. a. Nr. 2.1 Abs. 13 der TRGS 
555). 

F 2.3 (ehem. 6.2.3) 

§ 14 Abs. 2 

In der Begründung zu § 14 heißt 
es: "Sind die Beschäftigten selbst 
sachkundig, kann die Unterwei-
sung entsprechend angepasst 
werden". Was bedeutet diese 
Kommentierung? 

Die Art und Weise der Unterweisung richtet sich nach dem 
Kenntnisstand der Beschäftigten. Sind spezifische Kennt-
nisse vorhanden, kann die Unterweisung entsprechend
gekürzt werden (s. a. Nr. 4.1 Abs. 5 und 4.3 Abs. 4 der 
TRGS 555). 

F 2.4 (ehem. 6.2.4) 

§ 14 Abs. 1 Satz 3 

Wie lang darf die betriebsinterne 
Gültigkeitsdauer einer Betriebs-
anweisung sein? 

Die GefStoffV nennt keine festen Fristen. Vorgegeben ist 
nur, dass die Betriebsanweisung bei jeder maßgeblichen 
Veränderung der Arbeitsbedingungen zu aktualisieren ist
(s. a. Nr. 2.1 Abs. 8 der TRGS 555). Wie dies organisato-
risch sichergestellt wird, liegt in der Verantwortung des Ar-
beitgebers. 

Nach §14 Abs. 3 hat der Arbeitgeber sicherzustellen, dass für alle Beschäftigten, die Tätigkeiten 
mit Gefahrstoffen durchführen, eine allgemeine arbeitsmedizinisch-toxikologische Beratung 
durchgeführt wird. Die TRGS 555 informiert in ihrem Abschnitt 5 ausführlich über die Inhalte 
dieser Beratung. 

F 2.5 (ehem. 6.2.5) 

§ 14 Abs. 3 

Wer führt diese Beratung durch?  

Derjenige, der die Unterweisung durchführt. Wenn notwen-
dig, ist der Betriebsarzt zu beteiligen. Zur Entscheidung 
über die Beteiligung des Betriebsarztes s. auch Nr. 5.2 der 
TRGS 555. 
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Nach § 20 der bisherigen Verordnung waren die Unterweisungsunterlagen 2 Jahre aufzubewah-
ren. § 14 der neuen Verordnung trifft zur Aufbewahrung keine Aussagen. 

F 2.6 (ehem. 6.2.8) 

§ 14 Abs. 2 Satz 4 

Welche Aufbewahrungsfristen 
gelten für den Unterweisungs-
nachweis? Oder muss der Nach-
weis einer Unterweisung nicht 
mehr aufbewahrt werden? 

Eigenständige Aufbewahrungsfristen für Unterweisungsun-
terlagen sind in der Gefahrstoffverordnung nicht mehr fest-
gelegt.  

Nach Nr. 8 Abs. 2 Ziffer 6 der TRGS 400 muss die Doku-
mentation der Gefährdungsbeurteilung Angaben zur durch-
geführten Unterweisung der Beschäftigten enthalten. 

Nach Nr. 4.3 Abs. 8 der TRGS 555 sollte der Nachweis der 
Unterweisung mindestens zwei Jahre aufbewahrt werden. 

F 2.7 (ehem. 6.2.9) 

§ 14 Abs. 2 Satz 4 

Wer übernimmt die Aufbewahrung 
des Unterweisungsnachweises? 

Grundsätzlich der Arbeitgeber. 

F 2.8 (ehem. 6.2.10) 

§ 14 Abs. 4 Nr. 3 

Wie soll das Verzeichnis der Be-
schäftigten bei Tätigkeiten mit 
CMR-K1- u. K2-Stoffen mit Expo-
sitionsdaten aussehen? 

Die Form des Verzeichnisses ist nicht vorgegeben. Ent-
scheidend ist die Verknüpfung mit der Gefährdungsbeurtei-
lung bzw. dem Gefahrstoffverzeichnis. Verzeichnisse der 
Beschäftigten sind derzeit schon bei ASI-Arbeiten mit As-
best erforderlich und in der Regel mit der Vorsorgekartei 
verknüpft. In den Fällen, in denen Vorsorgeunteruntersu-
chungen durchgeführt werden müssen, ist eine Übertra-
gung dieser Vorgehensweisen denkbar und in § 15 Abs. 5 
Satz 3 auch vorgesehen. 

F 2.9 (ehem. 6.2.11) 

§ 14 Abs. 4 Nr. 5  

Wie wird dokumentiert, dass die 
Beschäftigten tatsächlich den ge-
forderten Zugang zu den sie per-
sönlich betreffenden Angaben 
des Verzeichnisses nach § 14 
Abs. 4 Nr. 3 haben? 

Die GefStoffV fordert hierzu keine Dokumentation. . 

F 3 PERSÖNLICHE SCHUTZAUSRÜSTUNG (PSA) 

F 3.1 (ehem. 6.3.1) 

§ 9 Abs. 3 

Was ist belastende PSA?  

a) Wie wird belastender/nicht 
belastender Atemschutz defi-
niert? 

b) Ist auch das Tragen von 
Chemikalienschutzhand-

Dies wird in einer noch zu erstellenden TRGS unter Einbe-
ziehung arbeitsmedizinischen Sachverstandes zu regeln 
sein. 

Wann eine PSA belastend wirkt, kann nicht ausschließlich 
anhand der Gestaltung der PSA selbst beantwortet werden. 
Arbeitsbedingungen wie Schwere der Arbeit, Temperatur, 
Luftfeuchtigkeit sind entscheidend. Das Tragen der PSA 
darf mögliche technische Maßnahmen nicht ersetzen. Es 
kommt also nur für Tätigkeiten in Betracht, bei denen ent-
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schuhen (mehr als 4 Stun-
den) als belastend anzuse-
hen?  

c) Was ist eine ständige Maß-
nahme, lässt sich hier eine 
bestimmte Tragedauer pro 
Zeiteinheit festlegen? 

weder keine technischen Maßnahmen getroffen werden 
können oder technische Maßnahmen unverhältnismäßig 
sind. 

a) Belastender/nicht belastender Atemschutz: Zur Orien-
tierung kann derzeit die Berufsgenossenschaftliche In-
formation für Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit 
BGI 504-26 herangezogen werden. Danach gilt ein A-
temschutzgerät grundsätzlich als belastend, wenn es 
einer der Gruppen 1, 2 oder 3 zugeordnet werden kann. 
Parameter für die Gruppenzuteilung sind Gerätegewicht 
und Atemwiderstand. 

b) Chemikalienhandschuhe: Wenn flüssigkeitsdichte 
Handschuhe ohne Wechsel über mehr als vier Stunden 
getragen werden, ist dies als belastend im Sinne von § 
9 Abs. 3 Satz 2 GefStoffV anzusehen. Das Tragen flüs-
sigkeitsdichter Handschuhe darf keine ständige Maß-
nahme sein sowie technische und organisatorische 
Maßnahmen nicht ersetzen. Ggf. ist eine Ausnahme bei 
der zuständigen Behörde nach § 20 Abs. 1 erforderlich. 

c) Tragedauer/ständige Maßnahme: Eine generelle Fest-
legung, ab welchem Zeitraum von einer ständigen 
Maßnahme auszugehen ist, ist aufgrund der unter-
schiedlichsten Tätigkeiten und dem daraus resultieren-
den Einsatz der verschiedenen Arten von PSA nicht all-
gemein zu bestimmen. Jedoch soll ein Beurteilungs-
rahmen, auch in Bezug auf das Kriterium „ständige 
Maßnahme“, in einer TRGS festgelegt werden. 

F 3.2 (ehem. 6.3.3) 

§ 9 Abs. 2 Nr. 3 

Welche Kriterien sollen herange-
zogen werden zur Entscheidung, 
wann und welcher Atemschutz bei 
Tätigkeiten mit Stoffen ohne AGW 
getragen wird? 

Die Verordnung enthält hierfür keine Kriterien. Stoff- oder 
tätigkeitsspezifische Kriterien können jedoch enthalten sein 
in: TRGS, VSK, Handlungsanleitungen der Unfallversiche-
rungsträger und der Länder, Sicherheitsdatenblätter, Ge-
fährdungsbeurteilungen der Hersteller. Anhaltspunkte für 
den Arbeitgeber können darüber hinaus sein: 

• Menge der eingesetzten bzw. frei werdenden Stoffe, 

• die Arbeitsbedingungen, 

• die Höhe der zu erwartenden Exposition, 

• Expositionsspitzen, 

• relevante Stoffeigenschaften (z.B. Gefährlichkeits-
merkmale, Aggregatzustand), 

• ausländische Grenzwerte, 

• Vergleich mit anderen Arbeitsplätzen. 
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F 4 EINZELMAßNAHMEN  

F 4.0.1 (ehem. 6.4.0.1) 

Kann für Tätigkeiten mit Gefahr-
stoffen ohne AGW die Festlegung 
von Schutzmaßnahmen beispiel-
haft erläutert werden? 

Der Arbeitgeber hat nach GefStoffV § 7 - unabhängig von 
der Existenz eines AGW - eine Gefährdungsbeurteilung 
vorzunehmen und nach den §§ 8 bis 11 die erforderlichen 
Schutzmaßnahmen festzulegen. Diese Anforderungen wer-
den u. a. in den TRGS 400 und 500 näher erläutert. 

Darüber hinaus geben z.B. spezifische TRGS oder das 
"Einfache Maßnahmenkonzept" der BAuA mit den dazu 
entwickelten Schutzleitfäden Hinweise für die Ableitung der 
notwendigen Schutzmaßnahmen bei Gefahrstoffen ohne 
Grenzwert, ebenso Handlungshilfen der gesetzlichen Un-
fallversicherungsträger und der Länderaufsichtsbehörden. 

F 4.1 Staubbelastung 

F 4.1.1 (ehem. 6.4.1.1) 

Anhang III Nr. 2.3 Abs. 4 

Bedeutet „Staubausbreitung ver-
hindern“, dass auf Baustellen Fo-
lienabschottung des Arbeitsberei-
ches und Zugang über Einkam-
merschleuse gefordert sind? 

Nicht in jedem Fall. Anhang III Nr. 2.3 Abs. 4 lässt mehrere 
Möglichkeiten zu, die Ausbreitung des Staubs auf unbelas-
tete Arbeitsbereiche zu verhindern. Die beschriebene Maß-
nahme stellt eine der Möglichkeiten dar. 

F 4.1.2 (ehem. 6.4.1.2) 

Anhang III Nr. 2.3 Abs. 8 Satz 4 

Wann sind den Beschäftigten ge-
trennte Aufbewahrungsmöglich-
keiten für Arbeits- und Straßen-
kleidung und Waschräume zur 
Verfügung zu stellen, grundsätz-
lich bei allen staubintensiven Tä-
tigkeiten oder nur, wenn dabei 
nach Satz 2 die AGW nicht ein-
gehalten werden? 

Die genannte Pflicht ist in der GefStoffV an die Überschrei-
tung des AGW gebunden. In der Praxis ist bei staubintensi-
ven Tätigkeiten in der Regel mit einer Überschreitung des 
Allgemeinen Staubgrenzwertes zu rechnen.  

F 4.1.3 (ehem. 6.4.1.3) 

§§ 8 bis 11, Anh. III Nr. 2 

Kann die TRGS 521 Faserstäube 
sinngemäß weiter angewendet 
werden? Gilt weiterhin das 
Schutzstufenkonzept der TRGS 
521 mit den Stufen S1 (geringe 
Belastung), S2 (Einhaltung des 
Luftgrenzwertes gewährleistet) 
und S3 (Einhaltung des Luft-
grenzwertes ist nicht gewährleis-
tet)? Welche Maßnahmen bleiben 

Eine Neufassung der TRGS 521 (neuer Titel: Abbruch-, 
Sanierungs- und Instandhaltungsarbeiten mit „alter“ Mine-
ralwolle) wurde im Februar 2008 veröffentlicht. 

Die TRGS 521 (2008) behandelt nur noch ASI-Arbeiten mit 
Mineralwollen, die vor 1996 verbaut wurden. In der Neufas-
sung entfällt insbesondere das Anzeigeerfordernis, da die 
VO keine Grundlage mehr bietet. Es gibt weiterhin ein nach 
Expositionshöhe gestaffeltes Konzept für die Festlegung 
von Schutzmaßnahmen („Konzept der Expositionskatego-
rien“), das aber wegen des entfallenen TRK keinen Bezug 
auf Grenzwerte nimmt. Vielmehr wird ausdrücklich festge-
stellt, dass auch in der untersten Expositionskategorie ein 
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erforderlich, speziell in Bezug auf 
Arbeiten mit Alt-KMF/Anlage 4? 

Krebsrisiko nicht ausgeschlossen werden kann. Tätigkeiten 
werden den Expositionskategorien 1, 2 oder 3 zugeordnet, 
wobei für Tätigkeiten nach Kategorie 1 eine Exposition un-
ter 50.000 Fasern/m³ angenommen wird, für Kategorie 2 
zwischen 50.000 und 250.000 Fasern/m³ und für Kategorie 
3 über 250.000 Fasern/m³. Welche gesundheitlichen Risi-
ken mit diesen Expositionen verbunden sind, wird in der 
TRGS noch nicht ausgeführt; der Unterausschuss 3 des 
AGS hat den Auftrag erhalten, diese quantitativ zu be-
schreiben.  

s. zum Thema KMF auch D 4.3 

F 4.2 Dieselmotoremissionen 

Auch nach Ausschöpfung der Substitutionsmöglichkeiten werden weiterhin Dieselfahrzeuge im 
Einsatz sein. Setzt ein Arbeitgeber Dieselfahrzeuge  ein, so hat er dies in seiner Gefährdungs-
beurteilung sowie ggf. in einer gemeinsamen Gefährdungsbeurteilung nach § 17 zu berücksich-
tigen und hinsichtlich der durch DME entstehenden Belastungen die Gefahrstoffverordnung 
anzuwenden. Beispiel wäre der Betrieb von Dieselfahrzeugen in einer Lagerhalle, durch den 
Beschäftigte gegenüber DME exponiert werden.  

Einen TRK-Wert für DME gibt es nicht mehr, es gilt das Minimierungsgebot. 

F 4.2.1 (ehem. 6.4.2.1) 

§ 10 Abs. 1 

Kann beim Betrieb von Diesel-
fahrzeugen grundsätzlich jetzt der 
Stand der Technik gefordert wer-
den, also alle Filter etc., um der 
Minimierungsforderung gerecht zu 
werden? 

Ja, wenn die Maßnahme verhältnismäßig ist. 

F 4.2.2 (ehem. 6.4.2.2) 

§ 10 Abs. 1 

Ist es nun möglich, auch ohne 
Messung (die oftmals eine Belas-
tung unterhalb von Werten, wie 
sie an befahrenen Straßen üblich 
sind, ergaben) einen Partikelfilter 
zu fordern? 

Die Maßnahme richtet sich nach der Belastung im Einzel-
fall. Maßstab ist ggf. die Hintergrundbelastung (s.a. A 2.7), 
wobei auch die Dauer des betrachteten Vorganges zu be-
rücksichtigen ist. Generell sind die Emissionen von DME 
nach dem Stand der Technik entsprechend der GefStoffV 
und den Regelungen der TRGS 554 „Dieselmotoremissio-
nen" zu minimieren. Stand der Technik kann je nach An-
wendungsfall Partikelfilter oder Abgasabsaugung sein. 

F 4.2.3 (ehem. 6.4.2.3) 

§ 10 Abs. 1 

Wie ist in den Werkstätten für 
Abgasuntersuchungen nach der 
Aufhebung des TRK-Wertes künf-
tig zu verfahren? Abgasfilter kön-
nen hier aufgrund der technischen 
Erfordernisse nicht eingesetzt 
werden.  

Die Emissionen von DME sind nach dem Stand der Technik 
entsprechend der GefStoffV und den Regelungen der 
TRGS 554 "Dieselmotoremissionen" zu minimieren. Stand 
der Technik ist in diesem Fall eine Abgasabsaugung mit 
Erfassungstrichter, s.a. BG/BGIA-Empfehlungen "Kraftfahr-
zeughauptuntersuchung in Prüfstellen". 
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F 4.2.4 (ehem. 6.4.2.4) 

§ 11 Abs. 2 Nr. 2 

Wo sind beim Fahren eines die-
selbetriebenen Staplers in einer 
Halle Warn- und Sicherheitskenn-
zeichen anzubringen? 

Es sind die Maßnahmen nach der TRGS 554 zu treffen. Die 
Kennzeichnung der Arbeitsplätze ist in der Neufassung der 
TRGS 554 zu regeln. 

 

F 4.3 Begasungen 

F 4.3.1 (Neue Frage) 

Anh. III Nr. 5.1 

In der Aufzählung von Bega-
sungsmitteln in Anh. III Nr. 5.1 
Abs. 1 ist Methylbromid nicht 
mehr aufgeführt. Bedeutet das, 
dass Begasungen mit Methylbro-
mid durch die Gefahrstoffverord-
nung verboten sind?  

Nein. 

Anh. III Nr. 5.1 regelt nicht die Zulässigkeit des Einsatzes 
bestimmter Begasungsmittel, sondern beschreibt den An-
wendungsbereich von Anh. III Nr. 5 und berücksichtigt in 
der Auflistung in Nr. 5.1 Abs. 1 die aktuell bekannte Zulas-
sungssituation bei Pflanzenschutzmitteln und Bioziden.  

Zulassungserfordernisse, z.B. nach Pflanzenschutz- oder 
Biozidrecht oder Verwendungsbeschränkungen nach der 
VO (EG) 2037/2000 bleiben unberührt (Anh. III Nr. 5.2 Abs. 
6). Sie sind nach den jeweiligen Rechtsvorschriften durch-
zusetzen, eine eigenständige Durchsetzungsmöglichkeit 
oder (-pflicht) nach der Gefahrstoffverordnung besteht 
nicht.  

Eine eigenständige Beschränkung der Verwendung be-
stimmter Begasungsmittel enthält nur Anh. III Nr. 5.2 Abs. 
4, wonach für Begasungen während der Beförderung nur 
Phosphorwasserstoff oder ein nach Pflanzenschutz- oder
Biozidrecht ausdrücklich hierfür zugelassenes Mittel einge-
setzt werden darf. 

F 4.3.2 (Neue Frage) 

Anh. III Nr. 5.1 Abs. 4 

Gibt es bereits ein solches VSK, 
so dass die Ausnahme in An-
spruch genommen werden kann? 

Im Juli 2008 ist ein solches VSK als Anlage 5 zur TRGS 
513 veröffentlicht und in den Anhang zur TRGS 420 aufge-
nommen worden. 

 

Anhang III Nr. 5.4.4 Abs. 4 enthält eine Regelung, die das Öffnen begaster Transportbehälter 
unter Aufsicht einer fachkundigen Person regelt:  
„Steht für die erforderliche Öffnung begaster Fahrzeuge, Wagen, Container, Tanks oder anderer 
begaster Transportbehälter eine sachkundige Person nach Nummer 5.3.1 Abs. 2 nicht zur Ver-
fügung, so dürfen diese nur unter Aufsicht einer fachkundigen Person geöffnet werden, die in 
der Lage ist, mögliche Gefährdungen von Beschäftigten oder Dritten zu ermitteln, zu beurteilen 
und die erforderlichen Schutzmaßnahmen zu veranlassen.“ 

F 4.3.3 (ehem. 6.4.3.1) 

Anh. III Nr. 5.4.4 Abs. 4 
Wie ist die geforderte Fachkunde 
inhaltlich zu beschreiben? 

Diese Fachkunde wird definiert in Nr. 2 Abs. 6 der TRGS 
512. 
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F 4.3.4 (Neue Frage) 

Anh. III Nr. 5.4.4 Abs. 4 

Dürfen diese „fachkundigen Per-
sonen“ dann auch die Freigabe 
durchführen? 

Nein. 

Die Freigabe muss durch einen Sachkundigen erfolgen. 
Ausreichend wäre ggf. die eingeschränkte Sachkunde nach 
Anlage 1c der TRGS 512, die in einem 2tägigen Lehrgang 
erworben werden kann.  

Im Übrigen muss nach Nr. 13.3 der TRGS 512 stets ein 
Sachkundiger hinzugezogen werden, wenn bei Messungen 
durch fachkundige Personen ein Überschreiten der Nach-
weisgrenze festgestellt wurde. 

Hinweis: Die Regelungen nach Anhang III Nr. 5 beziehen 
sich auch hinsichtlich der Freigabe von Importcontainern 
nur auf Begasungsmittel. Die Problematik der Belastung 
von Containern oder Waren mit anderen Chemikalien ist 
vom Arbeitgeber im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung 
zu berücksichtigen. 

F 4.3.5 (Neue Frage) 

Anh. III Nr. 5.4.5 Abs. 1 

Die Empfehlungen der IMO für die 
Anwendung von Schädlingsbe-
kämpfungsmitteln auf Schiffen 
sind anzuwenden, sofern sie in 
der Anlage zum Schiffssicher-
heitsgesetz in nationales Recht 
umgesetzt sind. 

a) Sind die Empfehlungen in nati-
onales Recht umgesetzt? 

b) Wo bekomme ich diese Emp-
fehlungen? 

a)  Die Empfehlungen sind bisher nicht in nationales Recht 
umgesetzt.  

b)  Die Empfehlungen werden vom Maritime Safety Com-
mittee (MSC) als MSC Circulars bekannt gemacht (hier: 
MSC.1/Circ. 1264, MSC.1/Circ. 1265). Die MSC Circu-
lars sind über die Website der IMO (www.imo.org) frei 
zugänglich. Es wird erwartet, dass – entsprechend der 
üblichen Vorgehensweise – auch diese MSC Circulars
vom Bundesverkehrsministerium (BMVBS) ins Deut-
sche übersetzt und im Verkehrsblatt bekannt gegeben
werden,  jedoch nicht vor Ende 2008.  

F 4.4 Verschiedenes 

F 4.4.1 (ehem. 6.4.4.1) 

§ 10 Abs. 1 Satz 2  

Hier wird als Forderung zur siche-
ren Handhabung bei Tätigkeiten 
mit hoher Gefährdung durch Ge-
fahrstoffe ausschließlich auf dicht 
verschließbare Behälter abge-
stellt. Weitere Forderungen (z.B. 
bruchsichere Gefäße in Abhän-
gigkeit von der Gebindegröße und 
vom Gefahrstoff - insbesondere 
für die Beförderung) werden nicht 
erhoben. Sichere Handhabung 
ausschließlich durch dicht schlie-
ßende Gebinde? 

Das dichte Verschließen stellt nur eine (wenn auch die vor-
rangige) Maßnahme dar. Die Forderung nach bruchsiche-
ren Gefäßen könnte bei bestimmten Tätigkeiten begründet 
sein (z.B. bei Tätigkeiten, die keine sichere Handhabung 
erlauben). 
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F 4.4.2 (ehem. 6.4.4.3) 

§ 8 Abs. 4 

Wie müssen Chemikaliengefäße 
in Laboratorien und Apotheken 
gekennzeichnet werden, wenn der 
Platz für ein Gefahrenetikett nicht 
ausreicht? 

Nach § 8 Abs. 4 Satz 2 ist für Gefahrstoffe innerbetrieblich 
eine Kennzeichnung vorgeschrieben, die wesentliche In-
formationen zur Einstufung, zu den mit ihrer Handhabung 
verbundenen Gefahren und zu den zu beachtenden Si-
cherheitsmaßnahmen enthält. Was wesentlich ist, muss im 
Rahmen der Gefährdungsbeurteilung festgelegt werden. 

Eine Konkretisierung für Laboratorien und Apotheken ent-
hält Nr. 7.4 Abs. 6 der TRGS 200. 

F 4.4.3 (ehem.  6.4.4.4) 

§ 9 Abs. 10 

Was sind zusätzliche Schutzmaß-
nahmen bei Alleinarbeit? Was ist 
eine „angemessene Aufsicht“? 

Eine „angemessene Aufsicht“ soll im Gefahrfall erreichbar 
sein und sofort Hilfe herbeirufen können. Anknüpfen lässt 
sich an Regelungen zur Alleinarbeit im Regelwerk der Un-
fallversicherungsträger. Beispielsweise kann die Aufsicht 
durch Videoüberwachung, automatische Meldesysteme 
oder Personenüberwachungsgeräte geschehen. Organisa-
torische Maßnahmen, wie regelmäßige Meldung oder 
Sichtkontrolle, sind ebenfalls möglich. 

F 4.4.4 (ehem. 6.4.4.5) 

Anzeigepflichten: Muss außer bei 
Asbest die Verwendung krebser-
zeugender Gefahrstoffe (z.B. bei 
Abbruch/Sanierung) nicht mehr 
angezeigt werden? 

Ja. Die Anzeigeverpflichtung bei Herstellung oder Verwen-
dung krebserzeugender Gefahrstoffe besteht nicht mehr, 
auch die speziellen Regelungen zur Anzeige bei ASI-
Arbeiten mit anderen Stoffen als Asbest sind entfallen. 

F 4.4.5 (ehem. 6.4.4.6) 

§ 9 Abs. 1 Satz 2, § 10 Abs.1 

Substitutionspflicht: Muss bei 
gärtnerischen Arbeiten (Motorsä-
ge, Freischneider, Rasenmäher) 
benzolfreier Kraftstoff eingesetzt 
werden? 

Ja, wenn die Geräte für den Betrieb mit benzolfreiem Kraft-
stoff geeignet sind. 

 

F 4.4.6 (ehem. 6.4.4.7) 

§ 13 Abs. 1 

Wie oft sind Sicherheitsübungen 
in „regelmäßigen“ Abständen 
durchzuführen? 

Die Häufigkeit richtet sich nach den betrieblichen Verhält-
nissen. Im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung sind Inter-
valle für die regelmäßige Durchführung von Sicherheits-
übungen festzulegen. 

Übungen sind auch dann erforderlich, wenn sich die be-
trieblichen Verhältnisse geändert haben (Alarmierung, 
Fluchtwege, Sammelplatz, neues Personal). 

F 4.4.7 (ehem. 6.4.4.8) 

§ 13 

Werden Art und Umfang der 
Pflichten in einer TRGS geregelt? 

Entsprechende Regelungen werden voraussichtlich in einer 
Technischen Regel für Betriebssicherheit (TRBS) getroffen, 
bei deren Erarbeitung der AGS einbezogen werden soll. Bis 
dahin sollte man sich an die Störfall-Verordnung anlehnen, 
soweit die dortigen Anforderungen auf betriebliche Situatio-
nen unterhalb der Störfallschwelle sinnvoll übertragen wer-
den können.  
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F 4.4.8 (ehem. 6.4.4.9) 

Anh. III Nr. 3 

Sind die Anforderungen für Arbei-
ten in Behältern gegenüber der 
bisherigen TRGS verschärft wor-
den, speziell hinsichtlich techni-
scher Lüftung? 

Anhang III Nr. 3 entspricht dem früheren Anhang V Nr. 1. 
Änderungen haben sich nicht ergeben. 

G ÜBERPRÜFUNG DER WIRKSAMKEIT VON SCHUTZMAßNAHMEN  

G 1 WIRKSAMKEITSPRÜFUNG NACH § 8 ABS. 2 GEFSTOFFV 
Der Arbeitgeber hat im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung die erforderlichen Schutzmaß-
nahmen festzulegen. Nach § 8 Abs. 2 Satz 3 GefStoffV hat er die Funktion und Wirksamkeit der 
festgelegten technischen Schutzmaßnahmen regelmäßig, mindestens jedoch jedes 3. Jahr, zu 
überprüfen. Festlegungen zur Überprüfung der Wirksamkeit von Schutzmaßnahmen treffen 
Abschnitt 7 der TRGS 400 sowie die TRGS 500. 

G 1.1 (ehem. 7.1.1) 

§ 8 Abs. 2 Satz 3 

Wie kann hinsichtlich der inhalati-
ven Belastung die Wirksamkeits-
prüfung durchgeführt werden? 

Nach welchen Maßstäben können 
ergriffene Maßnahmen wie „ge-
eignete Arbeitsmittel“ oder „an-
gemessene Hygienemaßnahmen“ 
oder „geeignete Arbeitsmethoden 
und Verfahren“ überwacht wer-
den? 

Bei der Wirksamkeitsprüfung hat der Arbeitgeber zu ermit-
teln, 

1. ob durch die Schutzmaßnahmen die Exposition in 
dem erforderlichen Maß verringert und  

2. ob die Wirksamkeit der Schutzmaßnahmen über 
den Zeitraum der Tätigkeiten auch gesichert ist.  

In den Schutzstufen 2, 3 und 4 gehört zur Wirksamkeitsprü-
fung auch die Ermittlung, ob die AGW eingehalten sind und 
ggf. die Durchführung erforderlicher Kontrollmessungen. 

Zu 1.: Die Überprüfung der Effektivität der getroffenen oder 
zu treffenden Schutzmaßnahmen kann z.B. durch folgende 
Ermittlungen erfolgen: 

� Messung der Konzentration in der Luft am Arbeits-
platz vor und nach dem Treffen von Schutzmaß-
nahmen, 

� Einhaltung der Kriterien eines VSK, 

� Einhaltung der Maßnahmen einer Branchenrege-
lung zur Verringerung der Gefahrstoffbelastung, 

� Überprüfung der Luftströmung durch Rauchröhr-
chen, 

� Überprüfung der Absaugleistung, 

� Einsatz von Maschinen, die im Hinblick auf die Ab-
saugleistung geprüft worden sind, 

� Dichtigkeitsprüfungen. 

Zu 2.: Die Sicherstellung der Wirksamkeit der getroffenen 
Schutzmaßnahmen über die Dauer der Tätigkeiten kann 
z.B. durch folgende Ermittlungen erfolgen: 
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� Ermittlung der Exposition, z.B. durch regelmäßige 
Messungen der Exposition,  

� Überprüfung, ob die Kriterien eines VSK bei den Tä-
tigkeiten eingehalten werden,  

� wiederkehrende Prüfungen zur Sicherstellung der 
Wirksamkeit von technischen Schutzmaßnahmen 
entsprechend dem fortschreitenden Stand der 
Technik unter Berücksichtigung der Angaben der 
Hersteller und der Anforderungen des Geräte- u. 
Produktsicherheitsgesetzes (GPSG),  

� regelmäßige Überprüfung technischer Parameter, 
wie z.B. Luftgeschwindigkeit von Absaugungen, 
Luftwechselrate, 

� regelmäßiger Filterwechsel, 

� regelmäßige Überprüfung, z.B. durch Rauchröhr-
chen, ob die Absaugungen richtig positioniert sind, 

� regelmäßige Wartungen zur Aufrechterhaltung der 
Funktion und Wirksamkeit der technischen Anlagen, 

� Kontrolle, ob die technischen Anlagen richtig einge-
setzt, gereinigt und gewartet werden, 

� Dichtigkeitsprüfungen.  

Die Pflicht zur regelmäßigen Überprüfung der Wirksamkeit 
organisatorischer und hygienischer Schutzmaßnahmen ist 
im § 3 Abs. 1 ArbSchG festgelegt.  
Hinsichtlich der Hygienemaßnahmen sind die Angaben im 
Sicherheitsdatenblatt unter „Begrenzung und Überwachung 
der Exposition am Arbeitsplatz, Schutz- und Hygienemaß-
nahmen“ zu beachten. 

G 1.2 (ehem. 7.1.2) 

§ 8 Abs. 2 

Was ist eine regelmäßige Über-
prüfung der Wirksamkeit der 
technischen Schutzmaßnahmen 
nach § 8 Abs. 2? Welcher Umfang 
muss geprüft werden? Womit geht 
der Arbeitgeber auf Nummer si-
cher? 

Können Kontrollmessungen der 
Exposition auch deutlich kürzer 
sein als 3 Jahre (z. B. wie ge-
wohnt 16/32/64 Wochen nach 
TRGS 402) oder entsprechend 
der Intervalle der DIN EN 689? 

Der Arbeitgeber kann die Fristen für die wiederkehrenden 
Prüfungen der technischen Schutzmaßnahmen entspre-
chend dem fortschreitenden Stand der Technik festlegen. 
Hierbei kann er sich z.B. an den Angaben der Hersteller 
und den Anforderungen des GPSG orientieren. Die Prüfung 
hat jedoch spätestens nach 3 Jahren zu erfolgen. Die Do-
kumentation hat im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung 
zu erfolgen.  

Die Festlegung der Kontrollmessungen erfolgt anhand der 
TRGS 402 (Neufassung Ausgabe Juni 2008), die auf die 
DIN EN 689 Bezug nimmt.  
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G 1.3 (ehem. 6.1.4) 

§ 8 Abs. 2 

Der Arbeitgeber soll die Gefähr-
dung der Gesundheit und der Si-
cherheit der Beschäftigten bei 
Tätigkeiten mit Gefahrstoffen 
durch die in § 8 Abs. 2 aufgeliste-
ten Maßnahmen beseitigen oder 
auf ein Minimum reduzieren. Wie 
kann man beurteilen, ob z.B. bei 
inhalativer Belastung die Gefähr-
dung beseitigt ist? Welche Be-
zugsgröße ist heranzuziehen, 
speziell bei Stoffen ohne AGW?  

Zu Stoffen mit AGW siehe ergänzend auch E 1.3 

Ob bei inhalativer Belastung durch Stoffe, für die kein 
Grenzwert (AGW) festgelegt worden ist, die Gefährdung 
beseitigt bzw. minimiert ist, wird wie bisher anhand einer 
Wirksamkeitskontrolle der getroffenen Maßnahmen beur-
teilt (VSK, TRGS, Vorher-nachher-Vergleich, Funktionskon-
trolle u.ä., siehe auch G 1.1). Die Ergebnisse arbeitsmedi-
zinischer Untersuchungen einschließlich Biomonitoring kön-
nen ergänzende Hinweise geben.  
Nähere Empfehlungen enthält die TRGS 402 (Neufassung
Ausgabe: Juni 2008).  

In Anhang III Nr. 2 enthält der Verordnungstext ergänzende Schutzmaßnahmen und Anforde-
rungen für Tätigkeiten mit partikelförmigen Gefahrstoffen. Für Tätigkeiten mit Exposition gegen-
über einatembaren Stäuben ist für die Überprüfung der Funktionsfähigkeit der Einrichtungen 
abweichend von § 8 Abs. 2 eine kürzere Frist von 1 Jahr festgelegt. 

G 1.4 (ehem. 7.1.3) 

Anhang III Nr. 2.3 Abs. 7 

Wie ist die Prüfung (z.B. für eine 
Absaugkabine, ein abgesaugtes 
Gerät) durchzuführen? Gibt es 
neben Messungen noch andere 
Methoden? 

Es müssen nicht zwingend Messungen zur Überprüfung 
der Wirksamkeit durchgeführt werden. Der Nachweis,  

1. ob die Maßnahmen wirksam sind,  
2. ob die AGW eingehalten sind und 
3. ob die Funktionsfähigkeit der Schutzeinrichtungen 

gewährleistet ist, 
kann ggf. auch durch andere geeignete Ermittlungen und 
Prüfungen erfolgen. 

G 2 ERMITTLUNG DER GRENZWERTEINHALTUNG NACH § 9 ABS. 4 SATZ 1 

G 2.1 (ehem. 7.2.1) 

§ 9 Abs. 4 

Was wird aus der TRGS 402? 
Bleibt es bei der Arbeitsbereichs-
analyse und bei den bekannten 
Begriffen wie z.B. „Einhaltung des 
Grenzwertes“, „dauerhaft sichere 
Einhaltung des Grenzwertes“? 
Wie ist in der Übergangszeit zu 
verfahren? 

Die TRGS 402 wurde im Juli 2008 in einer Neufassung 
veröffentlicht. Die Begriffe „Arbeitsbereichsanalyse“ und 
„dauerhaft sichere Einhaltung“ kommen in der Neufassung 
nicht mehr vor, der Begriff „Einhaltung des Grenzwertes“ 
kann im Rahmen des Befundes verwendet werden. 

. 

G 2.2 (ehem. 7.2.2) 

§ 9 Abs. 4 
In welchen Fällen sind den Be-
trieben Kontrollmessungen auf-
zugeben? Bleibt es bei der abge-
stuften Zeiteinteilung? 

Die neue TRGS 402 (Ausgabe: Juni 2008) beschreibt meh-
rere Möglichkeiten, den Befund „Schutzmaßnahmen aus-
reichend“ zu überprüfen (Befundsicherung). Sofern dies auf
Basis von Kontrollmessungen erfolgt, ist der zeitliche Ab-
stand zwischen den Messungen von der Höhe des jeweils 
zuletzt erhaltenen Messergebnisses abhängig zu machen. 
Feste Zeitabstände werden in der TRGS 402 nicht genannt. 
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G 2.3 (ehem. 7.2.3) 

§ 9 Abs. 4 i.V.m. Anh. V Nr. 2 

Müssen die angegebenen Luft-
konzentrationen im Anhang V Nr. 
2.1 und 2.2 messtechnisch nach-
gewiesen werden? 

Nicht zwingend. Der Arbeitgeber muss ermitteln, ob er die 
AGW bzw. die in Anhang V Nr. 2.1 genannten Grenzwerte 
einhält. Dies kann in Abhängigkeit von der Schutzstufe 
durch messtechnische Ermittlung oder Anwendung von 
VSK, aber auch durch andere Ermittlungen, wie z.B. zuver-
lässige Berechnungen, Heranziehung von Messergebnis-
sen von vergleichbaren Arbeitsplätzen etc. erfolgen. Stoff-
spezifische Regelungen in stoffspezifischen Technischen 
Regeln, wie z.B. TRGS 430 „Isocyanate“ sind zusätzlich zu 
beachten. 

Zum Bezugszeitraum und zur Durchführung von Messun-
gen s. a. I 3.2.4 

G 3 GLEICHWERTIGE BEURTEILUNGSVERFAHREN NACH § 9 ABS. 4 SATZ 2 

Die Ermittlung der Einhaltung des AGW kann durch Arbeitsplatzmessungen oder durch andere 
gleichwertige Beurteilungsverfahren erfolgen. 

G 3.1 (ehem. 7.3.1) 

§ 9 Abs. 4 Satz 2 

Was sind „gleichwertige Beurtei-
lungsverfahren“? 

Hierzu gehören z.B. geeignete Berechnungsverfahren oder 
Analogiebetrachtungen zu vergleichbaren Arbeitsplätzen, 
siehe auch Nr. 4.4 i. V. m. Anlage 2 TRGS 402.. Durch 
gleichwertige Beurteilungsverfahren kann ohne Durchfüh-
rung von Arbeitsplatzmessungen nach TRGS 402 die Ex-
position von Beschäftigten bei Tätigkeiten mit Gefahrstoffen 
beurteilt werden und somit in der Schutzstufe 2 die Mes-
sungen zur Ermittlung der Einhaltung des AGW ersetzen. 
Die Einhaltung des AGW muss beurteilt werden können. 

G 3.2 (ehem. 7.3.2) 

§ 9 Abs. 4 Satz 2 

Sind mit „gleichwertigen Beurtei-
lungsverfahren“ auch Biomonito-
ring, Handlungsanleitungen der 
Unfallversicherungsträger und 
LASI-Leitfäden gemeint? 

Biomonitoring - das nur im Rahmen arbeitsmedizinischer 
Vorsorgeuntersuchungen eingesetzt werden darf - ist kein 
Ersatz für Luftmessungen (ambient monitoring). Das Bio-
monitoring erlaubt wichtige Aussagen über die dermale und 
orale Expositon, z. B. bei mangelnder Hygiene am Arbeits-
platz, es gibt aber nur für wenige Stoffe anerkannte Verfah-
ren. Nicht zuletzt wegen der ärztlichen Schweigepflicht 
kann Biomonitoring durch den Arbeitgeber nicht systema-
tisch zur Beurteilung der Einhaltung eines AGW herange-
zogen werden, auch wenn Rückschlüsse auf Arbeitsplatz-
konzentrationen im Grundsatz möglich sein können.  

Enthalten Handlungsanleitungen der Unfallversicherungs-
träger und LASI-Veröffentlichungen allgemein anerkannte 
Verfahren zur Ermittlung der Gefahrstoffkonzentration in 
der Luft am Arbeitsplatz, können sie als „gleichwertige Be-
urteilungsverfahren“ herangezogen werden. 
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G 4 GEEIGNETE BEURTEILUNGSMETHODEN NACH § 9 ABS. 8 
Für Tätigkeiten mit Gefahrstoffen ohne Grenzwert kann der Arbeitgeber die Wirksamkeit der 
getroffenen Schutzmaßnahmen durch geeignete Beurteilungsmethoden nachweisen. 

G 4.1 (ehem. 7.4.1) 

§ 9 Abs. 8 

Was sind geeignete Beurtei-
lungsmethoden? 

Die geeigneten Beurteilungsmethoden nach § 9 Abs. 8 sind 
in einem weiteren Sinne zu verstehen als die gleichwerti-
gen Beurteilungsverfahren nach § 9 Abs. 4. Sie sind zur 
Überprüfung der Wirksamkeit von Schutzmaßnahmen bei 
Gefahrstoffen ohne AGW heranzuziehen. 

Nr. 7 Abs. 5 der TRGS 400 und die neue TRGS 402 enthal-
ten Ausführungen zu geeigneten Beurteilungsmethoden.  
Unterstützung bietet das „Einfache Maßnahmenkonzept“ 
der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin
(BAuA). Es existieren auch zahlreiche branchenspezifische 
Regelungen (z.B. bei der BAuA erhältliche Empfehlungen 
zur guten Arbeitspraxis, LASI-Veröffentlichungen, 
BG/BGIA-Empfehlungen, Produkt-Codes, Gruppenmerk-
blätter des IKW (Industrieverband Körperpflege und 
Waschmittel e.V.) und IVF (Industrieverband Friseurbedarf 
e.V.); Auflistungen u. a. im BIA-Report 6/99), die Hilfestel-
lung zur Beurteilung der Gefahrstoffbelastung von Stoffen 
ohne Grenzwert geben können. Einzubeziehen sind in die-
sem Zusammenhang zum Beispiel bestimmte technische 
Leistungskriterien wie etwa Luftvolumenströme einer Ab-
saugung, Filterrückhaltevermögen oder Dichtheit von Anla-
genkapselungen, die durch Wirksamkeitsmessungen über-
prüft werden können (z.B. Luftwechselraten, Dampfdrücke, 
Dichtigkeit, Temperatur usw.). Stoffspezifische TRGS für 
Stoffe ohne Grenzwert oder Stoffgemische können geeig-
nete Beurteilungsmethoden zur Beurteilung der Wirksam-
keit von Schutzmaßnahmen enthalten. Ebenso können 
nach der TRGS 420 für bestimmte Verfahren mit Stoffen
ohne Grenzwert oder Stoffgemischen verfahrens- und 
stoffspezifische Kriterien (VSK) erarbeitet und als geeignete 
Beurteilungsmethoden herangezogen werden. Die geeigne-
ten Beurteilungsmethoden sollten eine gute Arbeitspraxis 
beschreiben und Aussagen zu den Gesundheitsrisiken ent-
halten, die trotz der angeführten Maßnahmen für die Be-
schäftigten bestehen. 

Liegen keine geeigneten Beurteilungsmethoden vor, so sind Messungen erforderlich. 

G 4.2 (ehem. 7.4.2) 

§ 9 Abs. 8 

Was für eine Art von Messungen 
ist hier gemeint? 

Expositionsmessungen oder solche, mit denen indirekt, z.B. 
anhand der Messung von Abluftvolumenströmen, die Expo-
sition beurteilt werden kann. 

 

G 4.3 (ehem. 7.4.3) 

§ 9 Abs. 8 
Sind es stoffspezifische Messun-
gen? 

Gemeint sind einzelstoffspezifische Messungen, stoffgrup-
penspezifische Messungen oder die Messung von Leit-
komponenten (s. a. Nr. 7 Abs. 6 der TRGS 400). 



LEITLINIEN ZUR GEFAHRSTOFFVERORDNUNG SEITE 47 
  

 

G 4.4 (ehem. 7.4.4) 

§ 9 Abs. 8 

Dienen die Messungen nur der 
Registrierung des Ist-Zustandes, 
ggf. zum Beleg für eine erfolgrei-
che technische Maßnahme (Wirk-
samkeit)? 

Sie haben beide Funktionen. Der Vorher/Nachher-Vergleich 
ist für das Ausmaß der Wirksamkeit der Schutzmaßnahmen 
bedeutsam. Der Ist-Zustand, d.h. die Höhe der Gefahrstoff-
exposition ist in der Gefährdungsbeurteilung sowie im Ver-
zeichnis nach § 14 Abs. 4 Nr. 3 zu dokumentieren. 

G 4.5 (ehem. 7.4.5) 

§ 9 Abs. 8 

Was mache ich, wenn es kein 
Messverfahren gibt? 

Messungen zur Ermittlung der Konzentration von Stoffen 
oder Stoffgemischen am Arbeitsplatz können nur durchge-
führt werden, wenn für die Stoffe bzw. Stoffgemische ein 
Messverfahren vorliegt. Auch bei Einsatz nicht validierter 
Messverfahren ist die Durchführung der Probenahme und 
der Bestimmung so zu dokumentieren, dass auch zu einem 
späteren Zeitpunkt die Qualität der Messung beurteilt wer-
den kann. 

G 4.6 (ehem. 7.4.6) 

§ 9 Abs. 8 

Wie sind die Messergebnisse zu 
beurteilen, ohne dass es einen 
Grenzwert als Maßstab gibt? 

Messungen bei Tätigkeiten mit Gefahrstoffen ohne AGW 
sind ein Mittel, die Wirksamkeit von Schutzmaßnahmen zu 
überprüfen (zum Beispiel durch Vorher/Nachher-
Messungen). Für eine solche Beurteilung sind keine 
Grenzwerte erforderlich.  

Als Beurteilungsmaßstab können auch – in eigener Ver-
antwortung des Arbeitgebers - andere geeignete Werte
herangezogen werden, z. B. Werte aus der MAK-Liste der 
DFG oder ausländische Grenzwerte (s. a. Nr. 5.3 der 
TRGS 402). Das BGIA und andere haben hierzu im Internet 
verfügbare Datenbanken aufgebaut. 

Zukünftig wird im Sicherheitsdatenblatt nach REACH-
Verordnung ein DNEL („derived-no-effect-level“) an-
zugeben sein. Auch dieser kann gemäß TRGS 402 als Be-
urteilungsmaßstab in Betracht gezogen werden.  

G 5 VORAUSSETZUNGEN FÜR MESSTECHNISCHE ERMITTLUNGEN, § 9 ABS. 6 

G 5. 1 (ehem. 7.5.1) 

§ 9 Abs. 6 

Welche Akkreditierung ist für 
Messstellen notwendig? Die ZLS 
in München hat laut Länder-
staatsvertrag die Akkreditierung 
auf Grundlage der DIN EN 
ISO/IEC 17025 übernommen. 

Eine Akkreditierung der Messstellen durch die Länder ist 
nicht mehr notwendig. Messstellen werden jetzt akkreditiert 
durch Akkreditierungsstellen des gesetzlich nicht geregel-
ten Bereichs. Bisher durch die ZLS akkreditierte Messstel-
len erfüllen in jedem Fall die Anforderungen nach § 9 Abs. 
6 GefStoffV. Neue Akkreditierungsverfahren werden von 
der ZLS nicht mehr durchgeführt. 
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G 5.2 (ehem. 7.5.2) 

§ 9 Abs. 6 Satz 2  

Akkreditierte Messstelle: Können 
die Akkreditierungsrichtlinien der 
Länder als ein das Thema Ar-
beitsplatzmessungen konkretisie-
rendes Modul inhaltlich i.V.m. 
EN ISO/IEC 17025 angewen-
det/gefordert werden (die Norm 
lässt ein solches Modul zu)? 

Es wäre inhaltlich angemessen, kann aber nach dem Wort-
laut der GefStoffV nicht gefordert werden. Es sollte über 
den AGS versucht werden, diesen speziellen Akkreditie-
rungspart für Gefahrstoffmessungen beizubehalten und bei 
der Akkreditierung nach DIN EN ISO/IEC 17025 auszuwei-
sen. Zunächst wurde vom LASI im September 2005 als LV 
2.2 eine Handlungsanleitung „Grundsätzliche Anforderun-
gen an akkreditierte Messstellen zum Vollzug des Gefahr-
stoffrechts“ herausgegeben. 
Grundsätzlich müssen jedoch die Messstellen über die 
notwendige Fachkunde und über die erforderlichen Einrich-
tungen verfügen. Diese Anforderungen sind in der TRGS 
402 festgehalten. Dort wird u. a. auf die Akkreditierungs-
richtlinien verwiesen. Es ist vorgesehen, diese in die TRGS 
402 zu integrieren. 
Die spezielle Gefahrstoffakkreditierung, wie sie bisher von 
der ZLS durchgeführt wurde, bestätigt den Messstellen die 
notwendige Fachkunde und die einwandfreie Anwendung 
aller erforderlichen Einrichtungen. Dies sind Messstellen, 
die auf der Grundlage der DIN EN ISO/IEC 17025 akkredi-
tiert sind, einschließlich der ausdrücklichen Akkreditierung 
für Gefahrstoffmessungen (Messung und Beurteilung). 
Beim Vollzug sollte darauf geachtet werden, dass der
Nachweis der Fachkunde und der erforderlichen Einrich-
tungen bei den tätigen akkreditierten Messstellen vorliegt. 

G 6 SICHERSTELLEN DER GRENZWERTEINHALTUNG NACH § 10 ABS. 2 SATZ 1 
Nach § 10 Abs. 2 Satz 5 können zur Sicherstellung, dass die AGW eingehalten werden, anstelle 
von Messungen auch gleichwertige Nachweismethoden zum Einsatz kommen. 

G 6.1 (ehem. 7.6.1) 

§ 10 Abs. 2 Satz 5 

Was sind gleichwertige Nach-
weismethoden? 

Unter gleichwertigen Nachweismethoden sind Bestim-
mungsverfahren zu verstehen, die wie chemisch-
analytische Verfahren geeignet sind, eine qualifizierte Aus-
sage über die Höhe der vorhandenen Exposition zu ma-
chen. Das können stationäre, insbesondere kontinuierliche 
Messverfahren oder Dauerüberwachungseinrichtungen mit 
automatischer Alarmeinrichtung bei Überschreitung des 
Grenzwertes, Messungen an der Expositionsquelle, Mes-
sungen der Menge des freigesetzten Gefahrstoffes usw.  
sein (s. a. TRGS 402). In besonderen Fällen können auch 
Analogiebetrachtungen zu vergleichbaren Arbeitsplätzen 
oder ein vom AGS validiertes Berechnungsverfahren 
gleichwertig sein. Das Fachkundeerfordernis erstreckt sich 
auch auf diese Verfahren. 
Allgemeine Erläuterungen s. a. Nr. 7 Abs. 4 der TRGS 400. 

G 6.2 (ehem. 7.6.2) 

§ 10 Abs. 2 Satz 5 
Was ist der Unterschied zu 
„gleichwertigen Beurteilungsver-
fahren“ nach § 9 (4)? 

Nach Nr. 7 Abs. 4 der TRGS 400 kommen hier grundsätz-
lich die gleichen Verfahren bzw. Methoden in Betracht. Eine 
gleichwertige Nachweismethode ist in der Aussage sicherer 
als ein gleichwertiges Beurteilungsverfahren. Dies soll der 
erhöhten Gefährdung Rechnung tragen. Eine Messung ist 
hier zumeist erforderlich. 
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G 7 MESSVERPFLICHTUNG NACH § 11 ABS. 2 NR. 1 
Bei Tätigkeiten mit krebserzeugenden, erbgutverändernden und fruchtbarkeitsgefährdenden 
Gefahrstoffen (CMR(f))-Stoffe) der Schutzstufe 4 besteht nach § 11 Abs. 2 Nr. 1 die Pflicht zu 
„Messungen dieser Stoffe, insbesondere zur frühzeitigen Ermittlung erhöhter Expositionen infol-
ge eines unvorhersehbaren Ereignisses oder eines Unfalles“. 

G 7.1 (ehem. 7.7.1) 

§ 11 Abs. 2 Nr. 1  

Wie kann diese Messpflicht 
konkretisiert werden? Ist eine 
Dauerüberwachung vorzusehen? 

Die Messpflicht wird in der Regel mit Einzelmessungen 
nach TRGS 402 erfüllt. Messungen nach validierten Verfah-
ren an exemplarischen Arbeitsplätzen können berücksich-
tigt werden. Die Messungen müssen nach Möglichkeit so 
angelegt werden, dass auch eine Beurteilung von Expositi-
onssituationen z.B. bei Betriebsstörungen (Leckagen o.ä.) 
möglich ist. 
Wenn jedoch für eine Minimierung der Gefährdung z.B. 
eine Dauerüberwachung mit Warnfunktion erforderlich ist, 
muss diese durchgeführt werden. Die Entscheidung hier-
über wird abhängig vom Ergebnis der Gefährdungsbeurtei-
lung getroffen. 

G 7.2 (ehem. 7.7.2) 

§ 11 Abs. 2  

Es werden Messungen „insbe-
sondere zur frühzeitigen Ermitt-
lung erhöhter Expositionen ...“ 
gefordert. “Insbesondere“ bedeu-
tet, dass es noch eine Stufe dar-
unter gibt. Wie ist hiermit umzu-
gehen? 

Die „Insbesondere-Regelung“ dient lediglich der beispiel-
haften Hervorhebung. Ausschlaggebend ist die Belastung 
bei Normalbetrieb. Auf die Ausführungen in G 7.1 wird ver-
wiesen. 

G 7.3 (ehem. 7.7.3) 

§ 11 Abs. 2  
Was verbirgt sich hinter der Ver-
pflichtung, immer zu messen, 
auch wenn eine Bezugsgröße 
oder Möglichkeit der Bewertung 
der Messergebnisse fehlen? 

Die Messverpflichtung bei CMR(f)-Stoffen dient der Doku-
mentation der Gefahrstoffbelastung bei chronisch schädi-
genden Gefahrstoffen mit hohem Gefährdungspotential 
(Schutzstufe 4). Hierzu ist die messtechnische Ermittlung 
der Belastungen bei Tätigkeiten mit CMR(f)-Stoffen - soweit 
messtechnisch möglich und sinnvoll – erforderlich. 

G 7.4 (ehem. 7.7.4) 

§ 11 Abs. 2  
Besteht eine Messverpflichtung 
auch, wenn kein validiertes Mess-
verfahren existiert (Beispiel: Zy-
tostatika)?  

Siehe hierzu G 4.5  

G 7.5 (ehem. 7.7.5) 

§ 11 Abs. 2  
Sind Messungen auch dann 
durchzuführen, wenn z.B. auf-
grund der geringen Flüchtigkeit 
des Stoffes und der Arbeitsbedin-

Bei tatsächlich objektiv fehlender Aussagekraft einer Mes-
sung kann der Arbeitgeber im Rahmen der Gefährdungs-
beurteilung entscheiden und dokumentieren, dass und wa-
rum er auf Messungen nach § 11 Abs. 2 Nr. 1 verzichtet.
Hinweise geben die TRGS 500 Nr. 6.5 und die TRGS 402. 
Auf die Möglichkeit von Analogiebetrachtungen wird unter 
G 7.1 hingewiesen. 
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gungen keine Exposition zu er-
warten ist? 

Beispiele: 

• Titration mit wässriger Chro-
matlösung, 

• Umgang im Großhandel (ge-
schlossene Gebinde). 

 

G 7.6 (ehem. 7.7.6) 

§ 11 Abs. 2  

Sind Messungen z.B. im Freien 
oder bei ASI-Arbeiten vorge-
schrieben? 

Prinzipiell sind für derartige Betrachtungen die Ausführun-
gen in Nr. 4.4 und Anlage 5 der TRGS 402 einschlägig. 

Für solche Arbeitsplätze sind Regelungen in stoffspezifi-
schen TRGS oder VSK, die auf messtechnischen Erhebun-
gen basieren, sinnvoll. Danach sollen die Tätigkeiten und 
Schutzmaßnahmen ausgerichtet werden. 

G 7.7 (ehem. 7.7.7) 

§ 11 Abs. 2  

Sollen in Kfz-Werkstätten Mes-
sungen gefordert werden? 

Auch in KFZ-Betrieben gilt die unter G 7.1 beschriebene 
Vorgehensweise.  

G 7.8 (ehem. 7.7.8) 

§ 11 Abs. 1: 

Wie ist bei CMR(f)-Stoffen bis zur 
Erstellung von AGW oder VSK zu 
verfahren, gelten dann generell § 
11 Abs. 2 bis 4? 

Ja. Zu Messungen s. a. G 7.1. 

G 8 AUFBEWAHRUNG VON MESSERGEBNISSEN  
Nach alter GefStoffV (§ 18 Abs. 3) war von den Arbeitgebern gefordert, Ergebnisse von Mes-
sungen 30 Jahre aufzubewahren bzw. bei Stilllegung des Betriebes an den Unfallversicherungs-
träger auszuhändigen. § 10 der neuen Verordnung spricht lediglich von "Aufbewahren“ der 
Messergebnisse, ohne weitere konkrete Angaben, z.B. über die geforderte Dauer.  

G 8.1 (ehem. 7.8.1) 

§ 9 Abs. 4, § 10 Abs. 2,  
§ 11 Abs. 1 

Wie lange müssen die Arbeitge-
ber die Messergebnisse in Zu-
kunft aufbewahren? 

Feste Aufbewahrungsfristen für Messergebnisse sind in der 
Gefahrstoffverordnung nicht mehr enthalten. 

Bei Durchführung von arbeitsmedizinischen Vorsorgeunter-
suchungen nach § 16 Abs. 1 hat der Arbeitgeber eine Vor-
sorgekartei (§ 15 Abs. 5 und 6) zu führen, in der neben 
dem Ergebnis der arbeitsmedizinischen Vorsorgeuntersu-
chung auch die Exposition – soweit diese Information zur 
Verfügung steht – angegeben werden muss. Diese Vorsor-
gekartei ist bis zur Beendigung des Arbeits- oder Beschäf-
tigungsverhältnisses aufzubewahren. Danach ist dem Be-
schäftigten der ihn betreffende Auszug aus der Kartei aus-
zuhändigen. 
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G 8.2 (ehem. 7.8.2) 

§ 9 Abs. 4, § 10 Abs. 2,  
§ 11 Abs. 1 

Ist geplant, Aufbewahrungsfristen 
für Messergebnisse in einer 
Technischen Regel vorzugeben? 

Aufbewahrungsfristen in TRGS verbindlich zu regeln ist 
nicht möglich. Empfehlungen hierzu können in TRGS je-
doch gegeben werden. 

G 9 VERFAHRENS- UND STOFFSPEZIFISCHE KRITERIEN (VSK) 

G 9.1 (ehem. 7.9.1) 

§ 9 Abs. 4 Satz 3, § 10 Abs. 2 
Satz 5, § 11 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 

Was ist ein „verfahrens- und stoff-
spezifisches Kriterium“? 

VSK sind in der TRGS 420 definiert (Fassung vom Januar 
2006). 

VSK werden vom AGS auf der Grundlage von Expositions-
ermittlungen und Expositionsbeschreibungen, z.B. auf der 
Basis von Hilfen zur Gefährdungsbeurteilung (von der 
BAuA herausgegebene Empfehlungen zur guten Arbeits-
praxis, BG/BGIA-, LASI-Empfehlungen), erarbeitet, verab-
schiedet und vom BMAS veröffentlicht. 

G 9.2 (ehem. 7.9.2) 

§ 9 Abs. 4 Satz 3, § 10 Abs. 2 
Satz 5, § 11 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 

Gibt es auch VSK ohne AGW? 

Die Verordnung schließt solche VSK nicht aus.  

Kriterien für solche VSK sind in der TRGS 420 (Fassung 
vom Januar 2006) definiert. 

G 9.3 (ehem. 7.9.3) 

§ 11 Abs. 1 Satz 3 

Bedeutet „§ 10 Abs. 2 Satz 5 fin-
det keine Anwendung“, dass es 
keine VSK für CMR-Stoffe geben 
kann? 

Nein. VSK für CMR(f)-Stoffe werden in § 11 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2 ausdrücklich eingeführt. 

G 9.4 (ehem. 7.9.4) 

§ 9 Abs. 4 Satz 3 

Bei Tätigkeiten entsprechend VSK 
kann der Arbeitgeber von einer 
Einhaltung des AGW ausgehen. 
Gibt es künftig noch VSK für Ü-
berschreitung AGW entsprechend 
bisheriger TRGS 420? 

Nein, solche VSK wird es nicht mehr geben.  

In so genannten Hilfen für die Gefährdungsbeurteilung, wie 
z.B. BG/BGIA- und LASI/ALMA-Empfehlungen können aber 
Aussagen enthalten sein, bei welchen Tätigkeiten mit wel-
chen Schutzmaßnahmen der Grenzwert überschritten ist 
oder unter welchen Bedingungen eine Gefährdung der Be-
schäftigten nicht auszuschließen ist (bei Gefahrstoffen oh-
ne Grenzwert). Diese Hilfen können auch künftig den Ar-
beitgeber bei der Gefährdungsbeurteilung und Festlegung 
von Schutzmaßnahmen unterstützen. Die mit der Einhal-
tung von VSK verbundenen Erleichterungen in der 
GefStoffV gelten hierfür aber nicht. 
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G 9.5 (ehem. 7.9.5) 

§ 9 Abs. 4 Satz 3, § 10 Abs. 2 
Satz 5, § 11 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 

Soll die TRGS 526 „Laboratorien“ 
als VSK anerkannt werden? 

Die im Februar 2008 veröffentlichte Neufassung der TRGS 
526 enthält keine VSK, gibt jedoch einen Satz von Schutz-
maßnahmen an, bei deren Befolgung eine Minimierung der 
Exposition nach dem Stand der Technik erreicht wird. 

Die in der TRGS 526 beschriebenen Anforderungen kön-
nen im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung als „vorgege-
bene Maßnahme“ i. S. der Nr. 5 der TRGS 400 genutzt
werden. 

G 9.6 (ehem. 7.9.6) 

§ 9 Abs. 4 Satz 3, § 10 Abs. 2 
Satz 5, § 11 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 

Wer stellt fest, wann an einem 
Arbeitsplatz ein VSK erfüllt ist?  

Der Arbeitgeber muss im Rahmen der Gefährdungsbeurtei-
lung prüfen, ob die in den VSK beschriebenen Tätigkeiten 
in seinem Betrieb durchgeführt und ob die festgelegten ver-
fahrenstechnischen und stoffspezifischen Bedingungen für 
diese Tätigkeiten beachtet und eingehalten werden. Sind 
die Voraussetzungen in seinem Betrieb erfüllt, kann der 
Arbeitgeber das Ergebnis für seine Gefährdungsbeurteilung 
übernehmen. Die Anwendung des VSK hat der Arbeitgeber 
im Rahmen seiner Gefährdungsbeurteilung zu dokumentie-
ren und die Wirksamkeit der festgelegten Maßnahmen ent-
sprechend den Vorgaben in den VSK zu überprüfen. 

H GRENZWERTE 
Bei den Grenzwerten haben sich in der Gefahrstoffverordnung nicht nur die Begriffe verändert.  

Verbindlich nach Gefahrstoffverordnung sind nur noch Arbeitsplatzgrenzwert (AGW) und Biolo-
gischer Grenzwert (BGW), die in der TRGS 900 oder 903 veröffentlicht sind oder in anderer 
Form vom BMAS bekannt gemacht wurden. AGW und BGW sind arbeitsmedizinisch-
toxikologisch begründet, sie dienen der Verhinderung gesundheitlicher Beeinträchtigungen. 
Technische Grenzwerte (früher: TRK) sind im System der Verordnung nicht mehr vorgesehen. 

H 1 (ehem. 8.1) 
Können TRK noch herangezo-
gen werden 

a) bei der Beurteilung nach 
TRGS 402? 

b) bei Entscheidungen nach 
neuer GefStoffV, die auf den 
AGW Bezug nehmen? 

c) wenn andere Rechtsvor-
schriften auf Grenzwerte 
Bezug nehmen (z.B. Bedin-
gung „Einhaltung des 
Grenzwertes“ im Mutter-
schutzrecht)?  

a) Nach Wegfall von TRK in der Verordnung sind TRGS-
Regelungen, die sich auf TRK beziehen, nicht mehr an-
wendbar. Bei Überarbeitung des Technischen Regelwerks 
wurde auch die TRGS 402 entsprechend bereinigt (Neu-
fassung Ausgabe: Juni 2008). 

b) Wo die neue Verordnung den AGW als Bezugs- oder Be-
wertungsgröße nennt, ist dessen gesundheitsbasierter 
Charakter von entscheidender Bedeutung. Ein technikba-
sierter Wert kann hier nicht herangezogen werden. 

c) Auch im Mutterschutzrecht ist inhaltlich der Bezug auf eine 
gesundheitlich begründete Größe geboten, ein Bezug auf 
alte TRK kommt nicht in Betracht. 

 



LEITLINIEN ZUR GEFAHRSTOFFVERORDNUNG SEITE 53 
  

 

 

H 2 (ehem. 8.2) 
Die alte Gefahrstoffverordnung 
beinhaltete TRK als ein Instru-
ment, um die Einhaltung des 
Standes der Technik zu über-
prüfen. Können TRK als 
Merkmale des Standes der 
Technik im Sinne von z.B. § 10 
Abs. 1 Satz 3 weiter verwendet 
werden? 

Grundsätzlich nein. 
Wenn der Arbeitgeber bei seiner Gefährdungsbeurteilung alte 
TRK-Werte oder Begründungen zu diesen heranzieht, tut er 
dies in eigener Verantwortung und hat die Heranziehung in 
der Gefährdungsbeurteilung zu begründen. 

H 3 (ehem. 8.3) 
Wodurch werden die TRK er-
setzt? 

Die Verordnung sieht bei den Luftgrenzwerten nur noch AGW 
vor. Zur Feststellung der Einhaltung des Standes der Technik 
dienen in der neuen Verordnung stoff- und tätigkeitsbezogene 
TRGS, VSK und die individuelle, stoff- und tätigkeitsbezogene 
Beurteilung des Standes der Technik am konkreten Arbeits-
platz. Letzteres kann in der Praxis durch branchenbezogene 
Arbeitshilfen erleichtert werden. 

Ergänzend gibt es in einzelnen TRGS sowie Bekanntmachun-
gen des BMAS auch Angaben, welche Konzentrationen be-
stimmter Gefahrstoffe bei Beachtung des dort genannten 
Standes der Technik eingehalten werden können (Bekannt-
machung BMAS zu Holzstaub vom 2. November 2006, TRGS 
552 „Nitrosamine“) 

H 4 (Neue Frage) 

Welche Bedeutung haben an-
dere Grenzwerte, z.B. MAK-
Werte der DFG oder ausländi-
sche Grenzwerte? 

Soweit kein verbindlicher Wert veröffentlicht ist, können als 
Beurteilungsmaßstab auch – in eigener Verantwortung des 
Arbeitgebers - andere geeignete Werte herangezogen werden
(s. a. TRGS 402 Nr. 5.3). Das BGIA und andere haben hierzu 
im Internet verfügbare Datenbanken aufgebaut. Bei der An-
wendung solcher Grenzwerte ist es empfehlenswert, den Be-
triebsarzt hinzuzuziehen. 

H 5 (Neue Frage) 

Welche Bedeutung haben 
DNELs („Derived-no-effect-
level“), die im Rahmen von 
REACH abzuleiten sind, im 
Vergleich zu Arbeitsplatz-
grenzwerten (AGW)? 

DNELs haben für den Arbeitgeber nicht den Charakter eines 
verbindlich einzuhaltenden nationalen Grenzwerts wie die Ar-
beitsplatzgrenzwerte nach der TRGS 900.  

DNEL können nach Nr. 5.3.2 der TRGS 402 als Hilfestellung 
für die Beurteilung, ob die Schutzmaßnahmen ausreichend 
sind, herangezogen werden. 

Existieren für denselben Stoff sowohl DNEL als auch AGW, 
muss der AGW eingehalten werden. Entsprechendes gilt, 
wenn ein BOELV vorliegt oder ein verbindlicher Beurteilungs-
maßstab in einer spezifischen TRGS genannt ist. 
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H 6 (Neue Frage) 

Für manche Stoffe ohne AGW 
gibt es einen europäischen 
Grenzwert. Ist dieser heranzu-
ziehen, wenn die GefStoffV 
den AGW als Bezugsgröße 
nennt? Welche Bedeutung ha-
ben die europäischen Grenz-
werte generell? 

Grundsätzlich sind die europäischen Grenzwerte in nationales 
Recht umzusetzen. Dies geschieht durch Veröffentlichung des 
BMAS als AGW oder BGW im Technischen Regelwerk oder 
Bekanntmachung an anderer Stelle. So sind z.B. folgende 
Werte entsprechend der Veröffentlichung des BMAS vom 1. 
März 2006 anzuwenden: 
 

Gefahrstoffe 
Nationale Umsetzung verbindlicher EU-

Arbeitsplatzgrenzwerte 
Bekanntmachung des BMAS vom 1. März 2006 – IIIb3-

35125-5 
Auf EU-Ebene wurden folgende verbindliche Arbeitsplatz-
grenzwerte gesetzt: 
• für anorganisches Blei als Luftgrenzwert und einen Blut-

bleiwert als biologischer Grenzwert gemäß Artikel 3 Abs. 4 
der RL 98/24/EG (Anhang I RL 98/24/EG), 

• für Benzol, Vinylchlorid und Hartholzstäube gemäß Artikel 5 
Nr. 4 der RL 2004/37/EG (Anhang III RL 2004/37/EG) so-
wie 

• für Asbest gemäß Artikel 8 der RL 83/477/EWG in der Fas-
sung der RL 2003/18/EG 

Die nationale Umsetzung der Grenzwerte erfolgt durch den 
gleitenden Verweis gemäß § 9 Abs. 7 der Gefahrstoffverord-
nung vom 23. Dezember 2004 (BGBl. I S. 3758) auf die ge-
nannten Richtlinien. Der Ausschuss für Gefahrstoffe (AGS) wird 
im technischen Regelwerk zur Gefahrstoffverordnung Konkreti-
sierungen zu den genannten Grenzwerten vornehmen. 

 
Ergänzende Erläuterungen: 

1. Verbindliche Arbeitsplatzgrenzwerte der EU –  Binding 
Occupational Exposure Limit Values (BOELV) 

BOELV sind keine Arbeitsplatzgrenzwerte im Sinne des § 3 
Abs. 6 GefStoffV, weshalb sie auch nicht in der TRGS 900 
geführt werden. Sie sind nur bezüglich der Obergrenze für 
eine Grenzwertsetzung in den Mitgliedstaaten bindend und 
können durch niedrigere nationale Grenzwerte ergänzt wer-
den. Bisher konnten aber keine gesundheitsbasierten Werte 
abgeleitet werden. 

Eine „Auslösefunktion“ kann den BOELV zukommen, wenn 
Pflichten in der Gefahrstoffverordnung mit einer AGW-
Überschreitung verknüpft sind, ohne dass es für den betref-
fenden Stoff einen AGW gibt. Allerdings hat das BMAS für 
einige der BOELV-Stoffe bereits im Technischen Regelwerk 
oder in gesonderter Bekanntmachung Referenzwerte (keine 
AGW) veröffentlicht, die an Stelle des BOELV diese „Auslöse-
funktion“ übernehmen (für Blei in der TRGS 505, für Asbest in 
den TRGS 517 und 519, für Holzstaub in der Bekanntma-
chung vom 2. November 2006). 

Auch bei Einhaltung der BOELV ist dafür zu sorgen, dass die 
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Gefährdung bzw. Exposition nach dem Stand der Technik 
soweit wie möglich verringert wird (§ 10 Abs. 1 GefStoffV). 
Das in Deutschland erreichte Expositionsniveau liegt oft nied-
riger als die BOELV. So enthielt bis Ende 2004 die TRGS 900 
einige technisch begründete Grenzwerte, die niedriger als die 
entsprechenden BOELV waren. Diese alten Grenzwerte müs-
sen bei Einhaltung des Standes der Technik mindestens un-
terschritten sein. Aber Vorsicht: Es handelt sich nur um eine 
Obergrenze, von deren Einhaltung nicht umgekehrt auf die 
Einhaltung des Standes der Technik geschlossen werden 
kann! 

2. Empfehlungswerte der EU – Indicative Oc cupational 
Exposure Limit Values (IOELV) 
Diese Werte sind nicht unmittelbar vom Arbeitgeber anzuwen-
den. Unter Berücksichtigung dieser Werte sind vielmehr die 
Mitgliedstaaten verpflichtet, nationale Grenzwerte festzulegen. 
Soweit diese Umsetzung noch nicht erfolgt ist, kann ein IOELV 
aber zur Information im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung 
dienen bzw. bei der Festlegung eines Maßstabs zur Beurtei-
lung der Wirksamkeit von Schutzmaßnahmen (s. a. Nr. 5.3 der 
TRGS 402). 

I ARBEITSMEDIZIN 

I 1 BEDEUTUNG DER ARBEITSMEDIZINISCHEN FACHKUNDE UND DER 
ERMÄCHTIGUNG 

Nach dem bisherigen Recht war festgelegt, dass der Arzt/die Ärztin über die erforderliche ar-
beitsmedizinische Fachkunde und eine von der zuständigen Behörde erteilte Ermächtigung ver-
fügen musste. Der Begriff der „arbeitsmedizinischen Fachkunde“ stammt dabei aus dem Ar-
beitssicherheitsgesetz (§ 4 ASiG Anforderungen an Betriebsärzte) und wird in den Unfallverhü-
tungsvorschriften der gesetzlichen Unfallversicherungsträger zu diesem Gesetz (BGV A2/GUV-
V A6/7) konkretisiert. Fachärzte für Arbeitsmedizin und Ärzte mit der Zusatzbezeichnung Be-
triebsmedizin erfüllen diese Anforderungen. Darüber hinaus sieht das Unfallversicherungsrecht 
weitere Fachkundenachweise vor, die allerdings lediglich Übergangsbestimmungen darstellen. 
Für arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersuchungen nach der GefStoffV wurden diese weiteren 
Fachkundenachweise nicht mehr für ausreichend erachtet. Dadurch wurde auch ein Verzicht 
auf eine Ermächtigung durch die zuständige Behörde möglich. Die Qualitätssicherung bleibt 
Sache des ärztlichen Standesrechts. 

I 1.1 (ehem. 9.1.1) 

§ 15 Abs. 3 

Gilt die neue Regelung auch für Ärzte 
ohne arbeitsmedizinische Fachkunde 
(z.B. Lungenfachärzte, HNO-Fach 
ärzte) und für Ärzte mit kleiner Fach-
kunde, die über eine Ermächtigung 
nach alter GefStoffV verfügen? 

Der Wegfall der Ermächtigungen gilt für alle Facharzt-
richtungen.  

Sollen im Einzelfall Untersuchungen von einem bislang 
ermächtigten Arzt durchgeführt werden, besteht für den 
beauftragenden Arbeitgeber die Möglichkeit einer Aus-
nahmegenehmigung nach § 20 GefStoffV. Der beauf-
tragte Arzt (Fachärzte für Arbeitsmedizin oder mit Zu-
satzbezeichnung "Betriebsmedizin") hat für arbeitsme-
dizinische Vorsorgeuntersuchungen, die besondere 
Fachkenntnisse oder eine spezielle Ausrüstung erfor-
dern, über die er selbst nicht verfügt, Ärzte hinzuzuzie-
hen, die diese Anforderungen erfüllen (Konsiliarprinzip). 
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Die abschließende zusammenfassende Beurteilung ist 
in jedem Fall vom beauftragten Arzt anzufertigen. 

Es sind keine Übergangsregelungen vorgesehen. Mit 
schriftlicher Auskunft des BMWA an die Länder vom 
13.1.2005 wurde das Fehlen eines Bestandsschutzes 
bestätigt. 

I 2 INFORMATIONSWEITERGABE UND VORSORGEKARTEI - § 15 ABS. 4 B IS 6 

I 2.1 (ehem. 9.2.1) 
§ 15 Abs. 4 

Es ist „dem Arbeitgeber nur im Falle 
einer Untersuchung nach § 16 Abs. 1 
eine Kopie der Bescheinigung des 
Untersuchungsergebnisses … aus-
zuhändigen.“  
Wie ist bei Untersuchungen nach § 
16 Abs. 3 – also bei den anzubieten-
den arbeitsmedizinischen Vorsorge-
untersuchungen – sicherzustellen, 
dass eine Aktualisierung der Gefähr-
dungsbeurteilung erfolgt, wenn sich 
das im Sinne von § 7 Abs. 6 aufgrund 
der Ergebnisse der arbeitsmedizini-
schen Vorsorge als notwendig er-
weist?  

Nach ASiG und nach § 7 GefStoffV hat der Betriebsarzt 
den Arbeitgeber bei der Verbesserung des Arbeits-
schutzes zu beraten, insbesondere auch bei der Ge-
fährdungsbeurteilung. Wenn sich aus der betriebsärztli-
chen Tätigkeit - und nicht nur aus der Untersuchungstä-
tigkeit -  Hinweise ergeben, die eine Aktualisierung der 
Gefährdungsbeurteilung erforderlich machen, so hat 
der Betriebsarzt dies dem Arbeitgeber mitzuteilen. Dies 
ist in der Regel auch unter Wahrung schutzwürdiger 
Belange des Untersuchten möglich. Die Weitergabe 
von Untersuchungsergebnissen von Angebotsuntersu-
chungen ist an die Zustimmung des Untersuchten ge-
bunden und somit nicht generell zu regeln. Die ggf. er-
forderliche Informationsweitergabe ist unter Wahrung 
schutzwürdiger Belange des Untersuchten auch ohne 
die Weitergabe der Untersuchungsergebnisse möglich. 
Eine fachlich kommentierte anonymisierte Weitergabe 
von Erkenntnissen aus einer Reihe von Untersuchun-
gen gehört zur Beratungsaufgabe im Rahmen der Ge-
fährdungsbeurteilung. 

I 2.2 (ehem. 9.2.2) 

§ 15 Abs. 5 Satz 4 

Wie ist die Formulierung „Führen der 
Vorsorgekartei in angemessener 
Weise“ auszulegen? 

Die Vorsorgekartei ist in angemessener Form so zu 
führen, dass sie zu einem späteren Zeitpunkt ausge-
wertet werden kann. Die Vorgaben werden in einer 
Technischen Regel weiter präzisiert.  

I 2.3 (ehem. 9.2.3) 

§ 15 Abs. 6 

Welche Aufbewahrungsfristen sind zu 
beachten? 

Nach § 15 Abs. 6 ist eine Aufbewahrung „wie Personal-
unterlagen“ vorgeschrieben. 

Es gibt keine eigenständige gesetzliche Regelung zur 
Aufbewahrung von Personalunterlagen. Da Personalun-
terlagen jedoch auch steuer- und sozialversicherungs-
rechtliche Relevanz haben, werden die Vorgaben aus 
diesen Rechtsbereichen zur Aufbewahrung von Unter-
lagen angewendet. 

Danach betragen die Aufbewahrungsfristen für Perso-
nalunterlagen entsprechend ihrer jeweiligen Zuordnung 
in § 147 Abs. 1 Abgabenordnung (AO) zu einem be-
stimmten Unterlagentypus 6 bzw. 10 Jahre. Aus dem 
Wortlaut der GefStoffV ist nicht ableitbar, welche dieser 
Fristen anzuwenden ist. Hierzu wäre eine Festlegung 
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im Technischen Regelwerk erforderlich. Fachlich kann 
die Forderung einer 10-jährigen (gegenüber einer nur 6-
jährigen) Aufbewahrung mit langen Latenzzeiten von 
Erkrankungen sowie mit der ebenfalls 10-jährigen Min-
destaufbewahrungspflicht nach der ärztlichen Berufs-
ordnung begründet werden.  

Diese, nach § 15 Abs. 6 einforderbare Frist ist aber bei 
Tätigkeiten mit krebserzeugenden Stoffen wegen der 
genannten Latenzzeiten für Krebserkrankungen aus 
fachlicher Sicht deutlich zu kurz. In diesen Fällen sollte 
daher eine Aufbewahrung von 30 Jahren nach der letz-
ten Untersuchung, längstens bis zur Vollendung des 75. 
Lebensjahres des Untersuchten, empfohlen werden. 

I 2.4 (ehem. 9.2.4) 

§ 15 Abs. 6 

Wie verhält es sich mit der Aufbe-
wahrungspflicht für die Vorsorgekar-
tei nach Schließung eines Betriebes?  

Außer der Regelung im § 15 Abs. 6 (Aufbewahrung wie 
Personalunterlagen nach Ausscheiden des Beschäftig-
ten) gibt es hierzu in der GefStoffV keine Festlegungen. 

I 2.5 (ehem. 9.2.5) 

§ 15 Abs. 6 

Sollen die Beschäftigten informiert 
werden, dass ihr Auszug aus der 
Vorsorgekartei wie Rentenversiche-
rungsunterlagen aufzubewahren ist? 

Dies ist formal nicht gefordert, wäre aber sehr sinnvoll, 
um auch nach Erlöschen einer Firma Hinweise zu den 
Expositionsbedingungen zu erhalten, deren Dokumen-
tation in § 15 Abs. 5 GefStoffV gefordert ist.  

I 3 ANLÄSSE UND DURCHFÜHRUNG VON VORSORGEUNTERSUCHUNGEN 

I 3.1 Allgemeines 

I 3.1.1 (ehem. 9.3.1.1) 

§ 16 Abs. 1  

Arbeitsmedizinische Vorsorgeunter-
suchungen sind in regelmäßigen Ab-
ständen durchzuführen. Welcher 
Zeitabstand ist regelmäßig? 

Untersuchungen nach § 16 Abs. 1 („Pflichtuntersu-
chungen“) sind bisher nicht im technischen Regelwerk 
präzisiert worden. Bis dahin .können die in den Berufs-
genossenschaftlichen Grundsätzen für arbeitsmedizini-
sche Vorsorgeuntersuchungen angegebenen Zeitab-
stände als „allgemein anerkannter Stand der arbeits-
medizinischen Erkenntnisse“ gewertet und zur Orientie-
rung herangezogen werden.  

I 3.1.2 (ehem. 9.3.1.2) 

§ 16 Abs. 3 

Im welchem Verhältnis stehen die 
Untersuchungen nach § 11 ArbSchG 
zu den Untersuchungen nach der 
GefStoffV? 

Das Recht auf eine Untersuchung nach § 11 ArbSchG 
bleibt von den Regelungen nach GefStoffV unberührt.  
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I 3.1.3 (ehem. 9.3.1.3) 

§ 16 Abs. 3 

Welche untere und welche obere 
Schwelle gibt es für Angebotsunter-
suchungen  

a) bei Tätigkeiten mit Stoffen nach 
Anh. V Nr. 1? 

b) bei Tätigkeiten nach Anh. V Nr. 
2.2? 

 

a) Bei Tätigkeiten mit Stoffen nach Anhang V Nr. 1 
gilt: 

Angebotsuntersuchungen können gefordert wer-
den, wenn die Beschäftigten oberhalb der Hinter-
grundbelastung exponiert sind (Erläuterung im Zu-
sammenhang mit „ausgesetzt sein“ s. A 2.7), es sei 
denn, es sind Pflichtuntersuchungen geboten, weil 

• der AGW nicht eingehalten ist, 

• ein VSK nicht eingehalten wird,  

• ein in einer TRGS für Pflichtuntersuchungen ge-
nannter Bezugswert (z.B. Asbest) bzw. arbeits-
medizinisch begründeter Vorsorgewert nicht 
eingehalten ist, 

• ein vom BMAS außerhalb der TRGS 900 be-
kannt gemachter Arbeitsplatzgrenzwert über-
schritten ist oder 

• bei hautresorptiven Gefahrstoffen eine Gesund-
heitsgefährdung durch direkten Hautkontakt be-
steht. 

b) Bei Tätigkeiten nach Anh. V Nr. 2.2 gilt: 

Soweit eine Entscheidungsgröße dort genannt ist, ist 
diese heranzuziehen. Im Übrigen ist wiederum die 
Hintergrundbelastung Bezugsgröße für die Entschei-
dung, ob unter Wahrung des Grundsatzes der Ver-
hältnismäßigkeit ein Angebot von Untersuchungen 
angeordnet werden kann.  

I 3.1.4 (ehem. 9.3.1.4) 

Anhang V 

Können die bisherigen berufsgenos-
senschaftlichen Grundsätze und die 
darin beschriebenen Empfehlungen 
weiterhin als gültig und damit an-
wendbar auf die im Anhang V ge-
nannten Untersuchungsanlässe be-
trachtet werden (G 23, G 24; G 39 
etc.)? 

Bleiben die berufsgenossenschaftli-
chen Auswahlkriterien unverändert 
(BGI 504)? 

Bis entsprechende Regelungen vom AGS erarbeitet 
werden, können diese Grundsätze weiterhin angewen-
det werden. 

Nach den Auswahlkriterien kann verfahren werden, 
sofern sie nicht den Regelungen der GefStoffV wider-
sprechen. 

Die Auswahlkriterien machen keine Aussagen über 
Angebotsuntersuchungen. 

Hinweis:  
Die berufsgenossenschaftlichen Grundsätze für speziel-
le arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersuchungen und 
die darin beschriebenen Empfehlungen stellen keine 
autonome Rechtsnorm dar. Völlig unabhängig von 
staatlichen Regelungen spiegeln sie den allgemein an-
erkannten Stand der arbeitsmedizinischen Erkenntnisse 
wider.  
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I 3.2 Maßstab AGW 

Nach § 16 Abs. 1 Nr. 1 hat der Arbeitgeber bei Tätigkeiten mit den in Anhang V Nr. 1 genannten 
Gefahrstoffen regelmäßig Vorsorgeuntersuchungen zu veranlassen, wenn die AGW nicht ein-
gehalten werden. 

I 3.2.1 (ehem. 9.3.2.1) 

§ 16 Abs. 1 Nr. 1  

Was geschieht in Bezug auf Pflicht-
Vorsorgeuntersuchungen, wenn es 
keinen AGW gibt? 

Siehe hierzu I 3.1.3, auch zur Abgrenzung von Ange-
bots- und Pflichtuntersuchungen. 
Bei eingreifenden Untersuchungsmethoden, z.B. Rönt-
gen, ist ggf. nach den entsprechenden Vorgaben die 
rechtfertigende Indikation bzw. der Umfang dieser Un-
tersuchungen zu überprüfen. 

I 3.2.2 (ehem. 9.3.2.2) 

§ 16 Abs. 1 Nr. 1 i.V.m. Anh. V Nr. 1 

Die meisten der in Anh. V Nr. 1 auf-
geführten Stoffe sind als krebserre-
gend eingestuft (z.B. Arsen, Benzol) 
und bislang ohne AGW. Gelten hier 
die ehemaligen TRK als AGW, oder 
welche Werte können sonst herange-
zogen werden? 

TRK gibt es nicht mehr. Im Übrigen s. hierzu Abschnitt 
8, Grenzwerte. 

 

I 3.2.3 (ehem. 9.3.2.3) 

§ 15 Abs. 2 Satz 3 i.V.m. § 16 Abs. 1 
Nr. 1 

Ist bei der Durchführung von Pflicht-
untersuchungen Biomonitoring immer 
durchzuführen? 

Biomonitoring ist Bestandteil der Untersuchung, sofern 
anerkannte Verfahren und Werte zur Beurteilung zur 
Verfügung stehen (siehe auch TRGS 710). 

I 3.2.4 (Neue Frage) 

Anh. V Nr. 2 

Ist die als Bezugsgröße genannte 
„Luftkonzentration“ ein Schichtmittel-
wert, ein Kurzzeitwert oder ein Mo-
mentanwert? (s. 2.1 Nr. 2, 3, 4 und 
2.2 Nr. 6 und 7)  
 

Die Ermittlungen erfolgen nach den Vorgaben der 
TRGS 402. Alle Luftkonzentrationswerte sind bei der 
Gefährdungsbeurteilung als Mittelwerte bezogen auf 
eine achtstündige Exposition zu Grunde zulegen. Der 
Luftkonzentrationswert für Schweißrauch bezieht sich 
auf die A-Fraktion. Der Luftkonzentrationswert für Iso-
cyanate gilt für Mono-, Di-, Tri- sowie Polyisocyanate 
und darf auch als 15-Minuten-Mittelwert nicht über-
schritten werden (Überschreitungsfaktor 1). 

Zur Notwendigkeit von Messungen s. a. G 2.3 

I 3.3 Einzelne Untersuchungsanlässe 

I 3.3.1 (ehem. 9.3.3.1) 

Anh. V Nr. 2.2 Nr. 4 

Ist es bei Laborarbeiten mit krebser-
zeugenden Stoffen in kleinen bis 
kleinsten Mengen unter dem Abzug 
erforderlich, arbeitsmedizinische Vor-
sorgeuntersuchungen anzubieten? 

Von einer Anordnung des Angebots arbeitsmedizini-
scher Vorsorgeuntersuchungen kann abgesehen wer-
den, wenn 

• die Arbeiten unter einem funktionstüchtigen, 
richtig eingestellten, regelmäßig geprüften Ab-
zug durchgeführt werden, 

• Hautkontakt ausgeschlossen ist und im übrigen 
• nach der TRGS 526 gearbeitet wird. 
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I 3.3.2 (ehem. 9.3.3.2) 

Anhang V Nr. 2.2 Nr. 4  

Sind allen Anwendern von Zytostatika 
gemäß § 16 Abs. 3 Angebotsunter-
suchungen anzubieten oder nur den-
jenigen, die Zytostatika zubereiten? 

Hinweis: Als Anwender von Zytostati-
ka werden Personen bezeichnet, die 
diese Mittel den Patienten verabrei-
chen. 

Auch Anwender von Zytostatika führen Tätigkeiten mit 
Gefahrstoffen durch. Soweit durch die Art der Verwen-
dung eine Exposition sicher auszuschließen ist, muss 
ein Angebot arbeitsmedizinischer Untersuchungen nicht 
angeordnet werden. 

Bei einigen Zytostatika ist das Kriterium “krebserzeu-
gend“ nicht erfüllt, z.B. bei Mistelextrakten. Eine ent-
sprechende Liste, die einen Überblick über die gefahr-
stoffrechtliche Einordnung gibt, ist publiziert worden und 
aktuell erneut in der Bearbeitung. Im Übrigen gilt die 
TRGS 525. 

I 3.3.3 (ehem. 9.3.3.3) 

Anhang V Nr. 2.2 Nr. 3 

Muss bei Tätigkeiten mit Methanol 
und Ethanol (z.B. in Apotheken) eine 
Vorsorgeuntersuchung angeboten 
werden? Kommt diese Anforderung 
auch bei Kleinstmengen (z.B. bei 
Schülern in Schulen) zum Tragen? 
Gibt es Mindestmengen? 

Die Regelung dieser Nummer dient zur Prävention lö-
sungsmittelbedingter Effekte am Nervensystem (s. a. 
Berufskrankheiten-Nr. 1317). Eine konkretisierende 
TRGS gibt es bisher noch nicht. Bei Tätigkeiten mit 
Kleinstmengen kann davon ausgegangen werden, dass 
arbeitsmedizinische Untersuchungen nicht notwendig 
sind; auf eine entsprechende Anordnung kann verzich-
tet werden. 

Hinweis: Bei Schülern ist zunächst einmal sehr kritisch 
zu prüfen, ob der Unterrichtserfolg nicht auch ohne den 
Einsatz von giftigem Methanol erreicht werden kann. 

I 3.3.4 (ehem. 9.3.3.5) 

Anh. V Nr. 2.1 Nr. 5 

„Tätigkeiten mit Exposition mit Ge-
sundheitsgefährdung durch Labor-
tierstaub“: Fallen alle Beschäftigten in 
Tierhaltungsräumen unter diese Re-
gelung ? 

Die Regelung zielt auf solche Tiere, die als Labortiere 
gehalten werden, eine Übertragung auf alle Formen der 
Tierhaltung ist nicht abzuleiten. Somit gelten die Rege-
lungen nur für Beschäftigte, die Tätigkeiten in den Tier-
haltungsräumen ausführen, in denen Labortiere gehal-
ten werden. 

I 3.3.5 (ehem. 9.3.3.6) 

Anh. V Nr. 2.1 Nr. 5 

Warum sind arbeitsmedizinische Vor-
sorgeuntersuchungen zu veranlassen 
bei „Tätigkeiten mit Exposition mit 
Gesundheitsgefährdung durch Labor-
tierstaub in Tierhaltungsräumen und 
–anlagen“, nicht aber beim Umgang 
mit Zootieren, bei der Kükenaufzucht 
und bei Nutztieren, bei denen ggf. ein 
wesentlich höheres Gesundheitsrisi-
ko vorliegt als bei der Labortierhal-
tung? Was ist das Gefährliche an 
Labortierstaub? 

Die Gefahrstoffverordnung regelt nur den Schutz durch 
chemische Agenzien, nicht die Gefährdungen durch 
Krankheitserreger, wie man sie z.B. in der Geflügelhal-
tung zu befürchten hat. Hier sind Vorsorgeuntersu-
chungen nach der BioStoffV zu veranlassen. Die ar-
beitsmedizinischen Erfahrungen belegen häufige Sen-
sibilisierungen des Personals, das in der Labortierhal-
tung mit einer hohen Belegungsdichte eingesetzt wird; 
diese Erfahrungen führten zu der Empfehlung von Vor-
sorgeuntersuchungen. Labortierstaub enthält z. T. sehr 
potente Allergene. 

Soweit es Erkenntnisse gibt, dass für Beschäftigte in 
anderen Einrichtungen der Tierhaltung und Tierversor-
gung aufgrund eines ähnlichen Sensibilisierungsrisikos 
eine arbeitsmedizinische Vorsorge sinnvoll und erfor-
derlich wäre, müsste dies bei einer künftigen Überarbei-
tung des Anhangs V berücksichtigt werden. Eine ent-
sprechende Ausweitung des Untersuchungskollektivs 
im Rahmen der Auslegung der GefStoffV ist nicht mög-
lich. 
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I 3.3.6 (ehem. 9.3.3.7) 

Anhang V Nr. 2.1 Nr. 1 und Nr. 2.2 
Nr. 5 

Sind arbeitsmedizinische Vorsorge-
untersuchungen auch zu veranlassen 
bzw. anzubieten, wenn für die vorge-
gebenen Zeiträume flüssigkeitsdichte 
Handschuhe getragen werden? 

Ja, siehe Ausführungen in TRGS 401 zur Gleichset-
zung mit Feuchtarbeit.  

 

 

I 3.3.7 (ehem. 9.3.3.8) 

Anh. V 

Sind bei Tätigkeiten mit CMR-Stoffen 
der Kategorie 1 oder 2 nur Angebots-
untersuchungen vorgesehen? 

Sofern nicht im Anhang V Nr. 1 genannt, sind für krebs-
erzeugende und erbgutverändernde Stoffe der Katego-
rie 1 oder 2 nur Angebotsuntersuchungen vorgesehen. 
Die Angebotsuntersuchungen nach Anhang V Nr. 2.2 
Nr. 4 erstrecken sich nicht auf Tätigkeiten mit fortpflan-
zungsgefährdenden Stoffen. 

I 3.3.8 (ehem. 9.3.3.9) 

Anh. V Nr. 1 

In Anhang V Nr. 1 sind polycyclische 
aromatische Kohlenwasserstoffe 
(PAK) als Stoffgruppe aufgeführt. Die 
TRGS 900 ging bisher von Ben-
zo[a]pyren als Leitkomponente aus. 
Wie ist das zu verstehen? 

Benzo[a]pyren ist bei PAK-Gemischen lediglich als Be-
zugs- bzw. Leitkomponente zur messtechnischen Er-
fassung dieser Stoffgemische herangezogen worden. 
Arbeitsmedizinisch relevant für Vorsorgeuntersuchun-
gen sind alle entsprechenden PAK. 

I 3.3.9 (ehem. 9.3.3.10) 

Anh. V Nr. 1 

Der bisherige Eintrag von Ben-
zo[a]pyren wurde auf PAK ausgewei-
tet. Da für PAK derzeit kein Grenz-
wert etabliert ist (TRK für BaP ist auf-
gehoben), müssten Pflichtuntersu-
chungen bei Exposition gegenüber 
PAK eingeleitet werden. Bedeutet 
dies, dass Angehörige der Feuerweh-
ren, Straßenbauarbeiter mit Umgang 
mit Bitumen zukünftig verpflichtend 
arbeitsmedizinisch untersucht werden 
müssen? 

Bei Exposition gegenüber PAK oberhalb der Hinter-
grundbelastung kann das Angebot einer arbeitsmedizi-
nische Vorsorgeuntersuchung angeordnet werden. Es 
ist vorgesehen, für PAK einen arbeitsmedizinisch be-
gründeten Wert abzuleiten und bekannt zu machen. Bei 
Überschreitung dieses Wertes wird dann eine arbeits-
medizinische Untersuchung verpflichtend sein.  

s. a. I 3.1.3. 

I 3.3.10 (ehem. 9.3.3.11) 

Wie ist zukünftig die arbeitsmedizini-
sche Vorsorge bei ASI-Arbeiten zu 
gestalten? 

Für ASI-Arbeiten gibt es keine Sonderregelungen zur 
Arbeitsmedizin. 
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I 4 NACHUNTERSUCHUNGEN 

I 4.1 (ehem. 9.4.1) 

§ 15 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 

Was bedeutet es, dass die Nachun-
tersuchung auch nach Beendigung 
der Beschäftigung vom Arbeitgeber 
zu veranlassen (und zu bezahlen) 
ist? Wie ist diese Verpflichtung zu 
erfüllen, wenn der Beschäftigte den 
Arbeitgeber wechselt? 

Der Arbeitgeber kann seiner Verpflichtung zum Anbie-
ten von Nachuntersuchungen auch nach Beendigung 
der Beschäftigung nachkommen, wenn er die Verant-
wortung für die Organisation und die Kosten für diese 
Angebotsuntersuchungen an die vorhandenen Einrich-
tungen der Gesetzlichen Unfallversicherungsträger ü-
berträgt (GVS – Gesundheitsvorsorge, vormals Zas - 
Zentrale Erfassungsstelle für asbeststaubgefährdete 
Arbeitnehmer; ODIN – Organisationsdienst für nachge-
hende Untersuchungen, u.a.). Bei einer Übertragung 
der Arbeitgeberverpflichtung sind die Vorgaben von 
GVS und ODIN zu beachten. 

I 4.2 (ehem. 9.4.2) 

§ 15 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 

Werden bisherige Auswahlkriterien, 
bisherige Organisationsformen und 
Abläufe beibehalten? Gibt es Vorstel-
lungen über die verordnungsmäßige 
Verankerung des zukünftigen Vorge-
hens? 

Derzeit gelten die entsprechenden Regelungen der 
gesetzlichen Unfallversicherungsträger und konkretisie-
ren somit die Vorgaben der GefStoffV. Ob es erforder-
lich sein wird, diese Regelungen durch gesetzliche Vor-
gaben zu ergänzen oder zu ersetzen, wird die Praxis 
zeigen. 

I 5 VERSCHIEDENES 

I 5.1 (ehem. 9.5.1) 

Gibt es bei den arbeitsmedizinischen 
Untersuchungen einen Überschnei-
dungsbereich mit der UVV „Arbeits-
medizinische Vorsorge“? Wenn ja, 
wie ist dann zu verfahren? 

Die Regelungen der gesetzlichen Unfallversicherungs-
träger zur arbeitsmedizinischen Vorsorge werden zur-
zeit überarbeitet und den Regelungen der Gefahrstoff-
verordnung angepasst, bei konkurrierenden Regelun-
gen gilt die GefStoffV.  

Darüber hinaus stellt das BMAS (Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales) derzeit im Rahmen der laufenden 
Rechtsreform „Arbeitsmedizinische Vorsorge“ eine Ge-
samtbetrachtung der relevanten Vorschriften an. 

I 5.2 (ehem. 9.5.2) 

§ 15 Abs. 3 

Ist die Mitteilung der Einhaltung von 
Luftgrenzwerten an den Arzt eine 
freiwillige Dienstleistung der Arbeit-
geber? 

Nach § 3 Abs. 2 ArbSchG hat der Arbeitgeber für eine 
geeignete Organisation des Arbeitsschutzes zu sorgen. 
Er hat bei der Gefährdungsbeurteilung fachkundige 
Personen, so auch den Betriebsarzt hinzu zu ziehen. 
Daraus ergibt sich, dass der Arbeitgeber auch alle rele-
vanten Informationen dem Betriebsarzt zur Erfüllung 
seiner Aufgaben zur Verfügung stellen muss. Nach § 15 
Abs. 3 GefStoffV hat der Arbeitgeber dem untersu-
chenden Arzt alle erforderlichen Informationen, insbe-
sondere auch die Gefährdungsbeurteilung, zu übermit-
teln.  
Bei der Gefährdungsbeurteilung werden alle vorliegen-
den Erkenntnisse zum Arbeitsplatz u.a. auch aus dem 
Air- und ggf. Biomonitoring berücksichtigt und auch 
durch den Arzt mit bewertet. 



LEITLINIEN ZUR GEFAHRSTOFFVERORDNUNG SEITE 63 
  

 

I 5.3 (ehem. 9.5.3) 

§ 7 Abs. 9 

Nach § 11 ArbSchG hat der Arbeit-
geber arbeitsmedizinische Untersu-
chungen zu ermöglichen, wenn Be-
schäftigte dies wünschen, es sei 
denn, auf Grund der Beurteilung der 
Arbeitsbedingungen und der getrof-
fenen Schutzmaßnahmen ist nicht mit 
einem Gesundheitsschaden zu rech-
nen. Ist ein Gesundheitsschaden bei 
Tätigkeiten mit „geringer Gefährdung“ 
gemäß § 7 (9) GefStoffV grundsätz-
lich ausgeschlossen, so dass der 
Arbeitgeber eine Untersuchung nicht 
ermöglichen muss?  

Die Regelungen des § 11 ArbSchG sind für solche ar-
beitsmedizinischen Untersuchungen vorgesehen, die 
bislang noch nicht in einer Verordnung speziell geregelt 
sind („unbeschadet der Pflichten aus anderen Rechts-
vorschriften“). Es besteht also kein Zusammenhang mit 
den Regelungen der GefStoffV, die Regelungen erläu-
tern sich gegenseitig nicht.  

Ob bei einer Tätigkeit mit „geringer Gefährdung“ ein 
Gesundheitsschaden auszuschließen ist, ist eine Frage 
des Einzelfalls. 

Der Arbeitgeber kann sich in hierzu vom Betriebsarzt 
beraten lassen. 

I 5.4 (ehem. 9.5.4) 

Welche Wertigkeit hat das Biomonito-
ring im Verhältnis zu anderen Verfah-
ren der Ermittlung (in der alten 
GefStoffV war nur beim „Blei“ die 
Alternative des Biomonitoring statt 
des Luftmonitoring erkennbar)? 

Biomonitoring ist nur im Rahmen der arbeitsmedizini-
schen Vorsorgeuntersuchungen vorgesehen. Die per-
sonenbezogenen Ergebnisse unterliegen der ärztlichen 
Schweigepflicht und können nicht zur Überprüfung der 
Einhaltung von Luftgrenzwerten herangezogen werden. 
Siehe auch Frage zu § 9 Abs. 4 Satz 2: Biomonitoring 
hat keine Bedeutung für den Nachweis der Luftgrenz-
werteeinhaltung. Ob von diesen generellen Vorgaben 
zum Biomonitoring Ausnahmen sinnvoll sind, z.B. bei 
Schwermetallen, wird zu prüfen sein. 

J ASBEST 
Ergänzend zur Gefahrstoffverordnung stehen zum Thema „Asbest“ die 2007 neu gefasste 
TRGS 519 sowie die TRGS 517 zur Verfügung. Die TRGS 519 konkretisiert z.B. Anforderungen 
des Anhangs III Nr. 2.4, auch hinsichtlich der nach Anh. III Nr. 2.1 Satz 3 möglichen Abwei-
chungen bei Tätigkeiten mit geringer Exposition.  

J 1 ALLGEMEINES , ANWENDUNGSBEREICH 

J 1.1 (ehem. 10.1.1) 

Was gilt bei Tätigwerden von  

a) Arbeitgebern mit Beschäftig-
ten,  

b) Unternehmern ohne Beschäf-
tigte  

c) Privatpersonen  

bei einer ASI-Maßnahme mit Asbest? 

a) Arbeitgeber: GefStoffV in vollem Umfang, inkl. 
Anhänge III, IV und V. 

b) Unternehmer ohne Beschäftigte: wenn andere 
Beschäftigte oder Personen gem. § 1 Abs. 3 
Satz 2 durch die Tätigkeit gefährdet werden 
können, sind die Maßnahmen der Abschnitte 3 
bis 6 der Verordnung einschließlich der ein-
schlägigen Anhänge anzuwenden. Gefährdete 
Personen können z.B. auch Familienangehöri-
ge des betreffenden Unternehmers sein, die 
durch Verschleppung von Asbestfasern auf-
grund unzureichender Hygienemaßnahmen ge-
fährdet werden. Auch Unternehmer ohne Be-
schäftigte benötigen daher z.B. eine Zulassung 
als Fachbetrieb bzw. die erforderliche Sach-
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kunde und müssen die entsprechenden Arbei-
ten der Behörde mitteilen. 

c) Privatpersonen: § 18 und Anhang IV Nr. 1 
Allerdings gelten auch für Privatpersonen bei 
ASI-Arbeiten mit Asbest Anforderungen zum 
Schutze Dritter, sei es durch Regelungen zum 
„Schutz der Sicherheit und Ordnung“, Baurecht 
oder auch Immissionsschutzrecht. Beim Vollzug 
dieser Regelungen werden die technischen 
Standards des Gefahrstoffrechts in vielen Fäl-
len angewendet. 

J 1.2 (ehem. 10.2.1) 

Anhang III Nr. 2.1 Satz 2 
Ist jede Asbestfaserkonzentration im 
Arbeitsbereich oberhalb der Hinter-
grundbelastung eine „Asbestexpositi-
on“? 

Ja . 

J 2 ANHANG III NR. 2.4 

J 2.1 (ehem 10.3.3) 

Anhang III Nr. 2.4.2 
Ist nach GefStoffV eine unterneh-
mensbezogene Anzeige (Mitteilung) 
möglich? 

Ja. 
Die TRGS 519 enthält hierzu differenzierte Vorgaben 
(s. dortige Nr. 3.2 i. V. m. Anlage 1.1). Sie konkretisiert 
hiermit die in Anh. III Nr. 2.1 Satz 3 genannte Abwei-
chungsmöglichkeit von den Vorschriften nach Nr. 2.4.2. 

J 2.2 (Neue Frage) 

Anhang III Nr. 2.4.2 Abs. 3 Satz 3 

Ist bei Tätigkeiten mit geringer Exposi-
tion ein Nachweis der Sachkunde 
auch durch nicht anerkennungsbe-
dürftige Sachkundelehrgänge mög-
lich? 

Ja. 

Die TRGS 519 (s. dortige Nr. 2.7) enthält hierzu diffe-
renzierte Vorgaben. Sie konkretisiert hiermit die in Anh. 
III Nr. 2.1 Satz 3 genannte Abweichungsmöglichkeit 
von den Vorschriften nach Nr. 2.4.2. 

Nach Anhang III Nr. 2.4.3 Abs. 7 sind asbesthaltige Materialien vor Anwendung von Abbruch-
techniken zu entfernen. 

J 2.3 (ehem. 10.4.3) 

Anh. III Nr. 2.4.3 Abs. 7 

Wie ist zu verfahren, wenn die gefor-
derte Entfernung technisch nicht 
möglich ist, weil z.B. Asbestzement-
Materialien erst im Verlauf des Ab-
bruchs zugänglich werden? 

Anhang III Nr. 2.4.3 Abs. 7 konkretisiert das Minimie-
rungsgebot der Verordnung in Bezug auf Asbestfasern 
bei Abbrucharbeiten. Sofern diese Maßgabe in der 
Praxis nicht umsetzbar ist, sind andere Abbruchtechni-
ken unter Beachtung der Anforderungen der TRGS 519 
anzuwenden. 

J 2.4 (ehem. 10.4.4) 
Dürfen andere Problemstoffe, wie 
PAK-haltige Dichtungsschichten, 
PCB-haltige Fugenvergussmassen, 
KMF-haltige Isolierungen, holz-
schutzmittelhaltige Balken im Gebäu-

Weitere Gefahrstoffe, die neben Asbest bei Abbruchar-
beiten relevant sein können, wie PCB, PAK oder KMF, 
sind nicht Regelungsgegenstand des Anhangs III Nr. 
2.4. 
In der Gefährdungsbeurteilung muss der Arbeitgeber 
feststellen, ob zur Minimierung der Gefährdung die Ent-
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de verbleiben und Bestandteil eines 
Abrisshaufens werden? 

fernung bestimmter Gefahrstoffe vor Beginn des Ab-
bruchs geboten ist. 
Daneben sind die Bestimmungen des Abfallrechts zu 
beachten. 

J 3 ANHANG IV NR. 1 - HERSTELLUNGS- UND VERWENDUNGSVERBOTE 

J 3.1 (ehem. 10.5.1) 

Anh. IV Nr. 1 Abs. 1 

Ist die Installation einer Solaranlage 
auf ein bestehendes Asbestzement-
dach verboten, benötigt man eine 
behördliche Ausnahmegenehmi-
gung?  

Wer kann/muss ggf. die Ausnahme-
genehmigung beantragen, der Auf-
traggeber oder die ausführende 
Firma? 

Die Installation fällt unter das Verwendungsverbot nach 
Anh. IV Nr. 1 Abs. 1, da jegliche Tätigkeit auf einem As-
bestzementdach, bei der Asbestfasern freigesetzt wer-
den oder freigesetzt werden können, als ein Verwenden 
im Sinne von § 3 Abs. 3 GefStoffV anzusehen ist. 
Die Verbotsausnahme für Sanierungs- und Instandhal-
tungsarbeiten nach Anh. IV Nr. 1 Abs. 2 Nr. 2 greift nicht, 
da die Installation einer Solaranlage keine ASI-Arbeit ist. 
Aber auch als Teil einer Instandhaltungsausnahme wäre 
die Installation verboten, da gemäß Anh. IV Nr. 1 Abs. 2 
Nr. 2, 1. Anstrich eine Rückausnahme für Überde-
ckungsarbeiten an Asbestzementdächern gilt (s.a. Nr. 4 
Abs. 3 TRGS 519). 
Die Installation bedarf also in jedem Fall einer objektbe-
zogenen, behördlichen Ausnahmegenehmigung; dabei 
ist zu prüfen, ob die Ausnahmevoraussetzungen des § 
20 Abs. 1 tatsächlich erfüllt sind. Die Ausnahmegeneh-
migung muss von dem die Arbeiten ausführenden Ar-
beitgeber bzw. Unternehmer ohne Beschäftigte bean-
tragt werden. 
Eine Antragstellung durch Privatpersonen ist nach § 20 
Abs. 1 nicht möglich (s. a. A 4.8). 

J 3.2 (ehem. 10.5.2) 

Anh. IV Nr. 1 Abs. 1 i.V.m. Anh. IV 
Nr. 1 Abs. 2 Nr. 3 

Bei ca. 25 % aller untersuchten 
Fräsbaustellen im Straßenbau wur-
den Asbestfasern in der Luft festge-
stellt. Bei ca. 10 % der Baustellen 
war die Konzentration größer 15.000 
Fasern pro m³. Welche Vorgehens-
weise ist erforderlich, wenn das 
Fräsmaterial in einer Recyclinganla-
ge für eine weitere Verwendung 
aufbereitet wird? 

Die Möglichkeit des Auftretens von Asbestexpositionen 
im Rahmen von Recyclingtätigkeiten sind im Rahmen 
der Gefährdungsbeurteilung gem. § 7 Abs. 2 GefStoffV 
zu berücksichtigen. Dabei ist die TRGS 517 zu beach-
ten. 
Das Verwendungsverbot ab einem Massengehalt ober-
halb von 0,1 % ist zu beachten (Anh. IV Nr. 1 Abs. 1 
i.V.m. Anh. IV Nr. 1 Abs. 2 Nr. 3). 

Auch die abfallrechtlichen Bestimmungen sind hier zu 
berücksichtigen. 

J 4 MESSUNGEN  

J 4.1 (ehem. 10.6.1) 
Muss man tatsächlich bei allen Ar-
beiten mit Asbest Messungen durch-
führen? 

Messungen sind nach Maßgabe der TRGS 519 bzw. 517 
durchzuführen. 
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K ABKÜRZUNGSVERZEICHNIS  

AGS Ausschuss für Gefahrstoffe 

AGW Arbeitsplatzgrenzwert 

ArbSchG Arbeitsschutzgesetz 

ArbStättV Arbeitsstättenverordnung 

ASiG Arbeitssicherheitsgesetz 

BAuA Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin 

BetrSichV Betriebssicherheitsverordnung 

BetrVG Betriebsverfassungsgesetz 

BGI Berufsgenossenschaftliche Informationen 

BGR Berufsgenossenschaftliche Regeln 

BGV Berufsgenossenschaftliche Vorschriften 

BGW Biologischer Grenzwert 

BioStoffV Biostoffverordnung 

BMAS Bundesministerium für Arbeit und Soziales (seit Herbst 2005 zuständiges Bun-
desministerium für die Gefahrstoffverordnung) 

BMWA Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit (bis Herbst 2005 zuständiges Bun-
desministerium für die Gefahrstoffverordnung) 

BOELV Binding Occupational Exposure Limit Value (z. T. auch verkürzt BLV – Binding 
Limit Value) 

ChemG  Chemikaliengesetz 

DFG  Deutsche Forschungsgemeinschaft 

DNEL Derived No-Effect Level, Begriff der REACH-Verordnung 

GDL Gefahrstoffdatenbank der Länder 

GefStoffV Gefahrstoffverordnung 

GESTIS Gefahrstoffinformationssystem der Unfallversicherungsträger 

GISBAU Gefahrstoffinformationssystem der Berufsgenossenschaft der Bauwirtschaft 

GPSG Geräte- und Produktsicherheitsgesetz 

IOELV Indicative Occupational Exposure Limit Value (z. T. auch verkürzt ILV – Indica-
tive Limit Value) 

ISI Informationsstelle für Sicherheitsdatenblätter 

LASI Länderausschuss für Arbeitsschutz und Sicherheitstechnik 

MAK Maximale Arbeitsplatzkonzentration (Begriff der GefStoffV bis Ende 2004, zu-
dem von der Senatskommission der DFG veröffentlichte Werte) 
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MuSchArbV Verordnung zum Schutze der Mütter am Arbeitsplatz 

PAK Polyzyklische Aromatische Kohlenwasserstoffe 

PSA Persönliche Schutzausrüstung 

REACH Europäische Chemikalienverordnung (VO (EG) Nr. 1907/2006) 

SDB Sicherheitsdatenblatt 

TRGS Technische Regeln für Gefahrstoffe 

TRK Technische Richtkonzentration (Begriff der GefStoffV bis Ende 2004) 

UVT Unfallversicherungsträger 

UVV Unfallverhütungsvorschriften 

VSK Verfahrens- und Stoffspezifische Kriterien 

ZLS Zentralstelle der Länder für Sicherheitstechnik 



Länderausschuss für Arbeitsschutz und Sicherheitstec hnik (LASI) 
LASI-Veröffentlichungen (LV) 

Die Publikationen können im Internet unter http://lasi.osha.de abgerufen werden. 

 

LV-Nr. Titel Herausgabe 
aktuelle Auflage 

1 Leitlinien des Arbeitsschutzes in der Wertstoffsortierung  
(wird nicht mehr veröffentlicht -  ersetzt durch die LV 15) 
 

Juli 1995 

2 Richtlinien für die Akkreditierung von Messstellen zum Vollzug des Gefahr-
stoffrechts gemäß § 18 Abs. 2 Gefahrstoffverordnung  
(wird nicht mehr veröffentlicht - ersetzt durch LV 2.1) 
 

September 1995 

2.1 Richtlinien für die Akkreditierung von Messstellen zum Vollzug des Gefahr-
stoffrechts gemäß § 18 Abs. 2 Gefahrstoffverordnung  
(wird nicht mehr veröffentlicht - ersetzt durch LV 2.2) 
 

Oktober 1999 

2.2 Handlungsanleitung  „Grundsätzliche Anforderungen an akkreditierte Mess-
stellen zum Vollzug des Gefahrstoffrechts“  
 

September 2005 

3 Musterleitfaden zur Umsetzung der Gefahrstoffverordnung und der TRGS 553 
„Holzstaub“ zum Schutz vor Gefahren durch Holzstaub 
(wird nicht mehr veröffentlicht – zurück gezogen) 
 

Februar 1996 

4 Qualitätssicherungs-Handbuch (QSH) 
(wird nicht mehr veröffentlicht – zurück gezogen) 
 

März 1996 

5 Arbeitsschutzmaßnahmen bei Ozonbelastung am Arbeitsplatz 
(wird nicht mehr veröffentlicht – zurück gezogen) 
 

Juli 1996 

6 Leitfaden für den sicheren Umgang mit Mikroorganismen der Risikogruppe 3** 
(wird nicht mehr veröffentlicht – ersetzt durch TRBA 105) 
 

August 1996 

7 Leitfaden zur Ermittlung und Beurteilung der Konzentration von Bakterien und 
Pilzen in der Luft in Arbeitsbereichen 
(wird nicht mehr veröffentlicht – ersetzt durch TRBA 405 und 430) 
 

September 1996 

8 Mehlstaub in Backbetrieben 
Handlungsanleitung der Länderarbeitsschutzbehörden und der Berufsgenos-
senschaft Nahrungsmittel und Gaststätten 
(wird nicht mehr veröffentlicht – zurück gezogen) 
 

November 1996 

9 Handlungsanleitung zur Beurteilung der Arbeitsbedingungen beim Heben und 
Tragen von Lasten 
(4. überarbeitete Auflage) 
 

April 2001 

10 Umsetzung der Gleichwertigkeitsklausel bei überwachungsbedürftigen Anla-
gen 
 

Februar 1997 

11 Schutz schwangerer Frauen vor Benzolexposition in Verkaufsräumen von 
Tankstellen und an anderen Arbeitsplätzen 
(wird nicht mehr veröffentlicht – zurück gezogen) 
 

Juli 1997 

12 Leitfaden „Ersatzstoffe und Verwendungsbeschränkungen in der Reinigungs-
technik im Offsetdruck“ 
(wird nicht mehr veröffentlicht –zurück gezogen) 
 

Juli 1997 

13 Leitlinien für den Arbeitsschutz in biologischen Abfallbehandlungsanlagen 
(wird nicht mehr veröffentlicht – ersetzt durch TRBA 2141) 
 

Oktober 1997 

14 Handlungsanleitung zur Beurteilung der Arbeitsbedingungen bei der Bild-
schirmarbeit  
(2. Auflage) 
 

Mai 1998 
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LASI-Veröffentlichungen (LV) 

Die Publikationen können im Internet unter http://lasi.osha.de abgerufen werden. 
 

LV-Nr. Titel Herausgabe 
aktuelle Auflage 

15 Leitlinien des Arbeitsschutzes in Abfallbehandlungsanlagen 
(wird nicht mehr veröffentlicht – ersetzt durch die TRBA 214) 
 

November 1998 

16 Kenngrößen zur Beurteilung raumklimatischer Grundparameter 
 

Mai 1999 

17 Leitfaden „Künstliche Mineralfasern“ - Handlungsanleitung für die Beurteilung 
von und den Umfang mit Mineralfaserprodukten 
(wird nicht mehr veröffentlicht – zurück gezogen) 
 

April 1999 

18 Leitfaden „Schutz vor Latexallergien“ 
(wird nicht mehr veröffentlicht – zurück gezogen) 
 

Mai 1999 

19 Beschichten von Industriefußböden und anderen großen Flächen in Innen-
räumen mit Methylmethacrylat (MMA)-Harzen 
(wird nicht mehr veröffentlicht – zurück gezogen) 
 

September 1999 

20 Handlungsanleitung zur Beurteilung der Arbeitsbedingungen an Kassenar-
beitsplätzen 
 

Oktober 1999 

21 Arbeitsschutzmanagementsysteme 
Spezifikation zur freiwilligen Einführung, Anwendung und Weiterentwicklung 
von Arbeitsschutzmanagementsystemen (AMS) 
(3. überarbeitete Auflage) 
 

März 2006 

22 Arbeitsschutzmanagementsysteme 
Handlungsanleitung zur freiwilligen Einführung und Anwendung von Arbeits-
schutzmanagementsystemen (AMS) für kleine und mittlere Unternehmen 
(KMU) 
(2. überarbeitete Auflage) 
 

Mai 2006 

23 Leitlinien zur Biostoffverordnung 
(3. überarbeitete Auflage) 
 

September 2008 

24 Umgang mit Lösemitteln im Siebdruck 
(2. überarbeitete Auflage) 
 

September 2007 

25 Ersatzstoffe in der Metallreinigung 
(wird nicht mehr veröffentlicht –zurück gezogen) 
 

September 2001 

26 Umgang mit Gefahrstoffen beim Recycling von Kraftfahrzeugen 
(wird nicht mehr veröffentlicht –zurück gezogen) 
 

April 2002 

27 Umgang mit Gefahrstoffen bei der manuellen Zerlegung von Bildschirm- und 
anderen Elektrogeräten 
(wird nicht mehr veröffentlicht –zurück gezogen) 
 

April 2002 

28 Konzept zur Ermittlung psychischer Fehlbelastungen am Arbeitsplatz und zu 
Möglichkeiten der Prävention 
 

Juni 2002 

29 Handlungsanleitung zur Beurteilung der Arbeitsbedingungen beim Ziehen und 
Schieben von Lasten 
 

September 2002 

30 Arbeitszeitgestaltung in Krankenhäusern - Arbeitszeitproblematik am Beispiel 
des Ärztlichen Dienstes  
(wird nicht mehr veröffentlicht – zurück gezogen) 
 

November 2004 
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LV-Nr. Titel Herausgabe 
aktuelle Auflage 

31 Handlungsanleitung für die Arbeitsschutzverwaltungen der Länder zur Ermitt-
lung psychischer Fehlbelastungen am Arbeitsplatz und zu Möglichkeiten der 
Prävention  
 

Mai 2003 

32 Kunststoffverwertung – Umgang mit Gefahrstoffen und biologischen Arbeits-
stoffen bei der werkstofflichen Verwertung von Kunststoffen 

(wird nicht mehr veröffentlicht – zurück gezogen) 
 

Oktober 2004 

33 Grundsätze der Behördlichen Systemkontrolle Juli 2003 
 

34 Gegen Mobbing – Handlungsanleitung für die Arbeitsschutzverwaltungen der 
Länder  
 

September 2003 

35 Leitlinien zur Betriebssicherheitsverordnung (BetrSichV) 
(3 überarbeitete Auflage) 
 

2008 

36 Handlungsanleitung für die Ausführung der Marktüberwachung in 
Deutschland 
 

November 2004 

37 Handlungsanleitung für den Umgang mit Arbeits- und Schutzgerüsten 
 

März 2005 

38 Handlungsanleitung für die Beurteilung von Arbeiten in sauerstoffreduzierter 
Atmosphäre für die Arbeitsschutzverwaltungen der Länder 
 

April 2005 

39 Reinigung und Innenprüfung von Heizölverbrauchertanks 
 

Mai 2005 

40 Leitlinien zur Arbeitsstättenverordnung 
(wurde bisher nicht gedruckt) 
 

April 2005 

41 Handlungsanleitung zur Beleuchtung von Arbeitsstätten  
Gesicherte arbeitswissenschaftliche Erkenntnisse für Tageslicht in Gebäuden, 
künstliches Licht in Gebäuden und im Freien, Sicherheitsbeleuchtung 
(wurde bisher nicht gedruckt) 
 

Februar 2005 

42 Handlungsanleitung „Schutzmaßnahmen zur  Minimierung der 
Gefahrstoffexposition beim Schutzgasschweißen“ 
 

September 2005 

43 Spritzlackieren von Hand bei der Holzbe- und verarbeitung 
 

September 2005 

44 Handlungsanleitung zur Beurteilung von überwachungsbedürftigen Anlagen 
nach § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 Betriebssicherheitsverordnung für entzündliche 
wasserlösliche Flüssigkeiten 
 

Mai 2006 

45 Leitlinien zur Gefahrstoffverordnung  
(2. überarbeitete Auflage) 
 

September 2008 

46 Leitlinien zum Geräte- und Produktsicherheitsgesetz 
(2. überarbeitete Auflage) 
 

September 2007 

47 Anforderungen an Anlagen für bioethanolhaltige Kraftstoffe 
 

März 2007 

48 Buß- und Verwarnungsgeldkataloge zum Fahrpersonalrecht 2008 
 

49 Qualität der gutachterlichen Äußerung im Rahmen des Erlaubnisverfahrens 
nach § 13 Betriebssicherheitsverordnung 
 

2008 

 



 

 

 
 
 
Auskünfte zu Fragen des Arbeitsschutzes erteilen die zuständigen obersten Landes-
behörden bzw. deren nachgeordnete Behörden 
 
 
 
 
Umweltministerium 
Baden-Württemberg 
Kernerplatz 9 
70182 Stuttgart  

Behörde für Soziales, Familie, 
Gesundheit und Verbraucher-
schutz 
Amt für Arbeitsschutz 
Billstraße 80 
20539 Hamburg 

Ministerium für Umwelt, Forsten 
und Verbraucherschutz 
des Landes Rheinland-Pfalz 
Kaiser-Friedrich-Straße 1 
55116 Mainz 

   
Sozialministerium 
Baden-Württemberg 
Schellingstraße 15 
70174 Stuttgart  

Hessisches Sozialministerium 
Dostojewskistraße 4 
65187 Wiesbaden  

Ministerium für Umwelt 
Abteilung E 
Keplerstraße 18  
66117 Saarbrücken  

   
Bayerisches Staatsministerium 
für Umwelt, Gesundheit und 
Verbraucherschutz - Ref. 73 
Rosenkavalierplatz 2 
81925 München  

Sozialministerium des Landes 
Mecklenburg-Vorpommern 
Werderstraße 124 
19055 Schwerin 

Sächsisches Staatsministerium 
für Wirtschaft und Arbeit 
Wilhelm-Buck-Straße 2 
01097 Dresden  

   
Senatsverwaltung für Gesundheit, 
Umwelt und Verbraucherschutz 
Oranienstraße 106 
10969 Berlin  

Niedersächsisches Ministerium 
für Soziales, Frauen, Familie 
und Gesundheit 
Gustav-Bratke-Allee 2 
30169 Hannover 

Ministerium für Gesundheit 
und Soziales 
des Landes Sachsen-Anhalt 
Turmschanzenstraße 25 
39114 Magdeburg  

   
Ministerium für Arbeit, Soziales, 
Gesundheit und Familie 
des Landes Brandenburg 
Referat Arbeitsschutz 
Heinrich-Mann-Allee 103 
14473 Potsdam  

Ministerium für Arbeit, Gesundheit 
und Soziales 
des Landes Nordrhein-Westfalen 
Fürstenwall 25 
40219 Düsseldorf 

Ministerium für Soziales, 
Gesundheit, Familie, Jugend und 
Senioren 
des Landes Schleswig-Holstein 
Adolf-Westphal-Straße 4 
24143 Kiel  

   
Die Senatorin für Arbeit, Frauen, 
Gesundheit, Jugend und Soziales 
Doventorscontrescarpe 172 
28195 Bremen  

Ministerium für Arbeit, Soziales, 
Gesundheit, Familie und Frauen 
Bauhofstraße 9 
55116 Mainz 

Thüringer Ministerium für 
Soziales, Familie und Gesundheit 
Werner-Seelenbinder-Straße 6 
99096 Erfurt  
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